STADT | TORNESCH

Sitzung des Bau- und Planungsausschusses

Gremium: Bau- und Planungsausschuss
Sitzungstermin:  Montag, 05.12.2016, 19:30 Uhr
Ort, Raum: Sitzungssaal im Rathaus Tornesch, Wittstocker Str. 7

Nachtragstagesordnung
Offentlicher Teil

1 BegrilRung und Feststellung der Beschlussfahigkeit

2 Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde

3 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 07.11.2016

4 Bekanntgabe der in nichtoffentlicher Sitzung gefassten Beschlisse

5 Bericht der Verwaltung VO/16/197
6 Anfragen von Ausschussmitgliedern

7 Antrag zur Rechtskraft von Bebauungsplanen VO/16/204
8 Satzung uber eine Veranderungssperre im Ortskern VO/16/203
9 5.Anderung B-Plan 47 VO/16/192

Abwagung zur 6ffentlichen Auslegung, Satzungsbeschluss

10 B-Plan 98 "westlich Kleiner Moorweg, siidlich Schaferweg" VO/16/193
- Abwagung zur offentlichen Auslegung, Satzungsbeschluss -

11 (vorhabenbezogener) B-Plan 101 "sldlich Uetersener Stralle, westlich VO/16/191
Willy-Meyer-Stralie" (B-Plan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB)
- Aufstellungsbeschluss

12 Satzung der Stadt Tornesch (ber die dufiere Gestaltung von VO/16/190
Werbeanlagen (Werbesatzung)
- Satzungsbeschluss -
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Nichtoffentlicher Teil
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19

20

BA 16/13

Bericht der Verwaltung

Anfragen von Ausschussmitgliedern

Ausubung des gemeindlichen Vorkaufsrechts

Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 BauGB
Anbringung einer Werbetafel (Grol¥flachentafel) an einem Gebdude in der
Jurgen-Siemsen-Str.

Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 BauGB
Anbringung von zwei Werbetafeln (Groflachentafeln) an einem Gebaude
in der Esinger Str.

Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 BauGB
- Neubau eines Doppelhauses in der Heimstattenstr.

Planung See in "Tornesch am See" - Sachstand -

Abweichung von der Ortsgestaltungssatzung Esingen
Dachneigung des Frontspiel3es eines Neubaues im Diestelkamp
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VO/16/199

VO/16/195

VO/16/196

VO/16/198

VO/16/208
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STADT | TORNESCH

Der Vorsitzende des
Bau- und Planungsausschusses

Geschaftsstelle

Stadt Tornesch « Postfach 21 42 « 25437 Tornesch Wittstocker Str. 7
25436 Tornesch
An die Mitglieder des
Bau- und Planungsausschusses Auskunft erteilt: ~ Marion Griin
Zimmer: 111 1. Obergeschoss
nachrichtlich ;’elgfon: 04122-9572-300
. ax: 04122-9572-333
an alle Gbrigen Ratsfrauen und Rats- E-Mail: marion.gruen@tornesch.de
herren sowie burgerlichen Mitglieder Internet: www.tornesch.de

Tornesch, den 22.11.2016

Einladung

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Einvernehmen mit Herrn Burgermeister Krtigel lade ich Sie zu einer

Str. 7 ein.

offentlichen Sitzung des Bau- und Planungsausschusses
am Montag, den 05.12.2016 um 19:30 Uhr imSitzungssaal im Rathaus Tornesch, Wittstocker

Tagesordnung

TOP

Betreff

Vorlage

Offentlicher Teil

BegriRung und Feststellung der Beschlussfahigkeit

Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde

Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 07.11.2016

Bekanntgabe der in nichtdffentlicher Sitzung gefassten Beschlisse

Bericht der Verwaltung

VO/16/197

Anfragen von Ausschussmitgliedern

Antrag zur Rechtskraft von Bebauungsplanen

VO/16/204|

Satzung Uber eine Veranderungssperre im Ortskern

VO/16/203

© [O[N[OJO][R[W[IN]~

5.Anderung B-Plan 47
Abwagung zur 6ffentlichen Auslegung, Satzungsbeschluss

VO/16/192

—
o

B-Plan 98 "westlich Kleiner Moorweg, sudlich Schaferweg"
- Abwagung zur 6ffentlichen Auslegung, Satzungsbeschluss -

VO/16/193

11

(vorhabenbezogener) B-Plan 101 "sudlich Uetersener Stralle, west-
lich Willy-Meyer-Strafte" (B-Plan der Innenentwicklung gem. § 13a

BauGB)
- Aufstellungsbeschluss

VO/16/191

Einladung BA 16/13
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12

Satzung der Stadt Tornesch Uber die dulere Gestaltung von Wer-
beanlagen (Werbesatzung)
- Satzungsbeschluss -

VO/16/190

Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Maligabe der Beschlussfassung durch
den Ausschuss voraussichtlich nichtéffentlich beraten.

13 Bericht der Verwaltung VO/16/199

14 Anfragen von Ausschussmitgliedern

15 Auslibung des gemeindlichen Vorkaufsrechts
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 BauGB

16 Anbringung einer Werbetafel (Groflachentafel) an einem Gebaude VO/16/195
in der Jirgen-Siemsen-Str.
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 BauGB

17 Anbringung von zwei Werbetafeln (GroRflachentafeln) an einem VO/16/196,
Gebaude in der Esinger Str.

18 Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 BauGB VO/16/198
- Neubau eines Doppelhauses in der Heimstattenstr.

19 Planung See in "Tornesch am See" - Sachstand -

Mit freundlichen Grifen

gez. Henry Stiimer

Vorsitzender

Einladung BA 16/13 Seite: 2/2
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STADT | TORNESCH

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: VO/16/197
Status: offentlich
Datum: 18.11.2016

Federfihrend: Bericht im Ausschuss: Marion Grin
Bericht im Rat:

Bau- und Planungsamt Bearbeiter: Marion Griin

Bericht der Verwaltung

Beratungsfolge:
Datum Gremium

05.12.2016  Bau- und Planungsausschuss

Aufziige an der Bahnbriicke

Der gerichtlich beauftragte Gutachter hat dem Gericht die angeforderte Ergadnzung zum Be-
weisbeschluss vom 05.08.2016 Anfang November vorgelegt. Bis zum 05.12.2016 sind nun-
mehr die Parteien aufgefordert, hierzu Stellung zu nehmen.

Im Ergebnis stellt das Erganzungsgutachten fest, dass ein MaRnahmenkatalog erforderlich
wird, der zu geschatzten Gesamtkosten in Hohe von ca. 60.000,-€ brutto fihren wird. nach
Auffassung des Sachverstandigen sind von diesem Betrag geschatzt ca. 23.000,-€ soge-
nannte Sowiesokosten, die auch entstanden waren, wenn diese MalRhahmen bereits bei
Errichtung der Anlage durchgefuhrt worden waren. Dieser Betrag ist zuzlglich anteiliger Ver-
fahrenskosten von der Stadt zu tragen.

Nach Beratung mit dem Rechtsanwalt der Stadt wird folgendes Verfahren empfohlen:

Die gegnerische Partei wird aufgefordert, die festgestellten und somit notwendigen Malinah-
men unverzuglich durchzufuhren. Die Kosten fur die Sowiesoleistungen werden von der
Stadt erstattet.

Sollte die gegnerische Partei dieser Aufforderung nicht nachkommen, wird die Stadt die
Malnahmen im Wege der Ersatzvornahme durchfuhren und die Kosten nebst Bauneben-
und Verfahrenskosten in einem Hauptsacheverfahren einklagen.

Dialogdisplay an der Ahrenloher Strae hinter dem Kreisel

Am 17.11.2016 hat ein Ortstermin mit Vertretern des Bauausschusses, des LBV und der
Stadt stattgefunden, um einen mdéglichen neuen Standort fir das Dialog Display festzulegen.
Aufgrund der StralRenbaume und einer dadurch verursachten Verschattung und Sichtbehin-
derung sowie einer mdglichen Stromversorgung ist die Standortauswahl eingeschrankt.
Nach Festlegung einer Option werden die technische Umsetzung und die Gestattung durch
den Grundstiickseigentiimer gepruft.

Alte Ahrenloher Schule

Die Planungsleistungen fiir die MaRnahme sind abgeschlossen und eine erste Teilzahlung
aus dem Zuwendungsbetrag konnte abgerufen werde. Die Ausschreibung fir die Gewerke
ist erfolgt und wird in den kommenden Wochen beauftragt, so dass Anfang 2017 der Baube-
ginn erfolgen kann.

Vorlage VO/16/197 der Stadt Tornesch Seite: 1/2
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VEP

Die Vorstellung des Verkehrsentwicklungsplanes soll auf einer Sondersitzung des Bau- und
Planungsausschusses stattfinden. Als Termin wird der 30.01.2017 vorgeschlagen.

K 22
Uber neue Entwicklungen wird in der Sitzung gfs. miindlich berichtet.

gez.
Roland Krugel
Blrgermeister

Anlage/n:
Uberarbeitete Beschlussverfolgung

Vorlage VO/16/197 der Stadt Tornesch Seite: 2/2
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Bau- und Planungsamt

Tabelle zur Beschlussverfolgung

18.11.2016

Schlagwort Beschluss beraten weitere Stand des Verfahrens/ Beschlussumsetzung
am Gremien
Aufstellungsbeschluss 04.05.09 Vorplanungsauftrag fir die Wasserflache mit angrenzender
B-Plan 76 “siidlich Schaferweg” Aufhebungsbeschluss 21.03.2016 E?Z:gﬁgg \éioSmEggélg.OZ:?SM
Aufteilung in 3 einzelne B-Plane beabsichtigt (97,98,99)
B-Plan 97 “nérdl. Baumschulenweg, Aufstellungsbeschluss 06.06.2016
sudl. Schaferweg” (See) Veranderungssperre 06.06.2016
B-Plan 98"Westlich Kleiner Aufstellungsbeschluss 29.02.2016 Frztg. Offentlichkeitsbeteiligung: 22.03.2016
Moorweg, sudlich Schaferweg” Auslegungsbeschluss 06.06.2016 TOB: 04.04. — 20.05.2016
Erneuter Auslegungsbeschluss 05.09.2016 Auslegung: 22.06. — 22.07.2016
Auslegung.:04.10. - 04.11.2016
B-Plan 99 "6stl. Baumschulenweg" noch keiner 05.11.2015 Verschoben bis zur Klarung "See"
B-Plan 47, 3. Anderung+ Erweiterung Aufstellungsbeschluss 04.02.13 Frztg. Offentlichkeitsbeteiligung: 24.09.2013
,Businesspark Tornesch Erweiterung Entwurfsberatung, Freigabe d. Entwurfs 14.08.2013 TOB: 26.08. — 26.09.2013
nordl. Asperhorner Weg* zur frilhzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung |21.10.2013 Erneuter Aufstellungsbeschluss
Auslegungsbeschluss
Erneuter Auslegungsbeschluss 03.11.2014 Auslegung:13.01. — 13.02.2015
offen
45. F-Plananderung Aufstellungsbeschluss, Freigabe zur 01.09.2014
'(‘E‘;fgl')ess"ark Tornesch f-orlf‘fgeﬂ'it'ciizitsb eteiligung Frztg. Offentlichkeitsbeteiligung: 04.11.2014
Auslegungsbeschluss offen
B.Plan 47, 5. Anderung Aufstellungsbeschluss, Freigabe zur frztg. 103.02.14 Frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung am 17.03.14
LBusinesspark Tornesch” Offentlichkeitsbeteiligung Anderung des 07.09.2015 Erneute frztg. Offentlichkeitsbeteiligung am: 20.10.2015
neben GLS Geltungsbereiches Auslegung: 29.01. — 29.02.2016
05.09.2016 Auslegung: 04.10. - 04.11.2016
B-Plan 47, 6. Anderung Aufstellungsbeschluss, Freigabe zur 01.09.2014
Eﬁzf;T)eSSpark Tornesch f'(glfjfr:aznillit::%ir;itsbeteiligung Frztg. Offentlichkeitsbeteiligung: 04.11.2014
Auslegungsbeschluss offen
44. F-Planénderung ,Ahrenloher Aufstellungsbeschluss Anderung des Frztg. Offentlichkeitsbeteiligung am 04.11.2014
Str. — Am Moor* Geltungsbereiches 07.07.2014 Erneute Frztg. Offentlichkeitsbeteiligung am: 20.10.2015
07.09.2015 Nach Konzepterstellung durch den Investor Abstimmung mit der
Landesplanung
Ortskernentwicklung Zustimmung zum Planungsansatz der AC [09.11.2015 Workshop
Planergruppe 21.03.2016 Bildung eines Arbeitskreises: 2. Sitzung am 31.01.2017
B-Plan 89 ,Ortskern” Aufstellungsbeschluss 07.07.12014 Vorstellung Planungsbiros im Bau- und Planungsausschuss am
Aufteilung in die B-Plane: 17.11.2014
BP 91, 92, 93, 94 02.03.2015 Beauftragung AC Panergruppe
B-Plan 91 ,Ortskern: stdl. Aufstellungsbeschluss 02.02.2015
Friedrichstrafle”
B-Plan 92 ,Ortskern: Willy- Aufstellungsbeschluss 02.02.2015
Meyer Str./ westl. Esinger Str.”
B-Plan 93 ,Ortskern: Aufstellungsbeschluss 02.02.2015

Tornescher Hof/Bahnhofsplatz*
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B-Plan 94 ,Ortskern: 6stl. der Aufstellungsbeschluss 02.02.2015
Bahn*
47. F-Plananderung ,Nordl. Schaferweg” |Aufstellungsbeschluss, Freigabe zu frzt. 30.03.15 Frztg.O-Betlg. : 07.07.2015
Beteiligungen 18.07.2016
Auslegungsbeschluss
B-Plan 95 ,Nérdl. Schaferweg” Aufstellungsbeschluss, Freigabe zu frzt. 30.03.15 Frztg.O-Betlg. : 07.07.2015
Beteiligungen Auslegungsbeschluss 18.07.2016 TOB: 04.04. —20.05.2016
48. F-Plananderung ,stdl. Schaferweg, |Aufstellungsbeschluss 06.07.2015 Frztg. Offentlichkeitsbeteiligung: offen
ostl. GroRer Moorweg* Erneuter Aufstellungsbeschluss 06.06.2016
B-Plan 96 ,6stlich GroRer Aufstellungsbeschluss 09.11.2015
Moorweg, zwischen Schéferweg Erneuter Aufstellungsbeschluss 05.09.2016
und Brandskamp* u.Freigabe z. frztg. O-betlg.
B-Plan 80, 1. Anderung ,&stl. Aufstellungs- und 06.06.2016 Uberplant durch B-Plan 96 "6stl. Grol3er Moorweg, zw. Schéaferweg und
GroRer Moorweg"“ Auslegungsbeschluss Bramskamp"
Schreiben an Kreis wg. Rickstellung 30.11.09 Post ab 01.04.10
Ausbau, Gesamtverkehrsplan Aufforderung vom 13.04.10
Erarbeitung Zielkatalog Auslegung
Planfeststellungsunterlagen Erneute RV
K22 Auslegung 15.03.2016 29.09. - 29.10.2014
Resolution der RV
05.01. — 05.02.2016
29.02.2016
Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes |06.12.10 Aufforderung ist erfolgt
an 4 Biros Integriertes Verkehrskonzept [06.06.11 Verweis an Fraktionen wegen Vergabeentscheidung
Ausschreibungstext beschlossen 05.03.12 Offentlichkeitsbeteiligung analog B-Plan-Verfahren
Vergabevorschlag 06.08.12 Auftragsvergabe ist erfolgt
Verkehrsgutachten Untersuchung Bahnquerung 01.10.12 Ergebnisse Herbst 2014
NEG 04.02.13 Vorstellung der Ergebnisse durch Buro am 01.12.2014
Abwéagung der Anregungen 07.07.14 Ende offentliche Beteiligung : 14.09.2015
29.02.2016
SPD-Antrag Vorstellung Planung 06.05.13 Prifauftrag: Umgestaltung mit offenem Erdgeschoss
Forderantrag bei NAH S-H im Mai 2015 02.09.13 Fortfiihrung der Planung in der 1. Jahreshaélfte 2015
gestellt 07.10.2015 Umplanung erforderlich um Zuwendungsvoraussetzungen zu erfiillen
Umgestaltung Fahrradgarage Beratung 01.02.2016 Umplanung EG offen, Entfernung E-Bike-Komponenten
Beschluss zur Vollfassade Seit Anfang
Antrag GVFG 26.05.2016 August 2016 Baufachliche Priifung durch GmSH
Innenbereichssatzung Aufstellungsbeschluss 05.03.2012 Entlassung aus LSG
Koppeldamm Auslegungsbeschluss 21.10.2013 Auslegung: 25.11. - 27.12.2013
Erneuter Auslegungsbeschluss 01.06.2015 Auslegung: 02.10. — 02.11.2015
Mittelfreigabe zur Fortsetzung der Planung Beschluss des HA am 09.03.15 zur Sanierung unter der
fur die Antragstellung bei der Aktiv Region Voraussetzung, dass die Forderquote von 75% der zuwendungsfahigen
Info Uber Antragsriickstellung Kosten bewilligt wird.
Energetische Sanierung der Antragstellung am 08.02.2016 03.11.2014 Zuriickstellung der MaBnahme Gebaudesanierung bis Herbst

LAlten Ahrenloher Schule”

2015. Notwendige Instandsetzung der Entwasserungsleitungen und
Wintersicherung des Gebéaudes sind abgeschlossen
Zuwendungsbescheid Uber 342.580,-€
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Neubau Straf3e ,An der Kirche* Entwurfsberatung und Freigabe zur 30.03.15 Zuriickstellung der MaRBnahme bis zur Beendigung der
in Zusammenhang mit Anliegerversammliung HochbaumafRnahme bis 2018
KanalisationsmaRnahmen
Verkehrsbelastung Ahrenloher Die Verwaltung ist beauftragt, beim Die MaBRnahmen aus dem Beschluss vom 01.06.15 sind im Wesentlichen
StralBe Baulasttrager LBV-SH zu intervenieren, Angelegenheit der Stadt. (vgl. Bericht d. Verwaltung zur Sitzung des Bau-
um unverzuglich und Planungsausschusses am 07.09.2015)
MafRnahmen zur 01.06.2015 Abstimmungstermin mit dem Kreis Pinneberg Anfang Oktober 2015
Larmreduzierung zu prifen. Gemeinsamer Termin Kreis/LBV/Stadt : 16.06.2016
Neubau der Strae Am Moor zwischen [Entwurfsplanung und Freigabe zur 07.10.2015 Anliegerversammlung: 08.12.2015 und 19.07.2016
Thujaweg und Anliegerversammlung
Brookkamp Freigabe des Bauprogramms 05.09.2016 Umsetzung 2017
Stellplatzsatzung Erarbeitung parallel zur 01.02.2016
Anderung der LBO in der
Verwaltung und den Fraktionen
46. F-PlanAnd. "nérdl. Pinneberger Str." |Aufstellungsbeschluss u. Freigabe zur 05.09.2016 friihzeitige Offetnlichkeitsbeteiligung: 29.11.2016
frztg. O-betlg.
B-Plan 90 "nordl. Pinneberger Str. " Aufstellungsbeschluss u. Freigabe zur 05.09.2016 friihzeitige Offetnlichkeitsbeteiligung: 29.11.2016
frztg. O-betlg.
Erneuerung der Kanalisation in der Freigabe als Malnahme der 05.09.2016 Umsetzung 2017
Friedlandstr. Zw. Esinger Str. und Straf3enunterhaltung
Friedensalle
Erganzung der groBen Kreuzung durch [Freigabe von Planungsmitteln 07.11.2016

Bau eines Rechtsabbiegers in die L 107
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TOP 7.

Fraktionsantrag der CDU \Vorlage-Nr: VO/16/204
Status: offentlich
Datum: 21.11.2016
Federfiihrend: Bericht im Ausschuss: Heide-Marie Plambeck
Bericht im Rat:
Bau- und Planungsamt Bearbeiter: Marion Grin

Antrag zur Rechtskarft von Bebauungsplanen

Beratungsfolge:

Datum Gremium

05.12.2016  Bau- und Planungsausschuss

Sehr geehrter Herr Stimer.

Immer wieder wird wahrend der Beratungen in den Ausschissen festgestellt, dass manche B-Plane
die in der Vergangenheit beschlossen worden sind noch keine Rechtskraft erlangt haben. Auch neue
B-Plane wurden aufgestellt, die in ihrem Geltungsbereich liber bestehende B-Plane lberhergehen. In
diesen Fallen wurde versaumt, den bisher giiltigen B-Plan aufzuheben.

Um bei zukunftigen Beratungen Klarheit und Sicherheit zu haben, bringt die CDU den folgenden Be-
schlussvorschlag zur Abstimmung.

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird gebeten, eine grafische Ubersicht aller B-Plane und dessen Grenzen zu erstellen.
Diese grafische Darstellung soll zudem eine tabellarische Ubersicht erhalten, welche B-Plane bereits
Rechtskraft und welche B-Plane bislang noch keine Rechtskraft erlangt haben.

Ergénzend zu dieser grafischen und tabellarischen Ubersicht wird die Verwaltung gebeten, fiir die
noch nicht zur Rechtskraft erlangten B-Pléane das weitere erforderliche Vorgehen zu erlautern, um alle
bestehenden B-Plane zur Rechtskraft bringen zu lassen.

Die Vorlage der Ergebnisse soll zum Bau- und Planungsausschuss am 6. Februar 2017 erfolgen.

Mit freundlichen GriiRen
gez. Heide-Marie Plambeck

: Sachbericht
: Stellungnahme der Verwaltung
Priifungen: 1. Umweltvertraglichkeit

2. Kinder- und Jugendbeteiligung
Finanzielle Auswirkungen
Beschlussempfehlung

mo QW

Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwaltung

Zu C: Prifungen

Vorlage VO/16/204 der Stadt Tornesch Seite: 1/3
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1. Umweltvertraglichkeit

entfallt

2. Kinder- und Jugendbeteiligung

entfallt

Zu D: Finanzielle Auswirkungen / Darstellung der Folgekosten

Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen: I:I ja I:I nein
Die Maltinahme/Aufgabe ist: : vollstandig eigenfinanziert
teilweise gegenfinanziert

vollstandig gegenfinanziert

Auswirkungen auf den Stellenplan: | | Stellenmehrbedarf Stellenminderbedarf
héhere Dotierung Niedrigere Dotierung
Keine Auswirkungen

Es wurde eine Wirtschaftlichkeitsprifung durchgefuhrt: \:’ ja \:’ nein
Es liegt eine Ausweitung oder eine Neuaufnahme einer

Freiwilligen Leistung vor: |:| ja |:| nein
Produkt/e:

2016 | 2017 1 2018 2019 12020 2021 ff.

Ertrage/Aufwendungen s

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrédge
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand; Sachaufwand; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstigg
Aufwendungen

Ertrage™:

Aufwendungen*:

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

2016 | 2017 | 2018 | 2019 2020 2021 ff.

Investition/Investitionsférderung CEUR

Einzahlungen

Auszahlungen

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Ertrage (z.B. Auflssung von Sonderposten)

Abschreibungsaufwand

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Verpflichtungserméchtigungen

davon noch zu veranschlagen:

Folgeeinsparungen/-kosten 2016 2017 12018 2019 2020 @ 2021 ff.

(indirekte Auswirkungen, ggf. sorgfaltig zu schatzen) in EUR

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrége
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand,; Sachaufwand; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstigg
Aufwendungen

Ertrage™:

Aufwendungen™:

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Vorlage VO/16/204 der Stadt Tornesch Seite: 2/3
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Zu E: Beschlussempfehlung

Die Verwaltung wird gebeten, eine grafische Ubersicht aller B-Plane und dessen Grenzen zu erstellen.
Diese grafische Darstellung soll zudem eine tabellarische Ubersicht erhalten, welche B-Plane bereits
Rechtskraft und welche B-Plane bislang noch keine Rechtskraft erlangt haben.

Erganzend zu dieser grafischen und tabellarischen Ubersicht wird die Verwaltung gebeten, fir die
noch nicht zur Rechtskraft erlangten B-Plane das weitere erforderliche Vorgehen zu erlautern, um alle
bestehenden B-Plane zur Rechtskraft bringen zu lassen.

Die Vorlage der Ergebnisse soll zum Bau- und Planungsausschuss am 6. Februar 2017 erfolgen.

Anlage/n:
keine

Vorlage VO/16/204 der Stadt Tornesch Seite: 3/3
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Fraktionsantrag der SPD Vorlage-Nr: VO/16/203
Status: offentlich
Datum: 21.11.2016

Federfihrend: Bericht im Ausschuss: Manfred Moérker
Bericht im Rat:

Bau- und Planungsamt Bearbeiter: Marion Griin

Satzung uber eine Veranderungssperre im Ortskern

Beratungsfolge:
Datum Gremium

05.12.2016  Bau- und Planungsausschuss

Sehr geehrter Herr Stimer,

sehr geehrte Mitglieder des Bau- und Planungsausschusses der Stadt Tornesch
Die SPD-Fraktion beantragt den Tagesordnungspunkt

Satzung iliber eine Verdanderungssperre im Ortszentrum

auf die Tagesordnung zu setzen.

In diesem Zusammenhang lautet unser Beschlussvorschlag wie folgt:

Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt der Ratsversammlung der Stadt Tornesch, den Erlass ei-
ner Verdanderungssperre fir das Gebiet der Bebauungspldne 91, 92, 93 und 94 als Satzung zu be-
schlieRen.

Begriindung:

1. Der Bau- und Planungsausschuss hat in seiner Sitzung vom 2.6.2014 die Neuaufstellung eines Be-
bauungsplanes fiir das Ortszentrum beschlossen. Die nicht zur Rechtskraft gelangten B-Plane 45, 70
und 71 wurden in diesem Zusammenhang aufgehoben und eine Verdnderungssperre fiir das Ortszen-
trum beschlossen, um in der Zeit bis zur Fertigstellung des B-Planes ungewollten Veranderungen
entgegen zu wirken.

2. Am 2.2.2015 wurde der am 7.7.2014 beschlossene Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan 89
,Ortskern” aufgehoben und durch die Aufstellungsbeschliisse zu den Bebauungspldnen 91, Ortskern:
Vorlage VO/16/203 der Stadt Tornesch Seite: 1/3
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Sudliche Friedrichstr.”, 92 ,Ortskern: Willy-Meyer-Str. / Westl. Esinger Str.”, 93 ,Ortskern: Torne-
scher Hof / Bahnhofsplatz“ und 94 ,,Ortskern: Ostlich der Bahn“ ersetzt.

3. Planungsziele der vier B-Pldne sind die funktionale Revitalisierung und stadtebauliche Aufwertung
des Ortskerns durch die Neuordnung und Verdichtung der Bebauung in Teilbereichen, die geordnete
Nachverdichtung und die Qualifizierung der o6ffentlichen Freiflachen durch die Umgestaltung des
offentlichen Raumes.

4. Zur Erreichung der Planungsziele und Umsetzung der beschlossenen Veranderungssperre ist der
Erlass einer Satzung in der vorliegenden Form erforderlich und soll nunmehr erfolgen.

Mit freundlichem Grul}
Fur die SPD-Fraktion

Manfred Morker

Zu D: Finanzielle Auswirkungen / Darstellung der Folgekosten
Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen: I:I ja I:I nein

Die MalRnahme/Aufgabe ist: | vollstandig eigenfinanziert
teilweise gegenfinanziert
vollstandig gegenfinanziert

Auswirkungen auf den Stellenplan: : Stellenmehrbedarf Stellenminderbedarf
héhere Dotierung Niedrigere Dotierung
Keine Auswirkungen

Es wurde eine Wirtschaftlichkeitsprifung durchgefuhrt: \:’ ja \:’ nein

Es liegt eine Ausweitung oder eine Neuaufnahme einer

Freiwilligen Leistung vor: |:| ja |:| nein

Produkt/e:

Ertrige/Aufwendungen io;fR 12017 2018 2019 2020 2021 ff.

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrédge
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand; Sachaufwand; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstigg
Aufwendungen

Ertrage™:

Aufwendungen*:

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

2016 | 2017 | 2018 | 2019 2020 2021 ff.

Investition/Investitionsférderung CEUR

Einzahlungen
Auszahlungen

Vorlage VO/16/203 der Stadt Tornesch Seite: 2/3
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Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Ertrége (z.B. Aufldsung von Sonderposten)

Abschreibungsaufwand

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Verpflichtungsermachtigungen

davon noch zu veranschlagen:

Folgeeinsparungen/-kosten

2016 | 2017 | 2018

1 2019 2020 2021 ff.

(indirekte Auswirkungen, ggf. sorgféltig zu schatzen)

in EUR

Aufwendungen

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrédge
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand; Sachaufwand; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstigg

Ertrage*:

Aufwendungen®:

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Zu E: Beschlussempfehlung

Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt der Ratsversammlung der Stadt Tornesch, den Erlass ei-
ner Veranderungssperre fir das Gebiet der Bebauungsplane 91, 92, 93 und 94 als Satzung zu be-

schlieRen.

Anlage/n:
Satzungstext,

Geltungsbereich

Vorlage VO/16/203 der Stadt Tornesch
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Satzung liber die Veranderungssperre fiir das Gebiet ,, Ortsmitte” Tornesch

Auf Grund von § 14 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 4 Gemeindeordnung hat die
Ratsversammlung der Stadt Tornesch folgende Verdnderungssperre als Satzung beschlossen:

81
Anordnung der Verdnderungssperre

Zur Sicherung der Planung im kiinftigen Geltungsbereich der Bebauungsplane 91, 92, 93 und 94
,Ortsmitte” Tornesch wird eine Veranderungssperre angeordnet.

§2
Raumlicher Geltungsbereich der Veranderungssperre

Der raumliche Geltungsbereich der Veranderungssperre umfasst die B-Plane 91 ,Ortskern: Sidliche
FriedrichstraRe”, 92 ,Ortskern: Willy-Meyer-StraRe/Westl. Esinger StralRe, 93 , Ortskern: Tornescher
Hof/Bahnhofsplatz und 94 ,,Ortskern: Ostlich der Bahn*.

Der genaue Geltungsbereich mit flurstlickgenauer Abgrenzung ist in einer Karte dargestellt
(Bebauungsplane ,,Ortskern), die als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist.

83
Inhalt und Rechtswirkungen der Veranderungssperre
(1) Im rdumlichen Geltungsbereich der Veranderungssperre diirfen:

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgefiihrt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt
werden

2. keine erheblichen oder wesentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundstiicken und
baulichen Anlagen, deren Veranderung nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigenpflichtig
ist, vorgenommen werden.

(2) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Verdnderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, sowie Vorhaben, von denen die Stadt nach Maligabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt
hat und mit deren Ausfiihrung vor dem Inkrafttreten der Verdnderungssperre hitte begonnen
werden dirfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortfiihrung einer bisher ausgelibten Nutzung
werden von der Verdnderungssperre nicht berthrt.

(3) In Anwendung von § 14 Abs. 2 BauGB kann von der Verdnderungssperre eine Ausnahme
zugelassen werden, wenn keine Gberwiegenden 6ffentlichen Belange entgegenstehen. Die
Entscheidung hierliber trifft die Baugenehmigungsbehorde im Einvernehmen mit der Stadt.
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§4
Inkrafttreten

Die Satzung liber die Anordnung der Veranderungssperre tritt mit der 6ffentlichen Bekanntmachung
in Kraft.

§5

Geltungsdauer

Fiir die Geltungsdauer der Veranderungssperre ist § 17 BauGB malRgebend.

Tornesch, den

Blirgermeister
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TOP 9.

STADT | TORNESCH

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/16/192
Status: offentlich
Datum: 17.11.2016

Federfihrend: Bericht im Ausschuss: Henning Tams
Bericht im Rat: Henry Stimer

Bau- und Planungsamt Bearbeiter: Henning Tams

5.Anderung B-Plan 47
Abwagung zur offentlichen Auslegung, Satzungsbeschluss

Beratungsfolge:

Datum Gremium

05.12.2016  Bau- und Planungsausschuss
13.12.2016  Ratsversammlung

Sachbericht
Stellungnahme der Verwaltung
Priifungen: 1. Umweltvertraglichkeit

2. Kinder- und Jugendbeteiligung
Finanzielle Auswirkungen
Beschlussempfehlung

mo Qowp»

Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwaltung

Uber die Planung wurde im Bau- und Planungsausschuss am 05.09.2016 beraten, es wurde
der Geltungsbereich reduziert und der Beschluss zur erneuten Auslegung gefasst. Planungs-
ziel der 5.Anderung des B-Plans 47 ist seitdem die Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen fir die Erweiterung eines Gewerbebetriebes (GLS). Die erneute Auslegung
hat stattgefunden, die eingegangenen Stellungnahmen der ersten Auslegung und der erneu-
ten Auslegung wurden in der beigefugten Abwagungstabelle vom 22.11.2016 zusammenge-
fuhrt und mit entsprechenden Abwagungsvorschlagen der Verwaltung versehen. Der Plan-
entwurf wurde angepasst, der Satzungsbeschluss kann erfolgen.

Zu C: Prifungen

1. Umweltvertraglichkeit
entfallt

2. Kinder- und Jugendbeteiligung
entfallt

Zu D: Finanzielle Auswirkungen / Darstellung der Folgekosten

Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen: |:| ja nein
Die Mal3nahme/Aufgabe ist: |:| vollstandig eigenfinanziert
Vorlage VO/16/192 der Stadt Tornesch Seite: 1/3
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Auswirkungen auf den Stellenplan:

Es wurde eine Wirtschaftlichkeitsprufung durchgeflhrt:

| Stellenmehrbedarf

TOP 9.

teilweise gegenfinanziert
vollstandig gegenfinanziert

5

[ Jia

Stellenminderbedarf
héhere Dotierung Niedrigere Dotierung

Keine Auswirkungen

\:’ nein

Es liegt eine Ausweitung oder eine Neuaufnahme einer

Freiwilligen Leistung vor:

I:I ja I:I nein

Produkt/e:

Ertrage/Aufwendungen

2016

| 2017 1 2018 2019 12020 2021 ff.

in EUR

Aufwendungen

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrége
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand, Sozialtransferaufwand; Sachaufwand, Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstige

Ertrage™:

Aufwendungen®:

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Investition/Investitionsférderung

2016

2017 | 2018 | 2019 2020 | 2021 ff.

in EUR

Einzahlungen

Auszahlungen

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Ertrage (z.B. Auflssung von Sonderposten)

Abschreibungsaufwand

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Verpflichtungsermachtigungen

davon noch zu veranschlagen:

Folgeeinsparungen/-kosten

2016

2017 | 2018 | 2019 2020 | 2021 ff.

(indirekte Auswirkungen, ggf. sorgfaltig zu schatzen)

in EUR

Aufwendungen

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrége
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand,; Sachaufwand; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstigg

Ertrage™:

Aufwendungen™:

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Zu E: Beschlussempfehlung

1. Die wahrend der offentlichen Auslegungen des Entwurfs des B-Planes abgege-
benen Stellungnahmen der Offentlichkeit und der Behdrden und sonstigen Trager 6ffent-
licher Belange wurden gemaB den Vorschlagen der Verwaltung vom 22.11.2016 gepruft.
Die Zusammenstellung vom 22.11.2016 ist Bestandteil dieses Beschlusses. Der Biirger-
meister wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, von die-
sem Ergebnis mit Angabe der Griinde in Kenntnis zu setzen.

2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 92 der Landesbau-
ordnung beschlie3t die Ratsversammlung die 5.Anderung des B-Planes Nr. 47 flr

Vorlage VO/16/192 der Stadt Tornesch

Seite: 2/3
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das Gebiet zwischen Lise-Meitner-Allee und BAB 23 in einer Tiefe von ca. 15 bis 85
m sudlich des Ohlenkamps, wie aus dem anliegenden Plan ersichtlich, bestehend
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), als Satzung. Planungsziel ist
das Schaffen der planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Erweiterung eines

Gewerbebetriebes.
3. Die Begrindung mit dem Umweltbericht wird gebilligt.
4, Der Beschluss des B-Planes durch die Ratsversammlung ist nach § 10 BauGB

ortsuiblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan
mit Begriindung und zusammenfassender Erklarung wahrend der Sprechstunden
eingesehen und Uber den Inhalt Auskunft verlangt werden kann.

gez.
Roland Krugel
BlUrgermeister

Anlage/n:
Planzeichnung inkl. Legende

Teil B (textl. Festsetzungen) — Anderungen gelb markiert
Begriindung — Anderungen gelb markiert

Umweltbericht — Anderungen gelb markiert
Abwagungstabelle vom 22.11.2016

Vorlage VO/16/192 der Stadt Tornesch Seite: 3/3
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I. Festsetzungen geman § 9 E

1. Art der baulichen Nutzung (8

Sonstige Sonc

SO-U/ ba Nummerierun

2. Mal3 der baulichen Nutzung

GRZ 0,80 Grundflachen:

TH15,0m Traufhohe, z.

3. Bauweise, Baulinien, Baugre

a Abweichende

Baugrenze (8

4. offentliche Griinflachen (8 9.

offentliche Gri

O okoglogische |
o) glog

5. Planungen, Nutzungsregelur
far MalRnahmen zum Schutz
Boden, Natur und Landschalt

Umgrenzung \
zur Pflege unc
Landschaft (§

_ zu treffende M

©® ©© ¢ 0 O O

: : Umgrenzung \
i3 o und fur die Ert
0000000 Bepflanzunget

6. Sonstige Planzeichen

Stadt Tornesch
Bebauungsplan

Nr.47, 5. Anderung
"Businesspark Tornesch"

Grenze des ré
der Bebauung

II. Darstellungen ohne Normcl

STADT
Planzeichnung TORNESCH e———° vorhandene Gi
MaRstab 1: 1000 Bau- und Planungsamt

FD Bauverwaltung und Stadtplanung

o—K—K—o aufzuhebende

Wittstocker Str.7
. 25436 Tornesch

Gez: Ta. Telefon: (04122) 9572 0
Stand: 21.11.2016 Telefax: (04122) 95 72 333
Email: info@tornesch.de
Internet: www.tornesch.de

vorhandene Be
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AUFSTELLUNG DER 5. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES 47 DER STADT TORNESCH
BETEILIGUNG GEM. §8 4 ABS. 2 UND 3 ABS. 2 BAUGB / ABWAGUNGSVORSCHLAG

A. WEDER ANREGUNGEN NOCH HINWEISE AURERTEN FOLGENDE BETEILIGTE:

BETEILIGTER

No aprwbdhpE

Gemeinde Heidgraben, Schreiben vom 03.11.2016

Gemeinde Appen, Schreiben vom 12.10.2016

Gemeinde Moorrege, Schreiben vom 12.10.2016

Gemeinde Kummerfeld, Schreiben vom 21.10.2016

Gemeinde Prisdorf, Schreiben vom 09.11.2016

Wasserverband Pinnau-Bilsbek-Gronau, Schreiben vom 12.10.2016
Handwerkskammer Libeck, Schreiben vom 08.11.2016
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Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

B. FOLGENDE BETEILIGTE AURERTEN ANREGUNGEN ODER GABEN HINWEISE:

1. SVG Siidwestholstein OPNV-Verwaltungsgemeinschaft — Schreiben vom 17.10.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG ABWAGUNGSVORSCHLAG

Fahrplanwechsel am 11.12.2016 eine véllig veranderte OPNV-

ErschlieBungssituation. So erhalt die 6668 Bf.-Tornesch — Gewerbegebiet Oha (ver-
anlasst und finanziert von Tornesch) einen neuen Linienverlauf, einen neuen Fahr-
plan im 60-Min-Takt Mo-Fr und Gibernimmt die innere ErschlieBung des Gewerbege-
biets Oha von der 185, die wieder vollstandig auf die ,alte B5* zurlickverlegt wird und
dort eine zusétzliche Haltestelle erhalt, sodass die in diesem Kapitel genannten Aus-
sagen so nicht mehr gelten und das Kapitel entsprechend aktualisiert werden sollte.

Die Anregung wird bertcksichtigt.

2. Archéologisches Landesamt Schleswig-Holstein— Schreiben vom 12.10.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG ABWAGUNGSVORSCHLAG

Wir kdnnen zurzeit keine Auswirkungen auf archaologische Kulturdenkmale gem. § 2
(2) DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der vorliegen-
den Planung feststellen. Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den vorlie-
genden Planunterlagen zu. Dartber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer Kul-
turdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverziglich unmittelbar oder tber die
Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehdrde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht
ferner fur die Eigentimerin oder den Eigentimer und die Besitzerin oder den Besitzer
des Grundstiicks oder des Gewassers, auf oder in dem der Fundort liegt, und fur die
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geflhrt
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die Gbrigen. Die nach
Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstatte in unverédndertem
Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von
Kosten geschehen kann.

Diese Verpflichtung erlischt spatestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mittei-
lung.

Archéologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit.
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Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

3. Bund fur Umwelt und Naturschutz Deutschland — Schreiben vom 14.11.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Und wieder werden Biotope Uberplant, Jahrzehnte alte Baume gefallt und damit die
viel beschworene konsequente Durchgriinung des Gewerbegebiets ad absurdum
gefiihrt. Wir haben das Gefiihl, dass fir die betreffenden Firmen Ausgleichsflachen,
Biotope und Knicks keinerlei Wert haben. Sie sind lediglich dazu da, um als Alibifunk-
tion fur eine ressourcenverschwende Bebauung herzuhalten. Dazu kommt, dass auf
dem Gewerbegrundstiick zu Gunsten der Ausnutzung der hohen GRZ auf Stellplatze
fur Mitarbeiterfahrzeuge verzichtet wurde, so dass auf dem Zuweg zu der fraglichen
Flache wild geparkt werden musste, das haben wir bereits mit einer Stellungnahme
bemangelt.

2002 wurde in der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesrepublik das Ziel
gesetzt, den Flachenverbrauch auf 30ha/d bis 2020 zu verringern. Das ist nicht mal
naherungsweise einzuhalten, wie im Gewerbepark eindrucksvoll belegt werden kann.
In der Nachbarschaft des B 47 steht unseres Wissens ein Gebaudekomplex mit
LKW-Laderampen leer, wahrend im B 47 gesetzlich geschitzte Flachen vernichtet
werden sollen. Die Fehlplanung von Firmen geht hier auf Kosten von Allgemeingut.
Richtige Planung kénnte wegweisend eingreifen und dem Flachenverbrauch Einhalt
gebieten.

Die Uberplante Flache ist noch die einzige gréRere zusammenhangende Grunflache,
die ihrer Funktion als Lebensraum und als klimatische Schutz- und Regenerations-
funktion gerecht werden kann. Der Bereich ist kiinftig dafir viel zu klein, es befinden
sich im gesamten Gewerbepark nur noch kleinere Grininseln, die jedoch einem ho-
hen Druck durch die Betriebe und deren Mitarbeiter ausgesetzt sind.

Daher lehnen wir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ab.

25 von 136 der Zusammenstellung

ABWAGUNGSVORSCHLAG

Der Charakter eines durchgriinten Gewerbegebiets soll auch kiinftig erhalten blei-
ben. Die Inanspruchnahme von Teilen der 6ffentlichen Griinflache ist Ergebnis einer
Abwagung zwischen den offentlichen Belangen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege einerseits (§ 1 Abs. 6 BauGB) und den Belangen der Wirtschaft und
der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplatzen andererseits (8 1 Abs. 8
BauGB). In diesem Fall war eine Erweiterung der Betriebsflache des Logistikbetrie-
bes nicht mdglich. Planungsalternative wére ein Neubau an anderer Stelle — mit
entsprechender Flacheninanspruchnahme. Innerhalb des Businessparks Tornesch
stehen hierfur keine Flachen mehr zur Verfugung. Der in der Stellungnahme ange-
sproche Gebaudekomplex (Lise-Meitner-Allee 8) ist zwischenzeitlich verkauft und
wird gerade umgebaut. Es gibt also keinen Leerstand. Die Uberplanung der Grinfla-
che wurde durch eine artenschutzrechtliche Bewertung begleitet, der Eingriff wird
durch Ersatzmaflinahmen ausgeglichen. Ein Teil der im rechtskraftigen B-Plan 47
bereits als Sondergebiet festgesetzten Flache wird im Gegenzug mit der 5. Ande-
rung des B-Plans klnftig als 6ffentliche Griinflache festgesetzt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Dieser Aspekt wird im Umweltbericht bzw. in den Fachbeitragen der Biologen ent-
sprechend beschrieben bzw. bewertet.
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.



Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

4. Naturschutzbund Schleswig-Holstein — Schreiben vom 14.11.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG ABWAGUNGSVORSCHLAG

Der Anlass fir die Bebauungsplananderung ist nachvollziehbar, die Inanspruchnahme
und Verringerung einer wertvollen 6ffentlichen Griunflache ist bedauerlich, ebenso die

Fallung einer grol3en landschaftspragenden Eiche. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Ermittlung des notwendigen Ausgleichs ist generell nicht zu beanstanden. Aller- Die Anregung wird aufgegriffen, es werden 5 Badume als Hochstamme, Stammum-
dings wird die Kompensation fur die Fallung der Eiche durch den Ansatz von 5 x 25 fang mindestens 16/18 cm gepflanzt. Die Baumpflanzung wird auf einer genau fur
mz2 Grund und Boden als Ausgleichsflache nicht fur ausreichend gehalten. Es er- solche Zwecke angelegten Flachen realisiert: im Stadtwald, 2. Bauabschnitt (Ge-
schlief3t sich uns nicht, wieso eine Ersatzpflanzung von 5 Baumen nicht maéglich ist. markung Esingen, Flur 4, Flurstiick 20/1.

Der NABU hélt eine entsprechende Ersatzpflanzung fur 6kologisch wertvoller und

: ) _ _ » Die AuRerung wird beachtet.
bitter um Prifung, wie und wo sie erfolgen kdnnte.

Der NABU behalt sich Erganzungen seiner Stellungnahme vor.

Der NABU bittet um Rickau3erung, wie Uber seine Stellungnahme befunden wurde
sowie um weitere Beteiligung am Verfahren.

5. Kreis Pinneberg, Fachdienst Blrgerservice — Schreiben vom 18.10.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG ABWAGUNGSVORSCHLAG
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Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

Die Abfallentsorgung muss sichergestellt sein. Bitte § 16 der UVV Miillbeseitigung
beachten. Bitte Rast 06 (EAE 85/95) beachten.

Achtung wichtiger Hinweis:

Ein Millfahrzeug hat folgende MaRe:

10,90m lang
3,60m hoch
2,50m breit . .

Offentliche Verkehrsflachen sind durch die B-Plan-Anderung nicht betroffen, die
Uberbauungen, die die StralRenbreite im Nachhinein verengen, wie Friesenwalle, ErschlieBung der Grundstlicke erfolgt unverandert Uber die Lise-Meitner-Allee. .
Hecken, Carports oder ahnliches, sind auszuschlieBen. Die Entsorgung muss auch Diese kann auch von der Mllabfuhr uneingeschrankt befahren werden.
wahrend der Bauphase sichergestellt sein. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Ansprechpartner: Frau Klie, Telefon: 04121/4502 4430

5. Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt — Schreiben vom 09.11.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG ABWAGUNGSVORSCHLAG
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Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

Untere Bodenschutzbehérde:

Der unteren Bodenschutzbehdrde sind seit dem letztem Verfahrensschritt keine Alt-
ablagerungen, Altstandorte und /oder schadliche Bodenveranderungen im Plangel-
tungsbereich bekannt geworden.

Nach dem Umweltbericht betragt das Volumen des abzutragenden Mutterbodens im
Anderungsbereich ca. 468 m3. Regelungen zum Umgang mit Mutterboden sollen im
nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren erfolgen.

Anmerkung:

Die planerische Absicht wird von der Bodenschutzbehérde begrifit. Informationen
zum geplanten Umgang mit dem Mutterboden sind regelm&Rig aber nicht in Bauan-
tragsunterlagen zu finden. Die planerische Absicht ist noch durch eine konkretisierte
Nachweispflicht z.B. in Form einer Festsetzung planungsrechtlich abzusichern.

Aus der Biotopkartierung geht hervor, dass sich Kleingewasser in der Uberplanten
Flache befinden. Eines dieser Gewasser dient als Riickhaltebecken fir ,belastetes
Hofflachenwasser” und liegt innerhalb der Gberbaubaren Flachen. In Sedimenten von
Ruckhaltebecken werden erfahrungsgemaf hohe Gehalte an Schadstoffen nachge-
wiesen, die einer Verwertung in bodenéhnlichen Anwendungen entgegenstehen.
Werden diese Flachen tatsachlich Giberbaut, so ist das Sediment gesondert aufzu-
nehmen, zu untersuchen und es ist entsprechend der ,Hinweise zur Entsorgung von
Schldmmen aus Regenriickhaltebecken, Regenklar- und Feuerléschteichen sowie
ahnlichen Anfallstellen“ zu verfahren. Dieses Vorgehen ist notwendig, um das Ent-
stehen von schadlichen Bodenverédnderungen vorzubeugen. Der Stadt Tornesch wird
empfohlen, eine planerische, stadtebaulich abgesicherte Regelung zu diesem Be-
reich mit den Grundstiickseigentiimern zu treffen.

Regenriickhaltebecken

Ansprechpartner: Herr Krause, Telefon: 04121/4502 2286

Der Hinweis wird aufgegriffen, der Umweltbericht wird entsprechend ergénzt.
Die AuBerung wird beachtet.

In der Begriindung wird ein entsprechender Hinweis aufgenommen, der Umweltbe-
richt wird entsprechend ergénzt. Vor Erteilung der Baugenehmigung fir den Erwei-
terungsbau muss mit dem Grundeigentiimer (WEP/GLS) und der Stadt Tornesch
auf Grundlage einer entsprechenden Bodenuntersuchung eine stadtebaulich abge-
sicherte Regelung zu diesem Bereich getroffen werden.

Die AuRerung wird beachtet.

5. Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt — Schreiben vom 09.11.2016
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Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

Untere Wasserbehorde/Oberflachenwasser:

Unter Beachtung des Absatzes Nr. 6 kann die 5. Anderung des B-Plans 47 der Stadt
Tornesch plangemaR verwirklicht werden.

Ansprechpartner: Herr Neugebauer, Telefon; 04121/4502 2301

Untere Wasserbehérde/Grundwasser:

Keine Anmerkungen
Ansprechpartner: Herr Klimann, Telefon: 04121/4502 2283

Untere Naturschutzbehdrde:

Die Beseitigung der gesetzlich geschitzten Kleingewasser ist bei der UNB gesondert
zu beantragen. Als Ausgleich fiir die Beseitigung sind Gewdasser im Verhaltnis 1:3 an
einem daflr geeigneten Standort anzulegen. Darliber hinaus ist fir das Schutzgut
Arten und Lebensgemeinschaften ein Ausgleich vorzusehen. Insbesondere fiir Brut-
vogel, deren Brutreviere durch die BaumalRnahmen zerstdrt werden, ist ein Ausgleich
durch Schaffung neuer Brutreviere geman beigefligter Artenschutzpriifung vorzuse-
hen. Nur so kann ein Verbotstatbestand nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz vermie-
den werden. Die AusgleichsmaflRnahmen sind der UNB nachzuweisen.

Zum Schutz von Fledermausen ist fachlich zu prifen, ob die zu beseitigenden Alt-
baume tatsachlich Fledermausquartiere enthalten. Wenn ja, sind entsprechend Er-
satzquartiere vorzusehen und der UNB nachzuweisen. Der vorgelegten Ausgleich-
sermittlung wird nicht zugestimmt:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Hinweise zur Anlage eines neuen Kleingewassers und zum Ausgleich fir die
Brutvogelfauna werden aufgegriffen, der Umweltbericht wird entsprechend ange-
passt.

Der Hinweis zu den potentiellen Fledermausquartieren wird aufgegriffen, indem
eine entsprechende Bauzeitenregelung festgelegt wird, so dass dadurch das To-
tungsverbot wirksam beachtet wird. Zudem werden kiinstliche Fledermausquartiere
an bestehenden Baumen bzw. Geholzen installiert, die etwas weiter von der Auto-
bahn entfernt liegen. Unter dieser Voraussetzung bleiben auch die ékologischen
Funktionen durch die Schaffung von Ersatzquartieren erhalten.

Als Ergebnis der artenschutzrechtlichen Bewertung (Diplom-Biologe K. Lutz, No-
vember 2015) wurde festgestellt, dass im Untersuchungsgebiet nur ein Baum vor-
handen ist, der als gro3er H6hlenbaum fur Fledermausquartiere in Frage kommt:
eine Weide, die nordlich des Ohlenkamps und auf3erhalb der geplanten Flachen-
erweiterung des Sondergebietes steht.

5. Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt — Schreiben vom 09.11.2016
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Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

Sowohl fiir den Graben als auch fir die Stauden- und Ruderalflachen setzt die Stadt
Tornesch den Kompensationsfaktor 1:0,5 an. GemaR dem gemeinsamen Runderlass
des Innenministeriums und des Ministeriums (vom 03.07.1998) handelt es sich bei
diesem Faktor um den Mindestwert, wie er etwa bei intensiv genutzten Flachen
(Acker/Baumschule) anzusetzen wére. Bei hoherwertigen Flachen erhdhen sich die
Verhéltniszahlen. Die Bilanzierung ist daher zu Uberarbeiten und mit der UNB abzu-
stimmen.

Hinsichtlich der Gehdlzbestéande sollte geprift werden, ob Wald im Sinne des Lan-
deswaldgesetz betroffen ist.

Ansprechpartner: Frau Petersen, Telefon: 04121/4502 2269

Gesundheitlicher Umweltschutz:

Ich bitte um Erganzung der textlichen Festsetzung in Punkt 4.1

Die dem Wohnen zuzurechnenden Balkon-, Terrassenflachen oder Freisitze im
Larmpegelbereich IV und héher sind durch larmabschirmende Bauwerke vor erhebli-
chen Beeintrachtigungen durch den Verkehrslarm zu schitzen.

Hiertiber ist ein schalltechnischer Nachweis in Form eines Gutachtens tber die Wirk-
samkeit der schallabschirmenden Bauwerke zu fithren. Ich weise darauf hin, dass die
schallmindernde Wirkung der geplanten Schallschutzwand ab dem 2. OG nicht mehr
wirksam ist. Wohnungen fir Betriebsleiter sind daher an der westlichen Gebaudesei-
te ab dem 2. OG zu vermeiden.

Ansprechpartner: Frau Schierau, Telefon: 04121/4502 2294
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Baume mit Winterquartierseignung, die vom GroR3en Abendsegler genutzt werden,
mussten einen Stammumfang von mindestens 50 cm in der entsprechenden Hohe
aufweisen. Dies gilt zwar im Grundsatz fur die grof3e Eiche, die geféllt werden soll.
Allerdings sind in Eichen mit ihrem harten Holz nur sehr selten geeignete Hohlen
fur Winterquartier anzutreffen. Insofern ist die Einschatzung des Biologen nach
dessen Ortsbegehung, die fur die Weide gilt, nicht fur die groRe Eiche zutreffend.
Eine Besatzkontrolle, die durchgefuhrt wird, um faktisch festzustellen, ob eine Hoh-
le als Winterquartier genutzt wird, ist insofern entbehrlich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und in Teilen beachtet.

Die Ausgleichszahl wird im Umweltbericht angepasst.
Die Anregung wird bertcksichtigt.

Die Forstbehdrde wurde beteiligt und hat sich dahingehend geduf3ert, dass keine
Bedenken bestehen (LLUR, Untere Forstbehérde, Schreiben vom 21.10.2015).

Die Anregung wird bertcksichtigt.

Eine entsprechende Festsetzung ist bereits im Teil B (textl. Festsetzungen) enthal-
ten. Eine redaktionelle Anpassung (Erganzung der Worte ,und héher* wurde vor-
genommen.

Die Anregung wird bertucksichtigt.



Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

6. Archéologisches Landesamt Schleswig-Holstein — Schreiben vom 12.10.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Die Stellungnahme vom 22.09.2015 ist weiterhin gultig:

Wir kénnen zurzeit keine Auswirkungen auf archdologische Kulturdenkmale gem. § 2
(2) DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der vorliegen-
den Planung feststellen. Daher haben wir keine Bedenken und stimmen der vorlie-
genden Planung zu.

Daruber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmaler entdeckt oder
findet, hat dies unverziglich unmittelbar oder tiber die Gemeinde der oberen Denk-
malschutzbehdrde mitzuteilen. Diese Verpflichtung besteht ferner fir die Eigentimer
oder den Eigentimer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstiicks oder des
Gewassers, auf oder in dem der Fundort liegt, und fir die Leiterin oder den Leiter der
Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund gefiihrt haben. Die nach Satz 2 Ver-
pflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstéatte in unverandertem Zustand
zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten
geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spatestens nach Ablauf von vier Wo-
chen seit der Mitteilung.

Archaologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit.

7. Deutsche Telekom Technik GmbH — Schreiben vom 04.10.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigenti-
merin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG — hat die Deutsche Telekom
Technik GmbH beauftragt und bevoliméachtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesi-
cherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben.

Gegen die 0.g. Planung haben wir keine Bedenken, weitere Hinweise bitten wir aber
zu beachten:

Generell gilt fir zukiinftige Baugebiete folgender Grundsatz: Die Telekom priift die
Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-Linien im Baugebiet. Je nach Ausgang
dieser Prifung wird die Telekom eine Ausbauentscheidung treffen.

Vor diesem Hintergrund behalt sich die Telekom vor, bei einem bereits bestehenden
oder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die
Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten.

Die Versorgung der Burger mit Universaldienstleistungen nach 8 78 TKG wird sicher-
gestellt.

Im Fall eines Netzausbaus durch die Telekom, bitten wir aus wirtschaftlichen Griin-
den sicherzustellen,

- dass fur den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im ErschlieBungsgebiet
eine ungehinderte und unentgeltliche Nutzung der kinftigen Straen und
Wege moglich ist,

- dass auf Privatwegen (Eigentiimerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten der
Telekom Deutschland GmbH eingerdumt und im Grundbuch eingetragen
wird,

- dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der
Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Teilbaumal-
nahmen fir Strallenbau und Leitungsbau durch den ErschlieBungstrager er-
folgt,

- dass Beginn und Ablauf der Erschlieungsmal3nahmen im Bebauungsplan-
gebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der folgenden Adresse
so frih wie mdéglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn schriftlich ange-
zeigt werden.

Deutsche Telekom Technik GmbH
PTI 11, Planungsanzeigen

Fackenburger Allee 31
23554 Liibeck

7. Wasserverband Krickau — Schreiben vom 07.11.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

ABWAGUNGSVORSCHLAG



Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

GemaR den vorgelegten Planunterlagen ist zu erkennen, dass die bisher vorhandene  pje AuRerung wird im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens bzw. der Ge-
Griinflache einschl. der vorhandenen Regenwasserriickhalteanlagen reduziert wer- nehmigung des Entwésserungsantrages beriicksichtigt.

den soll. In den Erlauterungen ist erwéhnt, dass sie verlorengegangenen Riickhalte-
volumen ersatzweise auf dem Grundstiick bzw. auf 6ffentlichen Griinflachen neu zu
schaffen ist, um eine schadensfreie Regenwasserableitung zu gewahrleisten. Dieses
entspricht den Anforderungen des Verbandes und gleichzeitig bitten wir, uns im
Rahmen des Entwasserungsantrages bzw. der wasserrechtlichen Genehmigung
einzubinden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen

Wir gehen davon aus, dass neben den qualitativen Behandlungsmalnahmen auch
eine geeignete und die Vorflut beriicksichtigende quantitative Behandlung erfolgen
wird und somit keine schadlichen Auswirkungen auf das Vorflutsystem entstehen. Die
in diesem Bereich liegenden Verbandsgewasser sind seinerzeit fir die Entwasserung
der landwirtschaftlichen Flachen ausgebaut worden, so dass zusatzliche Spitzenbe-
lastungen aus bebauten und versiegelten Bereichen nicht ohne weiteres schadlos
abgeleitet werden kénnen. Ggf. sind auch Gewasser des WV Pinnau-Bilsbek-Gronau
betroffen.

Als Verband gehen wir davon aus, dass keine negativen Einflisse auf unsere Ver-
bandsgewasser (Erosionserscheinungen, Sedimenteintrége, 0.4.) zu erwarten sind
und wir in unserer Verbandsaufgabe nicht behindert werden.

Die erforderlichen wasserrechtlichen Zulassungen werden von der zustandigen Was-
serbehdrde ausgesprochen, bei denen wir ebenso davon ausgehen, dass auch die
Verbandsbelange ausreichend Beriicksichtigung finden. Unter Beachtung der o.g.
Ausfuihrungen bestehen von Verbandsseite grundsatzlich keine Bedenken gegen das
Vorhaben.

8. Landesamt fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche RAume S-H (technischer Umweltschutz) — Schreiben vom 14.11.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG ABWAGUNGSVORSCHLAG
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Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

Zu dem o.a. Vorhaben werden aus Sicht des Immissionsschutzes weiterhin Beden-
ken erhoben, da in den Planunterlagen nicht dargelegt wird, wie die Stadt Tornesch
mit den vorgebrachten Anregungen umgegangen ist. Es finden sich keinerlei Ausfiih-
rungen zum Umgang mit moéglichen Geruchs- und Keimimmissionen des aufRerhalb
des Plangebietes gelegenen Tierhaltungsbetriebes (Gefliigelhof Neumann).

Auch die Festsetzung zu den flachenbezogenen Schallleistungspegeln ist weiterhin
vorhanden.

Die Abwéagung zu der letzten § 4 Abs. 2 BauGB-Beteiligung lag dem LLUR nicht vor.
Insofern wird die Stellungnahme vom 21.12.2015 aufrechterhalten:

Der B-Plan 47 stammt aus dem Jahr 2004, hier wurde seinerzeit fur die zur Zeit noch
im Auf3enbereich gelegene Putenhaltung Neumann im Asperhorner Weg ein Schutz-
abstand in Bezug auf moégliche Geruchsimmissionen definiert. Seit der Planaufstel-
lung sind die Erkenntnisse in Bezug auf Emissionen der Tierhaltung fortgeschritten
und z.B. in die Neufassung der Geruchsimmissionsrichtlinie — GIRL — 2009 eingeflos-
sen.

In Bezug auf die derzeit in Planaufstellung befindlichen 3. Anderung des B-Plans 47
wurde eine umfassende Prognose in Bezug auf die von der Gefliigelhaltung ausge-
henden Emissionen vom TUV Nord erstellt (TUV-Auftrags-
Nr.:8000652720/115UBP052 vom 28.05.2015). Die Erkenntnisse aus diesem Gut-
achten sollten in die Endfassung, Bewertung und Abwagung der immissionsschutz-
rechtlichen Aspekte durch die Stadt Tornesch einflieRen. Es bedarf hierfur keiner
neuen Berechnungen, jedoch misste das Auswertraster auf das Plangebiet zum Tell
angepasst werden.
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Das Plangebiet wurde verkleinert, durch eine gutachterliche Stellungnahme des
TUV-Nord vom 04.02.2016 (,Ergebnisse zusatzlicher Berechnungen und Auswer-
tungen beziglich der 5.Abnderung des B-Planes 47 vom 04.02.2016 zum Gutach-
ten im Rahmen der Bauleitplanung fur den B-Plan 47 (3. Anderung) zu Geruchs-,
Staub- und Bioaerosolimmissionen durch fiinf landwirtschaftliche Betriebe inkl.
Schlachtung und Raucherei in Tornesch 8000652720/115UBP0052 vom
28.05.2015%) konnte aufgezeigt werden, dass im jetzigen Plangeltungsbereich eine
Uberschreitung der empfohlenen Werte durch Geruchs- oder Keimemissionen des
nordostlich des Plangebietes gelegenen Gefliigelhofes nicht zu erwarten sind.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die durch den rechtskraftigen Bebauungsplan 47 festgesetzten Flachenschalleis-
tungspegel werden durch die 5.Anderung des Bebauungsplanes nicht verandert,
um innerhalb des Gesamtgebietes des B-Plans 47 (Businesspark Tornesch) eine
einheitliche Regelung beibehalten zu kénnen. Die fir die Festsetzung von flachen-
bezogenen Schallleistungspegeln erforderliche Gliederung ist in Bezug auf das
Gesamtgebiet vorhanden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, jedoch nicht berticksich-
tigt.

Die Abwéagung zum letzten Beteiligungsschritt findet mit dieser Abwagung statt.
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.



Aufstellung der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch*

Zu moglichen Geruchsimmissionen:

Zur Bewertung von Geruchsimmissionen sind die zuldssigen Immissionswerte in der
Geruchsimmissionsrichtlinie genannt. Danach ware in dem mit einen Gewerbegebiet
vergleichbaren Sondergebiet eine belastigungsrelevante Kenngréf3e von 0,15 zulas-
sig. Der Bereich, in dem dieser Wert Uiberschritten wird, sollte daher von Nutzungen
zum dauerhaften Aufenthalt von Personen (Betriebsleiterwohnungen oder standige
Arbeitsplatze) in der Planzeichnung ausgeschlossen werden.

Am Plangebietsrand der 3. Anderung ist eine belastigungsrelevante KenngréRe von
0,22 zu erwarten (Abb. 5 auf Seite 19 des Gutachtens), daher ist in der 5. Anderung
zu untersuchen, ob in der Bauflache der Wert von 0,15 eingehalten werden kann.

Zu moglichen Staubimmissionen:

Aus dem Gutachten (Abb. 6 und 7) lasst sich entnehmen, dass die Irrelevanzwerte
der TA Luft in Bezug auf PM10-Konzentration und Staubdeposition im Plangebiet der
5. Anderung eingehalten werden kénnen. Weitere Untersuchungen sind nicht erfor-
derlich.

Zu moglichen Bioaerosolimmissionen:

Fur die Beurteilung von Bioaerosolen gibt es derzeit keine in Gesetzen oder Verwal-
tungsvorschriften definierten Richt- oder Grenzwerte.

Gemal der TA Luft sind die Moéglichkeiten zu prifen, die Emissionen an Keimen und
Endotoxinen durch den Stand der Technik entsprechende Malinahmen zu vermin-
dern.

Zwar mogen von Tierhaltungsbetrieben ausgehende luftgetragene Schadstoffe wie
insbesondere Staube-, Mikroorganismen, z. B. Pilzsporen und Endotoxine, grund-
satzlich geeignet sein, nachteilig auf die Gesundheit zu wirken.

Wissenschaftliche Untersuchungen und Erkenntnisse dartiber, von welcher Wirk-
schwelle an diese allgemeine Gefahrdung in konkrete Gesundheitsgefahren fiir be-
stimmte Personengruppen umschlagt, sind indessen nicht bekannt. Es gibt weder ein
anerkanntes Ermittlungsverfahren noch verallgemeinerungsfahige Untersuchungser-
gebnisse Uber die gesundheitliche Gefahrdung der Nachbarschaft durch eine land-
wirtschaftliche oder gewerbliche Tierhaltung.

Im Projekt GABI (Gesundheitsbasierte Ableitungswerte Bioaerosole) sollen aus den
Ergebnissen von wissenschaftlichen Studien, Untersuchungen und Berichten aus den
Bereichen Arbeitsmedizin, Innenraum- und Umwelthygiene zusammen mit einem
Expertennetzwerk gesundheitsbezogene Werte fur Bioaerosole abgeleitet werden. In
der 2014 erschienenen VDI 4250, Blatt 1 — Umweltmedizinische Bewertung von Bio-
aerosol-Immissionen — werden Aufmerksamkeitswerte genannt. In dem 2014 seitens
des MELURs veréffentlichen Erlasses vom 26.06.2014 ,Immissionsschutzrechtliche
Anforderungen an Tierhaltungsanlagen® werden Regelungen zum Umgang mit Bioae-

rosolen in immissionsschutzrechtlichen Genegg%wg%eé@]%gmgegen

Eine Anpassung des Auswerterasters auf das Plangebiet (urspriinglich gréReres
Plangebiet der 5.Anderung des B-Plans 47) hat stattgefunden. Das Plangeltungs-
gebiet wurde daraufhin verkleinert. Im verbleibenden Geltungsbereich sind der Im-
missionsprognose nach keine Beeintrachtigungen zu erwarten.

Die Anregung wurde bereits beriicksichtigt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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schadliche Umwelteinwirkungen genannt; diese Regelungen kénnen hilfsweise auch
fur eine heranriickende (Wohn-)Bebauung an eine Tierhaltungsanlage herangezogen
werden.

In Betracht kommt daher eine Sonderfallpriifung nach Nr. 4.8 der TA-Luft, wenn hin-
reichende Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass ein Vorhaben schadliche Umweltein-
wirkungen hervorruft.

Aufgrund der Unterschreitung des in der VDI RL 4250, Blatt 1 genannten Abstands
von 500m zu Gefliigelhaltungsanlagen wurde anhand des Leitfadens zur ,Ermittlung
und Bewertung von Bioaerosol-Immissionen® der Bund/Landerarbeitsgemeinschaft
fir Immissionsschutz durch den TUV Nord eine Ausbreitungsberechnung in Bezug
auf Bioaerosole durchgefiuihrt und mit dem im Leitfaden genannten Orientierungswert
von 240 KBE/m? flr den Leitparameter Staphylokokken, verglichen.

Aus Abb. 8 des TUV Gutachtens ist ersichtlich, dass der Orientierungswert fiir die
betrachtete Bakterienart im gesamten Plangebiet Uberschritten wird. Der LAI-
Leitfaden fordert in diesem Fall eine weitergehende gesundheitliche Bewertung durch
ein Fachgutachten. Eine Uberschreitung des Orientierungswertes fiir einen anlagen-
spezifischen Bioaerosol-Leitparameter um den Faktor 2 bis 3, jedoch maximal ein
Wert von 10m3 KBE/m3, (Beispiel: Leitparameter Penicillium spp.) ist als sehr kritisch
zu bewerten, da bei dieser Konzentration schadliche Umwelteinwirkungen nicht mehr
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kénnen.

Hierbei ist zu beachten, dass die im Leitfaden genannten Leitparameter in der natirli-
chen Aulenluft nicht oder nur in geringer Konzentration vorkommen, die Risikoein-
stufung der betrachteten Leitkeime nach den Technischen Regeln fiir biologische
Arbeitsstoffe (TRBA) ,potenziell pathogen® ergibt und dass bei Tierhaltungsanlagen
ggf. mit multiresistenten Bakterien (wie MRSA, ESBLBIldner) zu rechnen ist. Wegen
der noch nicht sicher belastbaren Datenlage wird eine Uberpriifung des hier im Leit-
faden vorgeschlagenen Faktors 2 bis 3 auf die Orientierungswerte als Markierung
des kritischen Bereichs nach zwei Jahren empfohlen.

Im Ergebnis ist auf der Grundlage des LAI-Leitfadens aus Vorsorgegriinden daher
mindestens ein Schutzabstand innerhalb des Konzentrationsabstandes von
10°KBE/m? in der Bauleitplanung vorzusehen. Somit wird das Plangebiet fiir eine
Betriebsleiterwohnung oder Arbeitsstatte mit einem dauerhaften Aufenthalt von Per-
sonen eingeschrankt. Nutzungen, die einen nicht nur voribergehenden Aufenthalt
gestatten, sind aus Vorsorgegriinden planungsrechtlich nicht zulassig.
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Es sollte daher die Baugrenze so gelegt werden, dass diese auRerhalb der
103KBE/m3-Linie verlauft, Freilagerflachen oder Gebaude ohne einen dauerhaften
Aufenthalt von Personen waren im gesamten Plangebiet zuldssig.

Fur den Bereich innerhalb der 103KBE/m3-Linie kdnnte eine entsprechende Festset-
zung lauten:

Gebaude mit standigem Aufenthalt von Personen sowie Wohnungen fiir Aufsichts-
und Bereitschaftspersonen sowie fur Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zuge-
ordnet sind und ihm gegeniber in Grundflache und Baumasse untergeordnet sind,
sind in diesem Bereich nur ausnahmsweise zulassig.

Mit dem genannten Ausnahmetatbestand konnte fir zukiinftige Bauvorhaben ermdg-
licht werden, sofern sich z. B. aufgrund einer Anderung der Emissionsfaktoren andere
Ergebnisse hinsichtlich der Bioaerosole ergeben, schutzbedirftige Nutzungen im
nordlichen Bereich zuzulassen.

Ggf. kénnten von der Stadt Tornesch auch die in der 3. Anderung erwahnten (Keim)-
Filter fUr die Gebaude im Sondergebiet Umwelt Berlicksichtigung finden.

Zu den textlichen Festsetzungen — zulassige Schallemissionen:

Die Festsetzungen zum zulassigen flachenbezogenen Schallleistungspegel mit 60
dB(A) tags und 45 dB(A) nachts sind nicht zulassig, da es lhnen an der entsprechen-
den Gliederung des Gebietes fehlt. Weiterhin fehlt die Vorgabe wie diese im Bauan-
tragsverfahren nachzuweisen waren. Aufgrund der im Verhaltnis zur Gesamtflache
geringen GroRe der Anderungsflache und der bereits vorhandenen Bebauung wer-
den Emissionskontingente in diesem Einzelfall auch nicht fur erforderlich gehalten.
Aufgrund der Gefliigelhaltung im Plangebiet sollte der Hinweis aufgenommen wer-
den, dass im Plangebiet mit zum Teil erheblichen Geruchsimmissionen gemal der
Geruchsimmissionsrichtlinie zu rechnen ist.

Zur B-Plan-Begriindung:

Hier sollte die Thematik — Immissionsschutz, Geruch, Staub, Bioaerosole mit aufge-
nommen und abgewogen werden.

Aufgestellt: 22.11.2016

gez.
Henning Tams
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Das Plangebiet wurde verkleinert, durch eine gutachterliche Stellungnahme des
TUV-Nord vom 04.02.2016 (,Ergebnisse zusatzlicher Berechnungen und Auswer-
tungen beziglich der 5.Abnderung des B-Planes 47 vom 04.02.2016 zum Gutach-
ten im Rahmen der Bauleitplanung fur den B-Plan 47 (3. Anderung) zu Geruchs-,
Staub- und Bioaerosolimmissionen durch fiinf landwirtschaftliche Betriebe inkl.
Schlachtung und Raucherei in Tornesch 8000652720/115UBP0052 vom
28.05.2015") konnte aufgezeigt werden, dass im jetzigen Plangeltungsbereich eine
Uberschreitung der empfohlenen Werte durch Geruchs- oder Keimemissionen des
norddstlich des Plangebietes gelegenen Gefliigelhofes nicht zu erwarten sind.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die durch den rechtskraftigen Bebauungsplan 47 festgesetzten Flachenschalleis-
tungspegel werden durch die 5.Anderung des Bebauungsplanes nicht verandert,
um innerhalb des Gesamtgebietes des B-Plans 47 (Businesspark Tornesch) eine
einheitliche Regelung beibehalten zu kénnen. Die fir die Festsetzung von flachen-
bezogenen Schallleistungspegeln erforderliche Gliederung ist in Bezug auf das
Gesamtgebiet vorhanden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Begriindung wird entsprechend erganzt.
Die Anregung wird bertcksichtigt.
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I. Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB

1. Trifft fur den Anderungsbereich nicht zu.

2. Anpflanzung von Baumen und sonstigen Bepflanzungen
(8 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

2.1 Trifft fur den Anderungsbereich nicht zu.

2.2 Baumpflanzungen auf den Baugrundstiicken:

Auf jedem Baugrundstiick sind je angefangener 1000 gm Grundstickflache zwei grof3kroni-
ge Laubbdume, Stammumfang mindestens 18 — 20 cm, auf einer jeweils mindestens 12 gm
grol3en, offenen Vegetationsflache zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang der
Geholze ist gleichwertiger Ersatz zu schaffen. Anstelle von je zwei grof3kronigen Laubbéau-
men kdnnen drei kleinkronige Laubbdume, Stammumfang mindestens 14 — 16 cm, ge-
pflanzt werden.

Artenvorschlage:
GroRRkronige Baume:

Linde (Tilia in Sorten)

Spitzahorn (Acer platanoides)
Bergahorn (Acer pseudoplatanus)
Stieleiche (Quercus robur)

Hainbuche (Carpinus betulus)

Walnuf (Juglans regia)

RoRRkastanie (Aesculus hippocastanum)

Kleinkronige Baume:

Feldahorn (Acer campestre)

Vogelbeere (Sorbus aucuparia)

WeilRdorn / Rotdorn (Crataegus in Sorten)
Vogelkirsche (Prunus avium)
Schwarzerle (Alnus glutinosa)

Obstbaum - Hochstdamme

2.3 Stell- und Parkplatzbegrinung:
PKW-Stellplatze auf den Baugrundstiicken und PKW- Stellplatze der Park & Drive-Anlage
sind mit einem grol3kronigen Laubbaum je angefangene 4 Stellplatze zu begriinen. Der

Stammumfang der Baume muss mindestens 18 - 20 cm betragen. Pro Baum ist eine offe-
nen Vegetationsflache von mindestens 12 gm freizuhalten.
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Artenvorschlage:

Linde (Tilia in Sorten)

Spitzahorn (Acer platanoides)
Bergahorn (Acer pseudoplatanus)
Stieleiche (Quercus robur)
Hainbuche (Carpinus betulus)

2.4 Trifft fur den Anderungsbereich nicht zu.

3. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft (8§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

MalRnahme 1:

Die in Teil - A - Planzeichnung - festgesetzten Flachen fir Mallnahmen zum Schutz, zur

Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft mit der Kennzeichnung "1" dienen

dem Erhalt bestehender Knicks und Redder sowie der Anlage von Ruckhaltegraben fir

Niederschlagswasser.

Hinweis:

Die Flachen sind entsprechend den Ausfiihrungen des Grinordnungsplanes zu erstellen,
zu pflegen und zu entwickeln.

(...)

MalRnahme 3:

Die in Teil - A - Planzeichnung - festgesetzten Flachen fir MallBnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft mit der Kennzeichnung "3" dienen
der Neuanlage von Knicks und Redder und der Anlage von Ruckhaltegrdben fur Nieder-
schlagswasser.

Hinweis:

Die Flachen sind entsprechend den Ausfiihrungen des Griinordnungsplanes zu erstellen,
zu pflegen und zu entwickeln.

Malnahme 4:

Die in Teil-A-Planzeichnung- festgesetzten Flachen fir Mal3nahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft mit der Kennzeichnung ,4“ dienen der Anla-
ge von naturnah gestalteten Riickhaltegréaben fiir Niederschlagswasser und der Entwick-
lung von Ruderalvegetation.

Hinweis:

Die Flachen sind entsprechend den Ausfihrungen des Grinordnungsplanes, Kap.6.3.5 zu
erstellen, zu pflegen und zu entwickeln.

(.)
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MalRnahme 8:

Die innerhalb von in Teil - A - Planzeichnung - mit der Kennzeichnung "8" versehenen Fla-
chen fur MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft gelegenen Wege sind zu entsiegeln.

4. Grunflachen Regenruckhaltung (8 7 Abs. 1 Nr. 15/20/25a BauGB)

Die offentlichen Griinflachen ,Regenrtickhaltung dienen der Oberflachenwasserrickhal-
tung in naturnah gestalteten Rickhaltebecken.

Vorbehaltlich des wasserrechtlichen Genehmigungs- bzw. Erlaubnisverfahren soll das ein-
geleitete Wasser Uber zwei Stufen gefiihrt werden.

1. Absetzbecken mit Olsperre
2. hydrobotanische Reinigungsstrecke mit einer groRtmdoglichen Lange

2/3 der nicht flr Regenriickhaltebecken benétigen Flachen sind zu einer extensiv gepfleg-
ten Mahwiesen zu entwickeln. 1/3 der verbleibenden Flache auRerhalb der Regenrickhal-
tebecken sind mit Landschaftsgeholzen-Strauchern, Baumen und Heister- zu bepflanzen.
Zu verwenden ist eine Pflanze je gm verfugbarer Pflanzflache.

Artenvorschlage:
Bergahorn(Aver pseudoplatanus)
Brombeere(aus ortlichen Bestanden)
Eberesche(Sorbus acuparia)
Erle(Alnus glutinosa)
Esche(Fraxinus excelsior)
Feldahorn(Acer campestre)
Hainbuche(Carpinus betulus)
Hasel(Corylus avellana)
Holunder(Sambucus nigra)
Schlehe(Prunus spinosa)
Stieleiche(Quercus robur)
Traubenkirsche(Prunus padus)
Weiden(Sallx spec.)
WeiRdorn(Crataegus monogyna)
Wildapfel( Malussylvestris)

Hinweis:

Zur Anlage der Becken sowie zur Entwicklung der umgebenden Flachen sind die Ausfih-
rungen des Grinordnungsplanes, Kap. 6.6 zu beachten.

[I. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (8 84 LBO)
1. Einfriedungen

Als Einfriedung zur 6ffentlichen Verkehrsflache sind nur Laubgehdlzhecken zul&ssig, die
dauerhaft zu erhalten sind. Grundstiicksseitig sind dahinter Draht- oder Metallgitterzaune
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zulassig. Die Heckenhohe hat mindestens der Zaunhdhe zu entsprechen. Alternativ ist eine
dichte Berankung der Zaune mit mindestens 3 Kletter- oder Schlingpflanzen / m mdglich.

2. Werbeanlagen

Werbeanlagen dirfen nur auf der AuBenwand der Gebaude angebracht werden. Eine frei-
stehende Werbeanlage (auch als Gemeinschaftswerbeanlage) ist nur zuldssig, wenn aus-
schlieGlich auf die eigene Leistung hingewiesen wird. Die Oberkante von freistehenden
Werbeanlagen auf den Baugrundstiicken darf eine Hohe von 27,0 m (gemessen ab Fahr-
bahnoberkante der PlanstraRe vor dem Baugrundstiick) nicht Uberschreiten.

Zur LandesstralRe 110 oder zur Kreisstrale 20 ausgerichtete beleuchtete Werbeanlagen
sind in mattweil3em Licht und blendfrei auszufihren.

lll. Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Nebenanlagen (§ 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO)

Nebenanlagen mit Ausnahme von Einfriedungen und Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2
BauNVO sind nur innerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig.

2. Garagen und Stellplatze (8§ 12 Abs. 6 BauNVO)

Garagen und Stellplatze sind nur innerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig.

3. Sichtdreiecke (8§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

In den von der Bebauung freizuhaltenden Flachen (Sichtdreiecke) dirfen Anpflanzungen
eine Hohe von 0,70 m (gemessen ab Fahrbahnoberkante) nicht Gberschreiten.

4. Immissionsschutz (8§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
4.1 Baulicher Schallschutz im Sondergebiet "Umwelttechnik und Sonderbetriebe":

Die im Sondergebiet "Umwelttechnik und Sonderbetriebe” ausnahmsweise zulassigen
Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter, Buroraume oder ahnliche Raume sind mit einem baulichen Schallschutz geman
den Bestimmungen der DIN 4109 (Abschnitt 5) zu versehen.

MalRgeblich ist

a) Der Larmbereich V fur Bauvorhaben zwischen der westlichen Plangebietsgrenze
(A23) und der in Teil —A- Planzeichnung - festgelegte Linie 1 (60 m Abstand von der
westlichen Planungsgebietsgrenze);

b) Der Larmbereich IV fur Bauvorhaben zwischen Teil A- Planzeichnung — festgelegten
Linie 1 und 2 (60 -120 m Abstand von der westlichen Plangebietsgrenze);
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c) Trifft fir den Anderungsbereich nicht zu.

Far die von der Autobahn bzw. den jeweils genannten Straf3en abgewandten Gebaudefron-
ten gilt jeweils der nachst niedrigere Larmpegelbereich.

Anforderungen an die Luftschallddmmung von Aul3enbauteilen:

Larmpegel- Malgeblicher Erforderliches resultierendes

bereich Aul3enlarmpegel Schallddmmmalfd
Aufenthaltsraume in Biroraume
Wohnungen, und &hnliche
Ubernachtungsraume Raume

in Beherbergungs-
betrieben und ahnliche
Raume

Vv 71— 75 dB(A) 40 dB 45 dB

\Y% 66 — 70 dB(A) 40 dB 35dB

Die Anforderungen sind auch von Decken von Aufenthalts- oder Burordumen, die den obe-
ren Gebaudeabschluss bilden, sowie von Dachern und Dachschrdgen von ausgebauten
Dachraumen zu erftllen.

Zur Sicherstellung der Nachtruhe sind Schlaf- und Kinderzimmer an allen Geb&udeseiten
mit schallgedammten Be- und Entliftungen auszuriisten. Die Schalldammung der Luftun-
gen/Liftungselemente ist so auszuwéhlen, dass das angegebene resultierende Bauschall-
damm-Malf der Umhiillungsflachen nicht unterschritten wird. Aus hygienischen Griinden ist
ein Luftaustausch von 20 bis 30 m3 je Person und Stunde flr Schlafrdume erforderlich.

Die dem Wohnen zuzurechnenden Balkon-, Terrassenflachen oder Freisitze im Larmpegel-
bereich IV und héher sind durch lArmabschirmende Bauwerke vor erheblichen Beeintrachti-
gungen durch den Verkehrslarm zu schiitzen. Hieriiber ist ein schalltechnischer Nachweis
in Form eines Gutachtens tber die Wirksamkeit der schallabschirmenden Bauwerke zu fuh-
ren.

4.2 Trifft fur den Anderungsbereich nicht zu.

4.3 Trifft fur den Anderungsbereich nicht zu.

4.4 Flachenschalleistungspegel im Sondergebiet "Umwelttechnik und Sonderbetriebe™:

Der maximal zuladssige Flachenschalleistungspegel fiir die Sondergebiete "Umwelttechnik
und Sonderbetriebe" betragt

Tags: L = 60 dB(A)

Nachts: L = 45 dB(A).
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5. Abweichende Bauweise (8 22 Abs. 4 BauNVO)

a = Offene Bauweise (Einzel- , Doppelhauser und Hausgruppen), jedoch ohne Beschran-
kung der Gebaudelange.

6. Abweichende Traufhdhen

6.1 Traufhthe bei Lagergebauden (8 16 BauNVO)

Im Sondergebiet "Umwelttechnik und Sonderbetriebe" SO-U/05b sind Lagergeb&dude mit
einer Traufhéhe von max. 21,5 m (gemessen ab Fahrbahnoberkante vor dem Baugrund-
stiick) zulassig.

6.2 Ausnahmsweise Uberschreitung der Traufhohe (§ 31 Abs. 1 BauGB)

Auf der Flache im Sondergebiet "Umwelttechnik und Sonderbetriebe” sind ausnahmsweise
Uberschreitungen der festgesetzten Traufhdhe um max. 25 m, jedoch nur bis zu einer Ge-
samthdhe von 46,5 m (gemessen ab Fahrbahnoberkante vor dem Baugrundstiick) zulassig
bei untergeordneten baulichen Anlagen oder Bauteilen wie z. B. Schlauchtrockentiirmen,

Silos und Luftungs- oder Abgasschornsteinen. Die Grundflache dieser Bauteile darf max.
10% der tatsachlich bebauten Grundstticksflache auf dem Baugrundstiick betragen.

7. Trifft fir den Anderungsbereich nicht zu.

8. Sonstiges Sondergebiet "Umwelttechnik und Sonderbetriebe" — (SO-U) - (§ 11
BauNVO)

(1) Das Sondergebiet dient vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belastigen-
den Betrieben, Anlagen und Einrichtungen der Bereiche Umwelttechnik und Abfallwirtschaft
sowie von Betrieben und Einrichtungen, die wegen der Art ihrer Nutzung und/oder ihres
Verkehrsaufkommens nicht siedlungsnah im Achsenraum untergebracht werden kdnnen
oder sollen.

(2) Zulassig sind

(a) Betriebe, die in produzierender, verwertender, forschender, planender oder entwickeln-
der Tatigkeit den Bereichen Umweltschutz, Umwelttechnik, Abfallwirtschaft oder Abfallver-
meidung zuzuordnen sind,

(b) Speditions- und Logistikbetriebe sowie Tankstellen,

(c) Lagerhauser und -platze, Geschafts-, Biro- und Verwaltungsgebaude im Zusammen-
hang mit den unter Abs. 2 (a) und (b) genannten Betrieben,

(d) Stellplatze und Garagen.
(e) Trifft fur den Anderungsbereich nicht zu.

(f) Trifft fir den Anderungsbereich nicht zu.
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(3) Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden

(a) Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegentiber in Grundflache und
Baumasse untergeordnet sind.

(b) Anlagen fiur soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, die einzelnen Betrieben o-
der dem gesamten Sondergebiet dienen.

IV. Kennzeichnungen, Nachrichtliche Ubernahmen (8§ 9 Abs. 6
BauNVO)

1. Trifft fir den Anderungsbereich nicht zu.
2. Trifft fir den Anderungsbereich nicht zu.
3. Trifft fir den Anderungsbereich nicht zu.

4. Trifft fir den Anderungsbereich nicht zu

Aufgestellt: Tornesch, 17.11.2016
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Stadt Tornesch

5. Anderung B-Plan Nr. 47
,2Businesspark Tornesch”

TN

B-Plan 47, 5. Anderung

[
<D ALKIS ® Landesamt fiir Vermessung und Geoinfarmation

Begrindung - Entwurf

Stand: 21.11.2016
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Stadt Tornesch - 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47
fur das Gebiet zwischen Lise-Meitner-Allee und BAB 23 in einer Tiefe von ca. 15 bhis 85 m
stdlich des Ohlenkampes

Stadt Tornesch

- Der Birgermeister -
Wittstocker Straf3e 7
25436 Tornesch

Bearbeiter:

Dipl.-Ing. Henning Tams (Stadt Tornesch, Fachdienst Bauverwaltung und Stadtplanung)

Verfahrensstand: Auslegungsbeschluss
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1 Lage des Plangebietes

Das ca. 1,2 ha groRe Plangebiet der 5. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr.
47 liegt am oOstlichen Rand des Stadtgebietes der Stadt Tornesch im bestehenden Business-
park Tornesch-Oha.

Das Gebiet der Bebauungsplandnderung wird im Nordosten von der Lise-Meitner-Allee und
im Sudwesten von der BAB 23 begrenzt. Durch das Plangebiet verlauft der Ohlenkamp, ein
als FuRweg genutzter Redder.

Abbildung 1 - Luftbild mit Geltungsbereich (ohne Maf3stab)

Die Flachen im Geltungsbereich sind als Sondergebiet ,Umwelttechnik und Sonderbetriebe*
sowie offentliche Grunflache und Verkehrsflache ausgewiesen. Die ausgewiesene Bauflache
ist zurzeit noch unbebaut.

2 Planungsanlass und Planungsziele

Die gewerblichen Flachen des Businesspark Tornesch sind nahezu erschopft. Noch vorhan-
dene unbebaute Flachen wurden grof3tenteils bereits an Unternehmen mit dem Zweck der
Bebauung veraufert. Gleichzeitig andert sich der Charakter des Gebiets: die urspriinglich
angenommene Dominanz von Betrieben der Recyclingwirtschaft tritt mehr und mehr hinter
Nutzungen aus dem Bereich z.T. hochspezialisierter Logistik- und Produktionsbetriebe mit
Biroflachenbedarf zurtick. Um eine flachensparende Ausnutzung der Bauflachen zu ermdg-
lichen, sollen mit der 5. Anderung des Bebauungsplans 47 die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen flr einen gunstigeren Zuschnitt der gewerblich genutzten Grundstucke geschaffen
werden, eine 6ffentliche Grunflache wird in diesem Zuge etwas verkleinert.

48 von 136 der Zusammenstellung



TOP 9.

Stadt Tornesch - 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ,Businesspark Tornesch®

Das Planungsziel stellt die Vergrof3erung und Veranderung des Zuschnitts der sudlich an-
grenzenden Sonderbauflache zu Lasten einer éffentlichen Griinflache dar. Durch die Veran-
derung des Grundstiickszuschnitts soll die Erweiterung des Standorts eines Logistik-
Unternehmens ermoglicht werden.

3 Rechtlicher Planungsrahmen

3.1 Vorbereitende Bauleitplanung

Im gultigen Flachennutzungsplan ist das Plangebiet als sonstiges Sondergebiet ,Umwelt-
technik und Sonderbetriebe“ dargestellt. Die Flachen entlang der Autobahn und entlang des
Ohlenkamps werden als Griunflachen dargestellt.

Ein (unmalRstablicher) Ausschnitt aus dem Flachennutzungsplan lasst das zurzeit geltende
Planungsrecht erkennen.

Abbildung 2 - Auszug aus dem wirksamen Flachennutzungsplan (ohne Maf3stab)

3.2 Verbindliche Bauleitplanung

Fir den Uberplanten Bereich gilt der Bebauungsplan Nr. 47 der Stadt Tornesch in der Fas-
sung der am 07.05.2004 rechtskraftig gewordenen Neuaufstellung. Der Geltungsbereich der
5. Anderung ist nicht von der rechtskraftigen 1., 2. und 4. Anderung sowie der laufenden 3.
und 6. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 betroffen.

Ein (unmalstablicher) Ausschnitt aus dem geltenden Bebauungsplan lasst das zurzeit gel-
tende Planungsrecht erkennen.
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i ALKIS © Landesamt fiir Vermessung und Geoinformation

Abbildung 3 — geltendes Planrecht (des Bebauungsplans 47) - ohne Mal3stab

Innerhalb des Geltungsbereiches der 5. Anderung setzt der Bebauungsplan 47 bereits heute
folgende Inhalte fest:

e Art der baulichen Nutzung
o Sonstige Sonderbauflache Umwelttechnik (8 11 BauNVO)
e Mal der baulichen Nutzung
o Grundflachenzahl (GRZ): 0,8 (8 16 BauNVO)
o Traufhdhe (TH): 15 m (§ 16 BauNVO)
e Bauweise und Baugrenzen
o Abweichende Bauweise (§ 22 BauNVO)
o Baugrenze (8 23 BauNVO)
e Offentliche Grinflachen mit 6kologischer Funktion und Festsetzung von MaRnahmen
zum Schutz, der Pflege und der Entwicklung von Natur und Landschaft:
o Erhalt bestehender Knicks und Redder sowie Anlage von Riickhaltegraben fir
Niederschlagswasser
o Neuanlage von Knicks und Redder sowie Anlage von Ruckhaltegraben fur Nie-
derschlagswasser
o Anlage von naturnah gestalteten Riickhaltegraben fir Niederschlagswasser und
Entwicklung von Ruderalvegetation
o Entsiegelung von Wegeflachen
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4 Stadtebauliche MalRnahmen und Festsetzungen
4.1 Art der baulichen Nutzung

4.1.1 Sonderbauflache Umwelttechnik

Die GroRe der offentlichen Grinflache wird zu Gunsten einer Ausweitung der Bauflache des
Sondergebiets "Umwelttechnik” reduziert.

Die Ausweitung des Sondergebiets ,Umwelttechnik® ist erforderlich, um eine Erweiterung der
Nutzung des sudlich angrenzenden Logistikunternehmens zu erméglichen. Eine Erweiterung
ohne Inanspruchnahme der heutigen als Grinflache ausgewiesenen Flachen ist nicht mog-
lich, da an anderer Stelle im Umfeld des Betriebs keine geeigneten Flachen zur Verfligung
stehen. Es ist vorgesehen, das jetzige zweifliiglige Geb&dude um einen dritten Gebaudefligel
zu erganzen.

Die Zweckbestimmung des Sondergebietes und die dort zulassigen Nutzungen werden
durch eine textliche Festsetzung konkretisiert. Diese Festsetzung wird unveréndert aus dem
rechtskréftigen Bebauungsplan tibernommen.

Das durch textliche Festsetzung naher bestimmte Sondergebiet "Umwelttechnik und Son-
derbetriebe" dient - unverandert - vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich bel&sti-
genden Betrieben, Anlagen und Einrichtungen der Bereiche Umwelttechnik und Abfallwirt-
schaft sowie von Betrieben und Einrichtungen, die wegen der Art ihrer Nutzung und/oder
Ihres (autobahnbezogenen) Verkehrsaufkommens nicht siedlungsnah Im Achsenraum un-
tergebracht werden kénnen oder sollen.

Zugelassen sind somit:

. Betriebe, die in produzierender, verwertender, forschender, planender oder entwickelnder
Tatigkeit den Bereichen Umweltschutz, Umwelttechnik, Abfallwirtschaft oder Abfallver-
meidung zuzuordnen sind,

« Logistik- und Speditionsbetriebe sowie Tankstellen,

. Lagerhauser und -platze, Geschéfts-, Biro- und Verwaltungsgebédude im Zusammen-
hang mit den oben genannten Betrieben

Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden

« Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir die Betriebsinhaber und
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegeniiber in Grundflache
und Baumasse untergeordnet sind.

. Anlagen fur soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, die einzelnen Betrieben oder
dem gesamten Sondergebiet dienen

Die Ausnahmen entsprechen den Festlegungen der Benutzungsverordnung fir Gewerbege-
biete. Als "Zubehor" zum Gebiet bzw. einzelnen Betrieben sind die dort ausnahmsweise zu-
l&ssigen Nutzungen auch im Sondergebiet sinnvoll.

Die Beschrankung auf Betriebe, die das Wohnen nicht erheblich stéren kdnnen, dient vor
allem dem Schutz der Nachbarschaft vor unzumutbaren Beeintrachtigungen. Damit ent-
spricht der zulassige Storgrad wie bisher dem eines Gewerbegebietes nach § 8 der BauN-
VO.
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4.2 Mald der baulichen Nutzung
4.2.1 Grundflachenzahl

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird durch die Grundflachenzahl (GRZ) bestimmt. Die
Grundflachenzahl gibt an, wie viele Quadratmeter Grundflache je Quadratmeter Grund-
stucksflache zulassig sind.

§ 17 der Baunutzungsverordnung gibt als Obergrenze fur die Grundflachenzahl in Gewerbe-
gebieten und sonstigen Sondergebieten den Wert 0,8 vor. Dies bedeutet, dass 80% des je-
weiligen Baugrundstiicks bebaut werden dirfen. Angesichts der anzustrebenden effektiven
Nutzung der Gewerbeflachen wird im Bereich des Sondergebiets Umwelttechnik diese
Obergrenze unverandert ausgeschopft.

Garagen und Stellplatze (einschlieBlich Ihrer Zufahrten) sowie Nebenanlagen werden auf die
zulassige Grundflachenzahl angerechnet. Eine Uberschreitung ist in diesem Fall nicht zulas-
sig, weil der Verordnungsgeber diese Moglichkeit nur bis zu einer GRZ von 0,8 zugelassen
hat.

4.2.2 Gebaudehdhe

Als weiterer Bestimmungsfaktor flr das Maf3 der baulichen Nutzung wird im Sondergebiet
Umwelttechnik die zulassige Traufhohe auf 15 m im Bereich sudlich der Grunflache festge-
setzt. Als Traufhohe gilt der senkrechte Abstand zwischen der Erschlielungsflache auf dem
Baugrundstick und dem Schnittpunkt zwischen der Auf3enkante der AuBenwand und der
Oberkante der Dachhaut, gemessen in Fassadenmitte.

Die bisher geltende Regelung des Bebauungsplanes 47 zur abweichenden Traufhthe bei
Lagergebéuden und untergeordneten baulichen Anlagen bzw. Bauteilen gilt fiir die Bereiche
mit einer max. Traufhdhe von 15: Bei Lagergebauden darf die zulassige Traufhéhe 21,5 m
betragen, untergeordnete Bauteile (wie z.B. Schornsteine) dirfen eine H6he von bis zu 46,5
m erreichen.

Diese Festsetzung enzspricht der bisherigen Festsetzung fir den das vorhandene Sonder-
gebiet Umwelttechnik.

4.3 Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Uberbaubaren Grundsticksflachen sind durch Baugrenzen festgelegt. Im Bereich der
Sonderbauflache Umwelttechnik umfasst das durch die Baugrenzen definierte Baufenster
nahezu das gesamte Baufeld. Der Abstand zwischen Baufeldgrenze und Baugrenze betragt
Uberwiegend 1 m, lediglich zur Lise-Meitner-Alle mit ihrer begleitenden Baumreihe betrégt
der Abstand zwischen Baugrenze und Baufeld 5 m. Die Baugrenzen sind somit so grol3zuigig
geschnitten, dass das Plangebiet gut bebaubar ist und die zuladssige Grundflache auch in-
nerhalb des Baufensters realisiert werden kann.

4.4 Bauweise

Die Bauweise wird in allen Gebietstypen unveré&ndert als abweichende Bauweise festgesetzt.
Die Gebaude sollen in der sogenannten ,offenen“ Bauweise — also mit Gebaude- und
Grenzabstanden nach MalRRgabe der Landesbauordnung — errichtet werden. Die in Definition
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der offenen Bauweise (8§ 22 Baunutzungsverordnung) erhaltene Beschrdnkungen der Ge-
baudelange auf 50 m ist angesichts der gewerblichen und sonstigen Nutzung und der sich
hieraus mdglicherweise zwingend ergebenden Baukorper nicht sinnvoll. Diese Beschran-
kung entféllt deshalb weiterhin.

4.5 Stellplatze und Nebenanlagen

Nebenanlagen (mit Ausnahme von Versorgungseinrichtungen und Einfriedungen) und Gara-
gen werden im Sondergebiet Umwelttechnik auf die Uberbaubaren Grundstiicksflachen be-
schrankt. Diese Einrichtungen kénnen (und sollen) hier ebenso wie die Hauptgeb&ude unter-
gebracht werden. Gleiches gilt fur Stellplatze.

Aufgrund des grof3ziigigen Zuschnittes der tberbaubaren Grundstiickflachen betrifft der
Ausschluss der genannten Anlagen und Einrichtungen praktisch nur die Ubergangsbereiche
zum offentlichen StraBenraum. Damit wird dieser Ubergangsbereich fiir die Durchgriinung
des StralRenraumes sichergestellt.

Die fur die beabsichtigten Nutzungen der Sondergebietsflachen erforderlichen Stellplatze
und Besucherparkplatze sind auf den Bauflachen selbst zu realisieren. Die Festsetzung bzw.
Forderung einer bestimmten Anzahl auf den Privatgrundstiicken kann nicht im Bauleitplan-,
sondern erst im Baugenehmigungsverfahren getroffen werden.

4.6 AuRere Gestaltung

Die gestalterischen Festsetzungen werden unverandert aus dem rechtskraftigen Bebau-
ungsplan tibernommen.

5 Verkehrliche Erschliel3ung

Die Zufahrt zu den Sondergebieten im Geltungsbereich der 5. Anderung des Bebauungspla-
nes Nr. 47 erfolgt unverandert Uber die an die K 21 angebundene Lise-Meitner Allee. Stell-
platze fir Besucher und Mitarbeiter sind auf den Baugrundstiicken vorzuhalten.

Das Plangebiet ist durch die im Rahmen des HVV Hamburger Verkehrsverbundes betriebe-
nen Buslinie 185 Ellerhoop — Kummerfeld — Pinneberg — Halstenbek — Hamburg-Elbgaustr.-
Hamburg-Neil3estralRe (Haltestelle Ellerhoop, Arboretum) und ab Dez. 2016 dartiber hinaus
durch die Buslinie 6668 Bf.-Tornesch — Gewerbegebiet Oha an das OPNV-Netz der Metro-
polregion Hamburg angeschlossen. Die nachstgelegene Haltestelle ist Tornesch, Asperhor-
ner Weg und befindet sich unmittelbar am Plangebiet an der Lise-Meitner-Allee. Die zukunf-
tig werktags im 60-Min-Takt verkehrende Buslinie 6668 knupft am Bahnhof Tornesch u.a. an
die Regionalbahnlinien 61 und 71 an.

6 Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets ist von der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr.
47 nur bedingt betroffen. Die Entwasserung des Plangebiets erfolgt im Trennsystem Uber die
Lise-Meitner-Allee (Schmutzwasser und Niederschlagswasser der Hofflachen bzw. sonstigen
befestigten Flachen) und lber ein Graben-Rohr-System im Stidwesten, welches das Nieder-
schlagswasser der Dachflachen ableitet. Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser wird
durch eine Druckrohrleitung zunachst dem Kanalnetz der Stadt Tornesch und schlie3lich
dem Klarwerk Hetlingen des Abwasserzweckverbandes Pinneberg zugeleitet.
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Im Bereich der Bebauungsplandnderung und -erweiterung sind die fir die Regenwasser-
rickhaltung benétigten Flachen als offentliche Grinflachen festgesetzt. Die festgesetzten
Flachen reichen aus, um naturnah gestaltete Rlckhalteeinrichtungen (Gréaben, Mulden) zu
erstellen. Auf der bisher als 6ffentliche Griinflache festgesetzten Flache befindet sich u.a. ein
Regenrickhaltebecken, welches der Riuckhaltung des ausschlie3lich auf den Hofflachen des
angrenzenden Grundstiicks (Fa. GLS) anfallenden Regenwassers dient. Sollte dieses Be-
cken beseitigt werden, ist auf dem Grundstuick oder der dafur ausgewiesenen Offentlichen
Grunflache ein ausreichender Ersatz an Rickhaltevolumen zu schaffen, um eine schadens-
freie Regenwasserableitung zu gewaéhrleisten. Details sind im Rahmen des Entwéasserungs-
antrags bzw. der Genehmigung der Entwasserungsanlage zu klaren.

Durch die Erweiterung des Betriebsgelandes wird ein vorhandener Graben Uberbaut, der fur
die Ableitung von Niederschlagswasser aus Richtung der Lise-Meitner-Allee auch weiterhin
bendtigt wird. Es wird daher ein Ersatzneubau des Grabens im Bereich der kunftigen Grin-
flache erforderlich. Vor Erteilung der Baugenehmigung fur den Erweiterungsbau muss mit
dem Grundeigentiimer (WEP/GLS) und der Stadt bzw. dem Abwasserbetrieb der Stadt Tor-
nesch ein stadtebaulicher Vertrag tber die Ubernahme der Kosten durch den Vorhabentra-
ger abgeschlossen werden.

Die Baukorper werden bzw. sind aul3erdem an die bestehenden Ver- und Entsorgungsnetze
fur Strom, Gas und Trinkwasser (Versorgungstrager: Stadtwerke Tornesch bzw. Schleswig-
Holstein Netz AG) sowie Einrichtungen der Telekommunikation angeschlossen.

Die Millabfuhr erfolgt nach der Satzung des Kreises Pinneberg liber die Abfallbeseitigung.
Die Standplatze fur Abfallbehalter sind an geeigneter Stelle auf den Baugrundstticken vorzu-
sehen. Diese sollten so gestaltet werden, dass die Millgefaf3e von der éffentlichen Verkehrs-
flache nicht direkt sichtbar sind. Alle 6ffentlichen Verkehrsflachen im Plangebiet kdnnen auch
von der Miillabfuhr uneingeschrankt befahren werden.

7 Immissionsschutz

Baulicher Schallschutz im Sondergebiet "Umwelttechnik und Sonderbetriebe"
Sudwestlich des Plangebietes verlauft unmittelbar die Bundesautobahn A 23, zudem sind
Schallemissionen der im Businesspark ansassigen Betriebe zu erwarten. Es werden deshalb
Malnahmen des baulichen Schallschutzes im Sondergebiet "Umwelttechnik und Sonderbe-
triebe" festgesetzt. Die im Sondergebiet "Umwelttechnik und Sonderbetriebe" ausnahmswei-
se zulassigen Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinha-
ber und Betriebsleiter, Buroraume oder ahnliche Raume sind mit einem baulichen Schall-
schutz gemafl den Bestimmungen der DIN 4109 (Abschnitt 5) zu versehen.

Mal3geblich ist
a) Der Larmbereich V fur Bauvorhaben zwischen der westlichen Plangebietsgrenze
(A23) und der in Teil —A- Planzeichnung - festgelegte Linie 1 (60 m Abstand von der
westlichen Planungsgebietsgrenze);
b) Der Larmbereich IV fir Bauvorhaben zwischen Teil A- Planzeichnung — festgelegten
Linie 1 und 2 (60 -120 m Abstand von der westlichen Plangebietsgrenze);

Fur die von der Autobahn bzw. den jeweils genannten Stral3en abgewandten Gebaudefron-
ten gilt jeweils der ndchst niedrigere Larmpegelbereich.

Anforderungen an die Luftschalldammung von AuRenbauteilen:
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Larmpegel- MaRgeblicher Erforderliches resultierendes

bereich AuRenlarmpegel Schallddmmman
Aufenthaltsraume in Burordume
Wohnungen, und &hnliche

Ubernachtungsraume Raume
in Beherbergungs-

betrieben und ahnliche
Raume

V 71-75dB(A) 40 dB 45 dB

vV 66 — 70 dB(A) 40 dB 35dB

Die Anforderungen sind auch von Decken von Aufenthalts- oder Biroraumen, die den obe-
ren Gebaudeabschluss bilden, sowie von Dachern und Dachschrdgen von ausgebauten
Dachraumen zu erfillen.

Zur Sicherstellung der Nachtruhe sind Schlaf- und Kinderzimmer an allen Geb&udeseiten mit
schallgedammten Be- und Entliftungen auszuriisten. Die Schalldammung der Luftun-
gen/Liftungselemente ist so auszuwahlen, dass das angegebene resultierende Bauschall-
damm-Mafl der Umhillungsflachen nicht unterschritten wird. Aus hygienischen Griinden ist
ein Luftaustausch von 20 bis 30 m?3 je Person und Stunde fir Schlafraume erforderlich.

Die dem Wohnen zuzurechnenden Balkon-, Terrassenflachen oder Freisitze im Larmpegel-
bereich IV und héher sind durch larmabschirmende Bauwerke vor erheblichen Beeintrachti-
gungen durch den Verkehrslarm zu schitzen. Hierlber ist ein schalltechnischer Nachweis in
Form eines Gutachtens Uber die Wirksamkeit der schallabschirmenden Bauwerke zu fiihren.

Larmschutz entlang der A 23

Neben den MaRnahmen des baulichen Schallschutzes am Immissionsort wird — unverandert
zum rechtskraftigen Bebauungsplan 47 der bestehende Larmschutzwall entlang der A 23
durch den Bebauungsplan festgesetzt. Dieser Bereich befindet sich unmittelbar westlich des
Geltungsbereiches der 5 Anderung des B-Plans 47.

Flachenschalleistungspegel im Sondergebiet "Umwelttechnik und Sonderbetriebe"
Der maximal zulassige Flachenschalleistungspegel fir die Sondergebiete "Umwelttechnik
und Sonderbetriebe" betragt

Tags: L = 60 dB(A)
Nachts: L = 45 dB(A).

Die durch den rechtskraftigen Bebauungsplan 47 festgesetzten Flachenschalleistungspegel
werden durch die 5.Anderung des Bebauungsplanes nicht verandert, um innerhalb des Ge-
samtgebietes des B-Plans 47 (Businesspark Tornesch) eine einheitliche Regelung beibehal-
ten zu konnen. Die fur die Festsetzung von flachenbezogenen Schallleistungspegeln erfor-
derliche Gliederung ist in Bezug auf das Gesamtgebiet vorhanden.

Immissionen durch Geruch, Staub, Bioaerosole aus Tierhaltungsbetrieben
Nordlich des Plangebietes befindet sich in ca. 200 m Entfernung ein Tierhaltungsbetrieb mit
Geflugelhaltung (Gefliigelhof Neumann am Asperhorner Weg). Um eine Belastung im Um-
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feld des Gefliigelhofes mit Gertichen oder Keimen (bzw. Staub und Bioaerosolen) zu erfas-
sen, wurde fiir die 3. Anderung des B-Plans 47 ein Gutachten beauftragt, fir die 5. Anderung
des B-Plans 47 wurde das rdumliche Auswertungsraster ausgeweitet. Es zeigt sich, dass im
jetzigen Plangeltungsbereich der 5. Anderung des B-Plans 47 die relevanten Werte nicht
Uberschritten werden und somit entsprechende Einschrankungen nicht erforderlich sind.

8 Grunordnung

Im rechtskraftigen Bebauungsplan Nr. 47 sind offentliche Grinflachen mit unterschiedlichen
bzw. sich Uberlagernden Funktionen festgesetzt (insbesondere Knickschutz, Neuanlage von
Knicks oder Regenwasserriickhaltung und —ableitung). (Siehe Abschnitt 12)

9 Eingriffsregelung

Sind aufgrund der Aufstellung, Anderung, Erganzung oder Aufhebung von Bauleitplanen
Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, ist Uber die Belange des Naturschutzes und
der Landschaftspflege im Bauleitplanverfahren zu entscheiden. Dazu gehdrt auch, dass die
zu erwartenden Beeintrachtigungen der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes oder des
Landschaftshildes soweit als mdglich im Plangebiet selbst gemindert, ausgeglichen oder
ersetzt werden. Zu der Entscheidung Uber die Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege bei der Abwagung gehdren auch Entscheidungen lber Festsetzungen, die
dazu dienen, die zu erwartenden Beeintrachtigungen der Leistungsfahigkeit des Naturhaus-
haltes oder des Landschaftsbildes auf den Grundstiicksflachen, auf denen Eingriffe zu er-
warten sind, oder im sonstigen Geltungsbereich des Bauleitplans auszugleichen, zu ersetzen
oder zu mindern. Die Auswirkungen des Bebauungsplanes sind deshalb durch einen Grin-
ordnungsplan ermittelt und bewertet worden. Der Griinordnungsplan enthalt auch Vorschla-
ge, wie die zu erwartenden Beeintrachtigungen gemindert, ausgeglichen oder ersetzt werden
koénnen.

Ausgangspunkt fur die Bilanzierung ist in diesem Fall der rechtskraftige Bebauungsplan Nr.
47 einschl. seiner rechtskraftigen 1., 2. und 4. Anderung. Nur dariiber hinaus ermdglichte
Eingriffe sind in diesem Zusammenhang ausgleichspflichtig.

Die Auswirkungen der Bebauungsplandnderung werden im Rahmen der Umweltprifung er-
mittelt und bewertet. Wegen der Einzelheiten wird deshalb auf Abschnitt 13 dieser Begrin-
dung verwiesen.

10 Altablagerungen

Im Plangeltungsbereich befinden sich Kleingewasser. Eines dieser Gewasser dient als
Rulckhaltebecken fir ,belastetes Hofflachenwasser und liegt innerhalb der kiinftig Uberbau-
baren Flachen. In Sedimenten von Rickhaltebecken werden erfahrungsgemaf hohe Gehal-
te an Schadstoffen nachgewiesen, die einer Verwertung in bodenahnlichen Anwendungen
entgegenstehen. Werden diese Flachen tatsachlich tiberbaut, so ist das Sediment gesondert
aufzunehmen, zu untersuchen und es ist entsprechend der ,Hinweise zur Entsorgung von
Schlammen aus Regenriickhaltebecken, Regenklar- und Feuerldéschteichen sowie ahnlichen
Anfallstellen® zu verfahren. Dieses Vorgehen ist notwendig, um das Entstehen von schadli-
chen Bodenveranderungen vorzubeugen.

Vor Erteilung der Baugenehmigung fur den Erweiterungsbau muss mit dem Grundeigenti-
mer (WEP/GLS) und der Stadt Tornesch auf Grundlage einer entsprechenden Bodenunter-
suchung eine stadtebaulich abgesicherte Regelung zu diesem Bereich getroffen werden.
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Weitere Anhaltspunkte fir Bodenbelastungen jeder Art sind der Stadt auch aus den friiheren
Bauleitplanverfahren oder bereits durchgefiihrten Baumaflinahmen nicht bekannt. Sollten im
Zuge der Umsetzung des Bebauungsplanes jedoch Auffalligkeiten im Untergrund festgestellt
werden, die auf eine Altablagerung und/oder eine Belastung oder Kontamination des Bodens
mit Schadstoffen hindeuten, so ist die untere Bodenschutzbehdrde des Kreises Pinneberg
umgehend davon in Kenntnis zu setzen.

Auffalliger bzw. verunreinigter Bodenaushub ist bis zum Entscheid Uber die fachgerechte
Entsorgung oder die Mdglichkeit zur Verwendung auf dem Grundstiick separat zu lagern.
Dieser Bodenaushub ist vor Eintrdgen durch Niederschlag und gegen Austrage in den Un-
tergrund zu schitzen (z. B durch Folien oder Container). Bei Funden oder auffélligen Erdar-
beiten ist die Arbeit zu unterbrechen; die Bodenschutzbehérde ist unverziiglich zu benach-
richtigen.

11 Flachenbilanz

Die Flachenfestsetzungen innerhalb des Geltungsbereichs der 5. Anderung des Bebauungs-
planes Nr. 47 stellen sich wie folgt dar:

Rechtskraftiger B-Plan 47 | 5. Anderung B-Plan 47
Sondergebiet Umwelttechnik 3.438 m2 4.843 m?
Offentliche Griinflachen 8.696 m2 7.291 m2
Geltungsbereich insgesamt 12.134 m2

12 Umweltprifung

Seit der Neufassung des Baugesetzbuches vom 23. September 2004 besteht fur die Ge-
meinden bei der Aufstellung, Anderung, Ergéanzung und Aufhebung von Bauleitplanen ge-
maf § 2 Abs. 4 die Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltprifung, in der die voraussichtli-
chen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet werden. Das
Ergebnis der Umweltprifung ist in der Abwagung zu bericksichtigen.

Die im Rahmen der Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 ermittelten und bewerteten Belange des
Umweltschutzes sind gemalR § 2a BauGB in einem Umweltbericht darzulegen. Dieser ist
gesonderter Teil der Planbegriindung. Die Inhalte des Umweltberichtes sind in der Anlage zu
§ 2 Abs. 4 und 8§ 2a BauGB festgelegt.

13 Umweltbericht

Siehe separates Dokument!

Diese Begriindung wurde von der Ratsversammlung der Stadt Tornesch in ihrer Sitzung am
.................... gebilligt.

Birgermeister

13
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1. EINLEITUNG

1.1 KURZDARSTELLUNG DES INHALTS UND DER WICHTIGSTEN ZIELE

111

1.1.2

DER B-PLANANDERUNG

Abgrenzung des Geltungsbereiches

Der Plangeltungsbereich der 5. Anderung des B-Planes umfasst ein ca. 1,2 ha grofRes
Gebiet, das sich zwischen der Lise-Meitner-Allee und der A 23 befindet. Im Nordwes-
ten grenzt eine Grunlandflache an (Interimsnutzung innerhalb des B-Plans Nr. 47 —
Businesspark Tornesch-Oha), im Suden ein Gewerbe-Grundstiick. Durch das Plange-
biet verlauft der Ohlenkamp, ein als FuBweg genutzter Redder.

Das Plangebiet der 5. Anderung betrifft eine Gruinflache im Bereich des Ohlenkamp
sowie eine Teilflaiche des SO-U 7.1 der Sondergebiete ,Umwelttechnik und Sonderbe-
triebe“. Fur beide Bereiche besteht Planungsrecht auf der Basis des rechtkraftigen B-
Plans Nr. 47 aus 2004.

Ziele und Inhalte der B-Plananderung

Geplante Nutzung

Die geplante Anderung konzentriert sich vor allem auf die Reduzierung der dreieckigen
Griunflache am Siudrand um etwa 3.000 m2, um fir die stidlich angrenzende SO-Flache
eine Erweiterungsmoglichkeit zu schaffen.

Malf3 der baulichen Nutzung, Bauweise und Uberbaubare Grundstiicksflache

Die Grundflachenzahlen betragen auf den SO-Flachen unverandert 0,8, d.h. 80 % der
Grundstucksflache darf durch bauliche Anlagen tberdeckt werden. Aufgrund der auf
0,8 festgesetzten Kappungsgrenze darf die GRZ hier fiir Nebenanlagen, u.a. Hof- und
Stellplatzflachen, nicht Gberschritten werden.

Der Abstand zwischen Baufeldgrenze und Baugrenze betragt iberwiegend 1 m, ledig-
lich zur Lise-Meitner-Alle mit ihrer begleitenden Baumreihe betragt der Abstand zwi-
schen Baugrenze und Baufeld 5 m.

Traufhdhen

In der nordlich gelegen Teilflache der 5. Anderung mit dem SO-U/5a sollen die zulassi-
gen Traufh6hen, wie oben beschrieben, geédndert werden. Fir Verwaltungsgebaude
sind dann dort Traufh6hen von maximal 29 m zul&ssig. Ein 50 m breiter Randbereich
auf der Stdwestseite, also zur Autobahn, bleibt von der Anhebung der Traufh6he aus-
genommen.

Fur untergeordnete bauliche Anlagen oder Bauteile, die sich dabei auf eine kleine Fla-
che beschranken, sind heute wie auch in Zukunft Traufhéhen von maximal 46,50 m zu-
l&ssig. Zum Vergleich: Fir den Bereich der vorhandenen freistehenden Werbeanlage
an der Merianstrae, rund 300 m sudlich des jetzigen Anderungsgebietes, ist eine
Traufhdhe von 45 m festgesetzt. In der sudlichen Teilflache mit den darin liegenden
Bauflachen des SO-U/7.1 bleiben die auch bisher geltenden Traufhéhen unverandert.

Stellplatze, Nebenanlagen und ErschlieBung

Nebenanlagen und Garagen werden im SO-U auf die Gberbaubaren Grundsttcksfla-
chen beschrankt. Diese Einrichtungen kénnen (und sollen) hier ebenso wie die Haupt-
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gebaude untergebracht werden. Gleiches gilt fur Stellplatze. Die Zufahrt zu den Son-
dergebieten im Geltungsbereich der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 47 erfolgt
unveréndert Uber die Lise-Meitner Allee.

Regenwasserableitung

Im Hinblick auf die Ableitung des Niederschlagswassers 5. B-Plandnderung bleibt das
bestehende Planrecht im Hinblick auf die Ableitung des Niederschlagswassers in Gra-
ben unverandert.

Auf dem Gelande des Anderungsgebietes befindet sich ein Regenriickhaltebecken,
das die ordnungsgemafRlen wasserwirtschaftlichen Verhaltnisse der Regenwasserkana-
lisation (verschmutztes Regenwasser) sicherstellt. Sollte dieses Becken beseitigt wer-
den, ist auf dem Grundstiick oder der daflir ausgewiesenen offentlichen Griinflache ein
ausreichender Ersatz an Rickhaltevolumen zu schaffen, um eine schadensfreie Re-
genwasserableitung zu gewahrleisten. Details sind im Rahmen des Entwéasserungsan-
trags bzw. der Genehmigung der Entwésserungsanlage zu klaren.

S0-UIT1

GRZ 0,80

4B0m?.
Riicknahme der
SO-U/7.1-Bayflachen
zugunsten der *-, (4
Griinflachen

B-Plan Auszug: Uberlagerung rechtskréaftiger Plan und 5. Anderung - (ohne M.)
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1.2 UMWELTSCHUTZZIELE AUS FACHGESETZEN UND FACHPLANEN

121

UND IHRE BERUCKSICHTIGUNG

Umweltschutzziele aus Fachgesetzen

Im Folgenden werden die wesentlichen Umweltschutzziele aus den einschlagigen
Fachgesetzen aufgefuhrt, die fir den Bebauungsplan von Bedeutung sind.

§ 1 (5) BauGB - menschenwirdige Umwelt

,Die Bauleitplane [...] sollen dazu beitragen, eine menschenwirdige Umwelt zu sichern
und die natirlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen und zu entwickeln, auch in Verant-
wortung flr den allgemeinen Klimaschutz, sowie die stadtebauliche Gestalt und das
Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln®.

8§ 1 (6) Nr. 7 BauGB - Umweltschutz

.Bei der Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere zu bericksichtigen:
[...] die Belange des Umweltschutzes, einschlie3lich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege [...] “.

8la (2) BauGB - Sparsamer Umgang mit Boden

(2) ,Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden. Dabei
sind zur Verringerung der zusatzlichen Inanspruchnahme von Flachen [...] die M6g-
lichkeiten der Entwicklung [...] durch Wiedernutzbarmachung von Flachen, Nachver-
dichtung und andere MalRnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversie-
gelungen auf das notwendige Maf} zu begrenzen. [...]

8202 BauGB - Schutz des Mutterbodens

,Mutterboden, der beio der Errichtung und Anderung baulicher Anlagen sowie bei we-
sentlichen anderen Veranderungen der Erdoberflache ausgehoben wird, ist in nutzba-
rem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schitzen.*

81 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) - Sicherung / Wiederherstellung der
Bodenfunktionen

.Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder
wiederherzustellen. [...] Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeintrachtigungen
seiner natirlichen Funktionen sowie seiner Funktionen als Archiv der Natur- und Kul-
turgeschichte so weit wie moglich vermieden werden.”

§ 1a (3) BauGB - Eingriffsvermeidung; Ausgleich

,Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeintrachtigungen des
Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes
[...] sind in der Abwé&gung [...] zu bertcksichtigen. Der Ausgleich erfolgt durch geeigne-
te Darstellungen und Festsetzungen [...] als Flachen oder MalRhahmen zum Ausgleich.
[...] Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen
Entscheidung erfolgt sind oder zulassig waren.”
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1.2.2

123

§ 15/ 18 BNatSchG - Eingriffsvermeidung; Ausgleich

Der Verursacher ist nach 8 15 (2) BNatSchG verpflichtet, verbleibende, unvermeidbare
.Beeintrachtigungen durch Malknahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
auszugleichen (AusgleichsmalRnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmalinahmen)®. Aus-
geglichen sind Eingriffe, "wenn und sobald die beeintrachtigten Funktionen des Natur-
haushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild land-
schaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist.“ (a.a.0.)

§ 18 (1) ,Sind auf Grund der Aufstellung, Anderung, Ergéanzung oder Aufhebung von
Bauleitplanen [...] Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, ist tber die Vermei-
dung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu
entscheiden.”

§ 44 BNatSchG - Artenschutz

Die Verbote in Bezug auf besonders und / oder streng geschutzte wild lebende Pflan-
zen- und Tierarten sind zu beachten.

Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verkehrslarmschutzverordnung BImSchV)
und TA Larm

Grundsatzlich erfordert ein ausreichender Schallschutz, als Voraussetzung fur gesunde
Lebensverhaltnisse, eine sachgerechte Konkretisierung dieses Ziels in der Bauleitpla-
nung auf der Grundlage immissionsschutzrechtlicher Vorgaben (insbesondere DIN
18005 [1; 2]; 18. BImSchV, TA Larm). Durch die Planung im Rahmen der 5. Anderung
ist keine Verlagerung einer vorhandenen, sich ggf. &ndernden Schallquelle zu erwar-
ten.

Umweltschutzziele aus Fachplanen

Flachennutzungsplan

Im wirksamen Flachennutzungsplan ist das Plangebiet als sonstiges Sondergebiet
,Umwelttechnik und Sonderbetriebe“ dargestellt. Die Flachen entlang des Ohlenkamps
werden als Grinflachen dargestellt. Der F-Plan auf der Ebene der vorbereitenden Bau-
leitplanung ist nicht parzellenscharf und wird erst auf der Ebenen der verbindlichen
Bauleitplanung im B-Plan konkretisiert. Dies trifft auf die teilweise Inanspruchnahme
der Grinflache sidlich des Ohlenkamps zu. Mit Inkrafttreten des B-Plans 47 in seiner
urspriinglichen Fassung ist auch die bisherige Inanspruchnahme der Grunflache als
SO-U-Bauland rechtskréftig geworden.

Landschaftsplan

Der Landschaftsplan der Stadt Tornesch wurde 1992 aufgestellt und in den Folgejah-
ren durch die Entwicklung in Tornesch-Oha ,Uberholt®. Es gibt jedoch einen durch di-
verse Anderungen aktualisierten F-Plan, der diese Inhalte mit darstellt.

Beriicksichtigung der Umweltschutzziele

Es wurden folgende Gutachten erarbeitet, um die Umweltschutzziele zu beachten:
¢ Biotopkartierung, 27. 10. 2015, Dipl.-Biologe Karsten Lutz, Hamburg, Bearbeiterin
Dipl.-Biologin Julia Langer, Bienenbdittel

¢ Faunistische Potenzialabschatzung und Artenschutzfachbeitrag, 27. 10. 2015, Dipl.-
Biologe Karsten Lutz, Hamburg
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2. BESCHREIBUNG DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDES

2.1

2.11

2.1.2

2.1.3

UND BEWERTUNG DER GEPLANTEN UMWELTAUSWIRKUN-
GEN

SCHUTZGUT MENSCH

Larm

Fur die Situation der Larmemissionen / -immissionen ergeben sich keine Anderungen.

Erholung

Fur das Schutzgut Mensch — Wohnen und Erholen — ist das Plangebiet nahezu unbe-
deutend, da es von anderen SO-Gebieten umgeben ist und an die Autobahn angrenzt.

Fur die die Erholung in der freien, unbebauten Landschaft; beispielweise in Pausenzei-
ten fur Beschéftigte der Gewerbetriebe, kommt dem Ohlenkamp eine gewisse Bedeu-
tung zu. Uber den Ohlenkamp ist ein Rundweg moglich, der am FuRe des Walls und in
dessen Larmschatten, U-formig um die SO-Flache herumfihrt.

Der Ohlenkamp existiert hier nur noch als letztes, sozusagen abgehangtes Teilstlick
eines ehemals imposanten Redders, wie er als solcher weiter sidlich im Gebiet des
B-Plans 47 noch vorhanden ist.

Im Zusammenhang mit dem Schutzgut Klima / Lufthygiene ist die Plananderung fur die
Erholungsnutzung ebenso nicht von Bedeutung, da sich mit der 5. Anderung keine
neuen Betroffenheiten ergeben.

Darlber hinaus ist das Schutzgut Mensch — Wohnen und Erholen — allenfalls im Kon-
text mit dem Schutzgut Landschaftsbild / Landschaftserleben von Belang.

Schutzgut Pflanzen und Tiere

Das bisher noch unbebaute Plangebiet wird auf dem grof3ten Teil der Flache landwirt-
schaftlich genutzt, als Grunland. Es handelt sich dabei um eine Ubergangsnutzung bis
zu dem Zeitpunkt, ab dem das Planrecht des B-Plans in Anspruch genommen wird. Fir
die Bewertung des Schutzgutes Pflanzen und Tiere ist diese Flache fur die 5. Planan-
derung ohne Bedeutung.

Dies gilt ebenso fur die Griinflachen am westlichen und noérdlichen Rand, die von der
B-Plané&nderung unberihrt bleiben.

Der Blick konzentriert sich auf die stdliche Grinflache insbesondere sidlich des Oh-
lenkamps, wo Veranderungen zu erwarten sind. Dort befindet sich ein Mosaik aus Ge-
holzen, einer Baumhecke sowie kleinen Gewassern und Brachflachen. Insbesondere
dafiir wurde eine aktuelle Biotopkartierung erstellt.
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2.1.3.1 Biotopkartierung

Methodik und Untersuchungszeitraum

Als Ergebnis der am 07. 10. 2015 durchgefiihrten Kartierung der Biotoptypen liegt das
Gutachten der Biologen Julia Langer und Karsten Lutz vor (Biotopkartierung, Dipl.-
Biologe Karsten Lutz, Hamburg 27. 10. 2015, Bearbeiterin Dipl.-Biologin Julia Langer,
Bienenbduttel).

Die Biotoptypen wurden gemaf der ,Kartieranleitung und Biotoptypenschlissel fir die
Biotopkartierung in Schleswig-Holstein® (Hrsg. Landesamt fir Landwirtschaft, Umwelt
und landliche Raume des Landes Schleswig-Holstein (LLUR), Stand Mai 2015) erfasst
und in einer Karte dargestellt. Die Bewertung der Biotoptypen erfolgt in Anlehnung an
die Biotopbewertung fiir die Biotopkartierung Hamburg im Rahmen einer 9-teiligen Be-
wertungsskala: Demnach werden die Biotoptypen einer von 9 Wertstufen zugeordnet:

1 weitgehend unbelebt kommt in dem unten betrachteten Teilgebiet nicht vor

2 extrem verarmt kommt in dem unten betrachteten Teilgebiet nicht vor

3 stark verarmt kommt in dem unten betrachteten Teilgebiet nicht vor

4 verarmt RHn, RHy, FGy, HEy Ruderalfluren, Gebusche, Laubgh.
5 noch wertvoll RHm, FKy, HEY Ruderalfluren, Kleingewasser

6 wertvoll HRe Gehdlzsaum an Gewassern

7 besonders wertvoll kommt in dem unten betrachteten Teilgebiet nicht vor

8 hochgradig wertvoll ~ kommt in dem unten betrachteten Teilgebiet nicht vor

9 herausragend kommt in dem unten betrachteten Teilgebiet nicht vor

Flachenanteile und Bewertung des Bestandes

Das ca. 5 ha groRRe Areal, in dem die Biotoptypen erfasst wurden, ist identisch mit dem
Plangebiet der B-Plananderung. Unmittelbare Anderungen der bestehenden Situation,
die mit einer zusatzlichen, tiber geltendes Planrecht hinaus gehenden Uberbauung
verbunden sind, bleiben auf eine Flache von weniger als 0,02 ha (ca. 2.000 m?2) be-
schrankt. Rund 2.590 mz liegen bereits innerhalb einer Flache, fur die der rechtskrafti-
ge B-Plan gilt und die an anderer Stelle bereits abschliel3end bewertet wurden.

Auf einer Flache von 460 m2 weicht das bisher geltende SO-Gebiet (SO-U7.1) zurick,
so dass dieser Teil der Grunflache nicht beansprucht werden wird.

Von der Ausdehnung der Bauflachen des SO-Gebietes nach Nordwesten sind folgende
Biotope mit Flachen von mehr als 100 m? betroffen:

595 m? Sonstige Kleingewasser (375 m2 + 220 m?) FKy gesetzlich geschutzt
555 m? Ruderale Staudenflure frischer Standorte RHmM

270 m? sonstige heimische Laubgehdlze HEy
260 m2 Nitrophytenflur RHn
220 m? Gehdlzsaum an Gewassern HRe
215 m? sonstiger Graben FGy

Die nach § 30 BNatSchG geschitzten Biotope sind in der Abbildung auf der néchsten
Seite mit § gekennzeichnet.
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Biotoptypen innerhalb der Erweiterung der SO-Flache Wertstufen § Flache
WPw Pionierwald mit Weiden 4 25 m?
Nitrophytenflur 4 220 m?
Nitrophytenflur 4 20 m?

sonstige heimische Laubgehdze 4 90 m?

sonstige heimische Laubgehdze 5 180 m?

HRe Geholzsaum an Gewassern 6 200 m?
HRe Gehdlzsaum an Gewéssern 6 20 m?
sonstiges Kleingewasser 5 § 375 m?

sonstiges Kleingewédsser (aulBerhalb SO-Fldche) 5 § 220 m?

sonstige Ruderalfliche 4 20 m?

Ruderale Staudenflure fiischer Standorte 5 30 m?

Ruderale Staudenflure frischer Standorte 5 20 m?

Ruderale Staudenflure frischer Standorte 5/4 505 m?

HBy sonstiges Gebisch 6 40 m?
FGy sonstiger Graben 4 215 m?

1960 m?

‘:-. // :\

N \%
>aseom

/ neue Flchen-

;13.‘?')‘:;' \’s\\\
pr Inanspruchnahn}e,i\\‘

%,

Ricknahme der

SO-U/7.1-Balfliche

.. zugunsten der -,
.Grunflichen ™

Biotoptypen und Flacheninanspruchnahmen - (ohne M.) unter Verwendung der Biotopty-
penkarte der Biotopkartierung 10 / 2015, Dipl.-Biologe K. Lutz / Julia Langer, Hamburg
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Bei der Bewertung des Biotopbestandes im Bereich der Flachenerweiterung ist hervor-
zuheben, dass sich unter der gréReren der beiden HEy-Flachen (sonstige heimische
Laubgehdlze) eine sehr imposante, alt eingewachsene Eiche mit einem Kronendurch-
messer von mehr als 15 m verbirgt, die gefallt werden muss.

Im Untersuchungsgebiet befinden sich drei Kleingewasser. Bei dem Tumpel nérdlich
des Ohlenkamps handelt es sich um einen ehemaligen Feuerléschteich, wie das Schild
am Rand noch zeigt. Dieses Kleingewasser bleibt von der Flachenerweiterung unbe-
rihrt. Der zweite und gréf3te Timpel mit einer Flache von ca. 595 mz2 liegt zur Halfte in-
nerhalb der Erweiterungsflache. Im Hinblick auf die quantitative Bewertung des Ein-
griffs ist davon auszugehen, dass der Tumpel als Ganzes verschwinden wird, da nur
noch ein nicht mehr Gberlebensféahiger Restteil tbrig bliebe. Dies wird so auch in der
Bilanzierung bericksichtigt.

Bei der Qualitat dieses Gewassers ist zu erwahnen, dass es sich um ein Regenriick-
haltebecken fir belastetes Hofflachenwasser des Logistikunternehmens handelt, das
sich auf der stidlich angrenzenden Gewerbeflache befindet. Im Zuge der Entfernung
des RHBs durch die Betriebserweiterung ist es erforderlich, einen adaquaten Ersatz zu
schaffen fir das nachzuweisende Regenriickhaltevolumen. Dies wird im Baugenehmi-
gungsverfahren geregelt.

Das dritte Kleingewasser liegt innerhalb des Bereiches, fir den es bereits ein Planrecht
auf Basis des rechtskraftigen B-Plans fur die Bauflache innerhalb des SO-Gebietes
(SO-U/7.1) gibt.

Insgesamt kommen von mdglichen 9 Wertstufen im Bereich der neuen Flacheninan-
spruchnahme fir das SO-Gebiet (SO-U/7.1) nur Biotope mit mittlerem Wert vor:

6 wertvoll 260 m2

HRe, HBy Geholzsaum an Gewassern, Gebiisch
5 noch wertvoll 1.080 m2

RHm, FKy, HEy Ruderalfluren, Kleingewasser
4  verarmt 840 m?

RHn, RHy, FGy, HEyY Ruderalfluren, Gebiische, Laubgehdélze.

Es dominieren Biotope der Wertstufe 5 (noch wertvoll) mit 1.080 m2 und der Wertstufe
4 (verarmt) mit ca. 840 m2. Die héchste Wertstufe wurde fur drei relativ kleine Flachen
der Geholzsdume an Gewassern und sonstiges Gebusch vergeben, die, zusammen-
genommen, eine Flachengrol3e von 260 m? umfassen.

In der Abbildung auf der vorherigen Seite wird deutlich, dass es sich vielfach um kleine
Flachensplitter handelt, die gleichwohl die Charakteristik dieses Lebensraummosaiks
bestimmen und damit auch einen eigenen Wert darstellen, der tGbergreifend zu be-
trachten ist.

Geschutzte Biotope (8 30 BNatSchG / § 21 LNatschG)

Dem Schutz nach § 30 des BNatSchG unterliegen die Kleingewasser (FKy) sowie der
Knick (HWDb) und die Baumhecke (HFb) entlang des Ohlenkamps. Knick und Baumhe-
cke liegen nicht im unmittelbaren Bereich der SO-Erweiterungsflache von SO-U/7.1.
Von drei Kleingewéssern sind zwei direkt von der Baufelderweiterung betroffen. Eines
davon liegt innerhalb der Flache, die bereits planungsrechtlich zu einem friiheren Zeit-
punkt abschliel3end bewertet und bilanziert wurde (bisher geltendes Planrecht).
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2.1.3.2 Artenschutz (8 44 ff BNatSchG)

Methodik und Untersuchungszeitraum

Als Grundlage einer Faunistische Potenzialabschatzung und des Artenschutzfachbei-
trag wurde das Plangebiet am 22. Juli 2015 sowie 10. August 2015 begangen (Dipl.-
Biologe Karsten Lutz, Faunistische Potenzialabschatzung und Artenschutzfachbeitrag,
Hamburg, 29. 10. 2015). Dabei wurde insbesondere auf Strukturen geachtet, die fur
Anhang IV-Arten und Végel von Bedeutung sind. Die Baume wurden vom Boden aus
einzeln mit dem Fernglas besichtigt und auf potenzielle Fledermaushdéhlen untersucht.
In den Gewassern wurde gekeschert, um eventuell Amphibienlarven festzustellen.

Die Auswahl der potenziellen Arten erfolgt einerseits nach ihren Lebensraumanspru-
chen (ob die Habitate geeignet erscheinen) und andererseits nach ihrer allgemeinen
Verbreitung im Raum Tornesch. Mal3geblich ist dabei fur die Brutvogel die aktuelle
Avifauna Schleswig-Holsteins (Koop & Berndt 2014).

Zu berlcksichtigende Arten

Im hier vorliegenden Fall betrifft das Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (Fleder-
mause) und alle Vogelarten. Der hier potenziell vorkommende Grasfrosch ist nicht eu-
ropaisch, sondern nur national nach Bundesartenschutzverordnung geschuitzt (a.a.=.
Seite 20).

Lebensstatten von européischen Vogelarten

Zu betrachten ist, ob Brutreviere von européaischen Vogelarten beseitigt werden. Diese
Frage wird im Fachgutachten beantwortet: Es werden Brutreviere von mit Fortpflan-
zungsstatten vorkommenden Arten beseitigt oder zumindest beschadigt. Betroffen sind
die Arten der Sdume (z.B. Dorngrasmiicke) und der Gehdlze (a.a.O. S. 21).

Lebensstéatten von Fledermausen

Fortpflanzungs- und Ruhestatten von Fledermausen sind ihre Quartiere. Jagdgebiete
gehoren nicht zu den in § 44 aufgeflihrten Lebensstatten, jedoch kdnnen sie fiir die Er-
haltung der dkologischen Funktion der Fortpflanzungsstétten Bedeutung erlangen. Das
trifft dann zu, wenn es sich um besonders herausragende und fur das Vorkommen
wichtige limitierende Nahrungsrdume handelt.

Durch das Vorhaben geht eine potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestatte von Fle-
dermausen im groRen Weidenbaum verloren. Es gehen keine Nahrungsrdume in so
bedeutendem Umfang verloren, dass es zum Funktionsverlust eventuell vorhandener,
benachbarter Fortpflanzungsstatten kommt (a.a.O. S. 21).

Ergebnisse

Die Potenzialanalyse ergibt das potenzielle Vorkommen von 34 Brutvogelarten. Fle-
dermdause haben potenziell Quartiere im Untersuchungsgebiet. In Kleingewéassern sind
Grasfroschvorkommen potenziell vorhanden. Von den im Untersuchungsgebiet vor-
kommenden Brutvogelarten sind einige vom Verlust ganzer Brutreviere und damit einer
Zerstorung oder zumindest Beschadigung ihrer Fortpflanzungsstatte im Sinne des § 44
BNatSchG durch das Vorhaben betroffen.

Mit Kompensationsmaflinahmen kénnen die 6kologischen Funktionen erhalten bleiben,
so dass die Notwendigkeit einer Ausnahme nach § 45 BNatSchG vermieden werden
kann. Bei potenziell vorhandenen Fledermausen sind potenzielle Fortpflanzungs- und
Ruhestatten nicht betroffen.
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2.1.3.3 Qualitative und guantitative Eingriffe und Beeintrachtigungen

214

Das Schutzgut Pflanzen und Tiere ist betroffen durch unvermeidbare Eingriffe:

o Verlust der Vegetationsbestande

¢ Verlust von Brutrevieren einiger Vogelarten, Beeintréchtigung eines potentiellen
Vorkommens des Grasfrosches

o Verlust von gesetzlich geschiitzten Kleingewassern (Wertstufe 5 ,noch wertvoll*) mit
ihren Lebensraumfunktionen fir die Tier- und Pflanzenwelt

e Sekundareffekte fur benachbarte Biotope infolge der Uberbauung im SO-Gebiet
¢ Indirekte Beeintrachtigungen durch L&rm-, Licht- und Abgasemissionen

Die Inanspruchnahme der bisher unbebauten Flachen im Bereich der mosaikartigen
Griunflache bedingt generell Lebensraumverluste fur die Tier- und Pflanzenwelt. Diese
Flache besitzt, trotz der Insellage, eine mittlere bis gute, potenziell hherwertige Bio-
topfunktion fur die Flora und Fauna, die Giberwiegend verloren geht. Dies ist auch da-
durch bedingt, dass die verbleibende Grinflache, die bisher eine gewisse Tiefe besal3,
in ihrer Ausdehnung weiter reduziert wird. An der schmalsten Stelle misst die Grinfla-
che kinftig ca. 30 m, an der breitesten ca. 60 m.

Allerdings ist ein Grof3teil der Verluste fur die Grunflache bereits planungsrechtlich ab-
gesichert. Die weitere, neu hinzukommende Flacheninanspruchnahme schwacht die
verbleibenden Lebensrdaume zusatzlich. Dabei ist anzunehmen, dass die Auswirkun-
gen, die durch die Uberbauung auf der SO-U-Flache verursacht werden, randlich tiber
den Bereich der unmittelbaren Flacheninanspruchnahme hinausreichen. Dies kann
kleinraumig u.a. zu Veranderungen des Bodenwasserhaushaltes und damit zu Beein-
trachtigungen insbesondere der Biotoptypen fuhren, die auf einen hohen Grundwas-
serstand angewiesen sind. Hinzu kommen weitere Beeintréchtigungen, die oben stich-
wortartig genannt wurden.

Die quantifizierbaren Eingriffe leiten sich aus der Abbildung auf Seite 9 ab und werden
in Kapitel 2.1.10 tabellarisch zusammengefasst.

Schutzgut Boden

Geomorphologie

Aufgrund der geringen Gelandebewegung ist die Topographie fur die Bewertung der
Bestandssituation innerhalb des Planungsgebietes als nachrangig zu werten.

Eingriffe und Beeintrachtigungen

Das Schutzgut Boden und Hydrogeologie ist betroffen durch folgende unvermeidbare
Eingriffe:

e Beseitigung / Abtrag des Oberbodens (Mutterbodens)

e Verlust des Bodens und seiner ékologischen Funktionen durch Uberbauung

e Veranderung des Bodengefiiges

¢ Verlust eines Kleingewassers insbesondere mit seiner Bedeutung fur Flora und
Fauna sowie ihren mikroklimatischen Wechselwirkungen

Dauerhafte Eingriffe durch Uberbauung werden vornehmlich durch den Neubau von
Gebauden, Hof- und Lagerflachenflachen sowie Flachen fir den ruhenden Verkehr auf
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2.1.5

vorher unversiegelten Flachen verursacht. Die Uberbauung hat den Verlust belebten
Bodens mit seinen Regelungs-, Lebensraum- und Pufferfunktionen zur Folge. Dies be-
trifft die SO-Flache nahezu vollflachig, da hier eine GRZ von 0,8 zugelassen ist und die
Baugrenze bis auf 1 m an den Rand der Bauflachen heranriickt.

Die Boden im Bereich der Erweiterungsflache des SO-U/7.1 ibernehmen zur Zeit noch
eine naturliche Bodenfunktion (§ 2 (2) 1 BBodSchG). Durch die Flachenerweiterung
werden die nattrlichen Bodenfunktionen ersetzt durch die Nutzungsfunktionen als Fla-
che fur Siedlung und Verkehr (82 (2) 3 BBodSchG).

Dabei ist zu beachten, dass fiur jeden Quadratmeter eines technischen Bauwerkes
(mindestens) 0,30 m3 Mutterboden aufgenommen werden missen und den Plangel-
tungsbereich verlassen. Fir die 5. Anderung ist etwa folgende GréRenordnung anzu-
nehmen (vgl. Abbildung S. 10):

Flacheninanspruchnahme innerhalb der Griinflache neu: 1.960 m2
Rucknahme der ursprunglich geplanten Flacheninanspruchnahme . 460 m?
Effektive neue Flacheninanspruchnahme 1.560 m2

Daraus ergibt sich ein Volumen von ca. 468 m? (1.560 m2 x 0,30). Diese Oberboden-
menge wird voraussichtlich abzutransportieren sein. Gemal3 § 202 BauGB ist der
Oberboden einer geordneten Wiederverwertung zuzufiihren. Dabei ist zu gegebener
Zeit zu untersuchen, inwieweit sich der Oberboden aufgrund seiner spezifischen Bo-
denqualitat zur Wiederverwertung eignet. Dies ist im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens verbindlich zu regeln, einschlie3lich des dazugehdrigen Nachweises der
Wiederverwertung.

Schutzgut Wasser

Oberflachengewasser

Es kommen sowohl Grében als auch punktuelle Oberflachengewasser vor. Hierzu ein
Auszug aus der Biotopkartierung (a.a.O., S. 5):

,Das gesamte Untersuchungsgebiet ist von mehreren Graben durchzogen. Einige
saumen auf drei Seiten die Grunlandflache, einer verlauft in der Stidhalfte im Bereich
der Ruderalflache und ein weiterer bildet die Grenze zum sidlich angrenzenden
Grundstuck. Wéahrend die Graben am Sid- und Westrand der groRen Grinlandflache
sowie am sidlichen Rand des Untersuchungsgebietes stark beschattet und struktur-
arm sind, weisen die Graben nérdlich der Griinlandflache sowie der Graben innerhalb
der Ruderalflache (am Sudwestrand) einen gréReren Strukturreichtum auf. Erlaute-
rung: Die Auspragung fur die angegebene Bewertung ist nur in den beiden Grében im
Sudwesten und im Norden des Untersuchungsgebietes gegeben. Die restlichen sind
mehr oder weniger strukturarm und teilweise nicht wasserfihrend.” Dies trifft auch auf
den Graben zu, der sich im Bereich der Erweiterung fur das sudliche SO-Gebiet befin-
det.

Mit diesen Graben ist es mdglich, das Niederschlagswasser zu sammeln und vor Ort
zuriickzuhalten bzw., soweit moglich, versickern zu lassen.

Alle drei Kleingewasser befinden sich in der stidlichen Grinflache. Sie dienen z. T. als
Feuerldschteich und sind stark beschattet, so dass sich keine Wasservegetation aus-
gebildet hat. Auch im Uferbereich ist die Vegetation kaum ausgepragt. Im Sommer fal-
len die Tumpel ganz oder vollstandig trocken. Es handelt sich um relativ kleine Gewas-
ser mit einer Flachengrof3e zwischen rund 600 m2 und 200 mz.
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Das ca. 595 m? grol3e Kleingewasser, dass innerhalb der jetzigen Erweiterungsflache
des SO-U liegt, dient als Regenrickhaltebecken fir belastetes Hofflachenwasser des
Logistikunternehmens, das sich auf der sidlich angrenzenden Gewerbeflache befindet.
Daraus resultieren bestehende Beeintrachtigungen im Hinblick auf die Wasserqualitat.

Eingriffe und Beeintrachtigungen
Das Schutzgut Wasser ist betroffen durch folgende unvermeidbare Eingriffe:

¢ Verminderung der Grundwasserneubildungsrate
¢ Beeintrachtigung des Bodenwasserhaushaltes
e Verlust eines Kleingewassers, das heute als Regenriickhaltebecken dient

Die unbebauten Flachen hatten bisher, trotz des hohen Grundwasserstandes, eine
gewisse Funktion fur die Grundwasserneubildung und besonders als Retentionsflache
tubernommen. Kinftig kdnnen die bebauten und vollversiegelten Flachen nicht mehr
der natirlichen Versickerung dienen. Infolgedessen kommt es zu einer Beeintrachti-
gung des Bodenwasserhaushaltes und zu einer Verringerung der Grundwasserneubil-
dung.

Durch ortsnahe Ruckhaltung der Niederschlage in zahlreichen Graben und die verzo-
gerte Abgabe des Wassers an den Vorfluter wird jedoch eine Verdunstung ermdéglicht
und damit der Eingriffsumfang minimiert. Zudem soll das anfallende unbelastete Ober-
flachenwasser, soweit mdglich, zur Versickerung gebracht werden, um Beeintrachti-
gungen zusatzlich deutlich zu reduzieren.

Das o.a. Regenriickhaltebecken wird mindestens in Teilen Uberbaut und muss daher
beseitigt werden. In Sedimenten von Rickhaltebecken werden erfahrungsgemaf hohe
Gehalte an Schadstoffen nachgewiesen, die einer Verwertung in bodenahnlichen An-
wendungen entgegenstehen. Insofern ist das Sediment gesondert aufzunehmen, zu
untersuchen und es ist entsprechend der ,Hinweise zur Entsorgung von Schlammen
aus Regenriickhaltebecken, Regenklar- und Feuerldschteichen sowie ahnlichen
Anfallstellen zu entsorgen. Dazu wird eine Baugrunduntersuchung erforderlich sein,
die wiederum Vorgaben fir die eine ordnungsgemafe Entsorgung des Bodens u.a.
nach der LAGA-Liste definiert. Die weiteren Einzelheiten sind im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens zu regeln.

Schutzgut Luft und Klima

Lufthygienische Ausgangssituation

Tagsuber ist die Grunflache kleinrdumig als Kaltluftentstehungsgebiete (bzw. Frisch-
luftentstehungsgebiete) wirksam, nachts gilt dies auch fir die Grunlandflache nérdlich
des Plangeltungbereiches, die als solche noch temporar genutzt wird. Sie ist jedoch fir
die jetzige Eingriffsbewertung unbedeutend ist, da hier ein geltendes Planrecht fur das
SO-Gebiet vorliegt.

Die randlichen Griinflachen, vor allem die des Redders (Ohlenkamp) mit der dortigen
Aufweitung der Griin- und Biotopflachen, wirken in das Plangebiet hinein und erfillen
eine gewisse ausgleichende Funktion fur die bioklimatische Ausgangssituation.

Als vorhandene Belastung der lufthygienischen und kleinklimatischen Situation sind
die, real oder planungsrechtlich, bereits bestehenden versiegelten Flachen und die

Emissionen im Zuge des Stral3enverkehrs auf der Lise-Meitner-Allee sowie auf dem
Betriebsgelande der sudlichen SO-Flache zu nennen.
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Eingriffe und Beeintrachtigungen

Die neuen zu Uberbauenden Flachen kdnnen ihre klimatische Schutz- und Regenerati-
onsfunktion fir die Luftreinhaltung und den Temperaturausgleich nicht mehr wahrneh-
men. Bei versiegelten Flachen kommt es zu starkeren Aufheizungen und gréRerer
Warmeabstrahlung als bei begriinten Flachen, so dass sich die nachtliche Abkiihlung
verringert, woraus wiederum groRere Temperaturmaxima resultieren.

Durch die Reduzierung der Griinflache wird die kleinrdumig wirksame Bedeutung als
kleinrAumiges Kaltluft- bzw. Frischluftentstehungsgebiet vermindert. Auf3erdem vergro-
Beren sich der Schadstoffausstol3 und damit die Belastung der lufthygienischen Situa-
tion im Bereich der bisher unbebauten Flachen, die teilweise zu internen Verkehrsfla-
chen umgewandelt werden.

Positiv hervorzuheben ist, dass der Redder als Rickgrat der Grunflache mit seinem
GroRRbaumbestand und den damit verbundenen positiven Effekten fiir die bioklimati-
schen Funktionen erhalten bleibt.

Schutzgut Landschaft / Landschaftsbild

Vorhandene Situation

Bewertungen hinsichtlich potenzieller Auswirkungen auf das Landschaftsbild erfordern
eine Flachenbetrachtung, die das Plangebiet umfasst und dariiber hinaus reichen.

Pragend fur das Landschafts- und Ortsbild sind besonders folgende Elemente:

o Verkehrsflache der Lise-Meitner-Allee, bisher ohne Baumbepflanzung

o Kompakte Griinflache, auch mit grof3kronigen Knickbaumen, insbesondere Eichen
am Ohlenkamp

o  Gewerbeflachen mit der typischen heterogener Bebauung

¢ mehrere hoch aufragende bauliche Anlagen wie Werbepylone und Funkmasten,
die in das Plangebiet hineinwirken.

Die Geholzflache bindet das SO-Gebiet an dessen Nordrand schon heute sehr gut ein.
Gleichwohl ist innerhalb der dreieckigen Griinflache eine Binnendifferenzierung zu er-
kennen. Der landschaftshildwirksame Gehdlzbestand stdlich des Redders ist ver-
gleichsweise diinn bzw. inhomogen. Darin sind u.a. Geblsch- und Nadelbaumflachen
zu finden.

Besonders zu erwéhnen ist die einzelne alt eingewachsene Eiche mit einer mehr als
15 m messenden Krone. Dieser Baum ist von auf3en heute jedoch kaum zu erkennen,
da andere Geho6lz- und Baumstrukturen vorgelagert sind. Nur von Stiden, d.h. mit Blick
von der Betriebsflache des dortigen Logistikunternehmens, ist der Baum gut zu erken-
nen.

Aul3erhalb des Geltungsbereiches tiberragen technische Bauwerke die mafistabge-
bende Hohe der markanten Baumkronen des Redders: ein Funkmast und Werbepylo-
ne. Sie sind als punktuelle Storung des Landschaftsbildes zu betrachten die weit in das
Gebiet hineinwirken. Dies gilt, soweit sie beleuchtet sind, auch nachts.

Eingriffe und Beeintrachtigungen

Die Erweiterung der SO-Flache ist vor allem fur den unmittelbaren Nahbereich bedeut-
sam bzw. sichtbar. Dazu z&hlt auch der Verlust eines markanten Einzelbaums. Betrof-
fen davon sind vor allem die Beschéftigten auf dem Gelande der SO-Flache.
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219

Fur das Schutzgut Wohnen und Erholen entstehen dadurch relativ geringe bzw. margi-
nale neue Betroffenheiten.

Die namensgebende Alleebaumbepflanzung an der Stral3e (Lise-Meitner-Allee) kann
dazu beitragen, eine innere Durchgriinung des Baugebietes zu erreichen.

Schutzgut Kultur- und Sachguter

Es sind keine Kultur- und Sachguter, wie z.B. wertvolle Bauten oder archaologische
Fundstatten, im Planungsgebiet oder seiner Umgebung bekannt.

Wenn wéhrend der Erdarbeiten Funde oder aufféllige Bodenverfarbungen entdeckt
werden, ist die Denkmalschutzbehdrde unverziiglich zu benachrichtigen und die Fund-
stelle bis zum Eintreffen der Fachbehdrde zu sichern.

In seiner Stellungnahme vom 22. 09. 2015 weist das Archdologischen Landesamt auf
8 15 Denkmalschutzgesetz (DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014) besonders
hin: ,Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverziglich unmittelbar oder
Uber die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehdrde mitzuteilen. Die Verpflichtung
besteht ferner fir die Eigentiimerin oder den Eigentimer und die Besitzerin oder den
Besitzer des Grundstiicks oder des Gewassers, auf oder in dem der Fundort liegt, und
fur die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund ge-
fuhrt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die tbrigen. Die
nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstétte in unverénder-
tem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spatestens nach Ablauf von vier
Wochen seit der Mitteilung.

Archéaologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnis-
se wie Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit.”

Wechselwirkungen

Die zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen des geplanten Vorhabens wer-
den einschlieBlich der Wechselwirkungen und Sekundareffekte sowie der kumulativen
Wirkungen und Entlastungseffekte betrachtet.

Es lassen sich folgende Wechselwirkungen und Wirkketten aufzeigen:

e Uberbauung / Versiegelung / Abgrabungen
— Verlust belebten Bodens mit seinen Regelungs-, Lebensraum- und Puffer-
funktionen

e Uberbauung / Versiegelung
— Vernichtung offener Bodenstrukturen
— Erhdhung des Oberflachenwasserabflusses und Verringerung der Grundwasser-
neubildungsrate

¢ Temporare Verdichtungen wahrend der Bauzeit
— Veranderung des Porenvolumen und des Korngefuges
— Erhohung des Oberflachenwasserabflusses und Verringerung der Grundwasser-
neubildungsrate
— Beeintrachtigung des Bodenwasserhaushaltes

e Uberbauung / Versiegelung
— Erhohung der Warmeabstrahlung
— Veranderung des lokalen Kleinklimas
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e Uberbauung / Versiegelung
— Vernichtung von Lebensraumen der Flora und Fauna

e Uberbauung / Versiegelung
— Verlust des Bodens fur die Nahrungsmittelproduktion

e Inanspruchnahme einer bisher unbebauten Flache
— Veranderung des Erscheinungsbildes im Landschaftsraum

¢ Bau von Stellplatzen
— Erhdhung der Larmbelastung

— Erhdhung der Verschmutzungsgefahr durch Schadstoffeintrdge in Boden und
Grundwasser.

Ermittlung des notwendigen Ausgleichs

Die Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung orientiert sich an den Biotoptypen und deren
Wertigkeit, wie sie in der Biotopkartierung dargelegt wurden. Neben den unmittelbaren
Verlusten werden indirekte Beeintrachtigungen ebenso mit bilanziert. Daraus ergibt
sich folgende Tabelle:

sonstige Kleingewasser \FKy \ges. geschitzt \ 1:3,0 595 1.785,00
Summe: Ausgleich fur Kleingewésser, gesetzlich geschitzt: 1.785,00
Ausgleichsermittlung fir sonstige Flachen

Ruderal / Stauden frisch RHmM 1:1,0 555 277,50
Ruderal / Stauden RHnN 1:1,0 240 240,00
Sonstige Ruderalflachen RHy 1:1,0 20 20,00
Sonstiger Graben FGy 1:1,0 215 215,00
sonstige Laubgeholze HEy 1:1,0 270 270,00
Geholzsaum an Gewdssern |Rhe 1:1,0 220 220,00
Sonstiges Geblsch HBy 1:1,0 40 40,00
Pionierwald mit Weiden WPw 1:1,0 25 25,00
2.180 1.307,50

Randliche Beeintrachtigungen: 10m-Streifen am 1:0,2 1.100 220,00

Nordrand der neuen Flacheninanspruchnahme (SO-U/7.1)

Qualitative Beeintrachtigungen: Boden und Wasser 1:01 2.180 218,00
Summe | | 1.745,50

Fur Eingriffe in Biotope und abiotische Faktoren ergibt sich eine 1.745 m2 gro3e Aus-
gleichsflache. AuRerdem ist es erforderlich, ein neues Kleingewasser in einer Grol3en-
ordnung von 1.785 m2 anzulegen. Beides erfolgt im Rahmen des Okopools der Stadt
Tornesch aufRerhalb des Geltungsbereiches des B-Plans 47.

Hinzu kommt der Ausgleich fur einen zu féallenden Baum, eine grofRkronige Eiche mit
einem Stammdurchmesser von ca. 40 cm (Stammumfang ca. 125 cm). Laut MaRRgabe
der Musterbaumschutzverordnung des Landes Schleswig-Holstein ist dieser Eingriff
mit der Neupflanzung von 5 Ersatzbaumen zu kompensieren. Es sollen dafir 5 ein-
heimische standortgerechte Laubbdume als Hochstamm mit einem Stammumfang
von mindestens 16/18 cm gepflanzt werden

Die Baumpflanzung wird auf einer genau fur solche Zwecke angelegten Flachen reali-
siert: im Stadtwald, 2. Bauabschnitt (Gemarkung Esingen, Flur 4, Flurstiick 20/2).
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Stadt Tornesch 18 Umweltbericht
im Kreis Pinneberg zur 5. Anderung des B-Planes Nr. 47
2.1.11 Vermeidungs- und Kompensationsmaflnahmen aus artenschutzrechtlicher Sicht

2.1.12

Im Artenschutzbericht, neben einer entsprechenden Brutzeitenregelung, weitere Mal3-
nahmen zur Eingriffskompensation genannt, die hier aufgegriffen werden:

e Schaffung neuer, bisher fir Vogel nicht zur Verfugung stehender, strukturreicher
Gehdlz- und Brachesdume oder parkartiger Landschaften im Umfang von ca.
1/2 ha. Z.B als sog. Streuobstwiese, Gestaltung von strukturreichen Waldréndern
oder dichteren Gebiischen, z.B. Reddern oder Neuaufforstungen, die mit dem An-
gebot von Nisthilfen aufgewertet werden kénnen, um die Ansiedlung der Hohlen-
und Nischenbruter Gartenrotschwanz und Grauschnépper zu ermdglichen.

e Als sofort wirksame MafRnahme (CEF-Malinahme) zur Bestandssteigerung werden
Nisthilfen im Waldrandbereich bestehender Laubgehdlze fir die o.a. beiden Arten
(Gartenrotschwanz und Grauschnapper) installiert.

e Installation eines kinstlichen Fledermausquartiers an bestehenden Baumen oder
an besser geeigneten Standorten, entfernter von der Autobahn.

Dieses Malinahmenpaket stellt sorgt dafiir, dass ein Verbotstatbestand nach § 44
Bundesnaturschutzgesetz vermieden werden.

Zusammenfassung der KompensationsmalBhahmen

Es sind insgesamt folgende Malinahmen vorgesehen:

e Anlage einer 5.000 m? grof3en Flache als Feldgeholz bzw. Baum- und Strauchfla-
che mit einem Anteil von maximal 15 % Baumen zur Kompensation der Eingriffe in
die Brutvogellebensraume (Artenschutz).

e Anlage eines Kleingewéassers in einer Grof3enordnung von rund 1.785 m?2 fur die
Inanspruchnahme eines Kleingewassers.
Unabhangig von der Eingriffs- Ausgleichsregelung ist die Beseitigung der gesetz-
lich geschiitzten Kleingewésser bei der UNB gesondert zu beantragen.

e Anpflanzung von 5 einheimischen Laubbdumen als Hochstamme (mind. 16/18)

e Anbringen von Nisthilfen im Waldrandbereich bestehender Laubgehdlze als
CEF-MalRnahme.

e Installation eines kiinstlichen Fledermausquartiers an bestehenden Baumen bzw.
Gehoblzen, die etwas weiter von der Autobahn entfernt liegen, z.B. im Baumpark
Tiensen.

e Brutzeitenregelung: Keine Rodung von Gehdlzen und Beginn der Bauarbeiten in
der Brutzeit (15. Marz bis 30. September).

In der 0.a. 1/2 ha bzw. 5.000 m? groRen Flache, die z.B. mit einheimischen Strauchern
zu bepflanzen ist, ist die in Kapitel 2.1.10 genannte Kompensationsflache fir sonstige
Eingriffe (rund 1.745 m?) mit enthalten, da es hier Synergieeffekte geben wird und die
5.000 m?- Flache daher auch fur die tbrige Eingriffskompensation mit anrechenbar ist.
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Stadt Tornesch 19 Umweltbericht
im Kreis Pinneberg zur 5. Anderung des B-Planes Nr. 47
2.2 PROGNOSE UBER DIE ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI

2.3

231

2.3.2

NICHTDURCHFUHRUNG DER PLANUNG

Bei Nichtdurchfihrung der Planung bestiinde fir die Erweiterung der SO-U-Gebiete
kein Baurecht. Die Entwicklung des Gebietes, bezogen auf die Schutzgiter, wiirde sich
nach der heutigen Nutzung der Flache richten. Dadurch bliebe der ,Status quo® fur die
Schutzgiter Mensch, Pflanzen und Tiere, Boden, Wasser, Luft und Klima, Landschaft
sowie Kultur- und Sachguter bestehen.

Aufgabe jeglicher Nutzung

Im Falle einer Aufgabe jeglicher anthropogener Nutzung wirden sich auf den dann
brach liegenden Flachen nach und nach eine Krautschicht und spater eine Strauch-
schicht etablieren. Nach 20 bis 30 Jahren ware ein Pionierwald zu erwarten, der sich
Uber weitere Jahrzehnte zu einem stabilen Waldokosystem entwickeln wirde.

MASSNAHMEN ZUR VERMEIDUNG, VERRINGERUNG UND ZUM AUS-
GLEICH DER NACHTEILIGEN AUSWIRKUNGEN

Maflnahmen zur Vermeidung und Verringerung

Angesichts der eng begrenzten raumlichen Situation und der relativ kleinflachigen
GroRe der zusatzlichen direkten Flacheninanspruchnahme in einer GréRenordnung
von knapp 2.000 m?2 sind Mafinahmen zur Verminderung oder Vermeidung von Eingrif-
fen kaum realisierbar. Gleichwohl sind zu nennen:

Schutzgut Wasser

e Rickhaltung des anfallenden Niederschlagswassers in offenen Graben

Schutzgut Pflanzen und Tiere

e Schutz und Erhalt des Geholz- und Baumbestandes aufRerhalb des SO-Gebietes

e Kein Bodenaushub, Bodenverdichtung und Materialablagerung im Bereich der
Griunflache.

e Anbringen von Nisthilfen im Waldrandbereich bestehender Laubgehdlze als
CEF-Mal3nahme.

e Installation eines kinstlichen Fledermausquartiers an bestehenden Baumen oder
an besser geeigneten Standorten, entfernter von der Autobahn.

e Brutzeitenregelung: Keine Rodung von Gehdlzen und Beginn der Bauarbeiten in
der Brutzeit (15. Marz bis 30. September).

Schutzgut Landschaftsbild

e Optional: Pflanzung von Grof3baumen auf dem Larmschutzwall bzw. alternativ auf
einer Flache sudwestlich der A 23 (Perspektivverkirzung).

Malnahmen zum Ausgleich
Zur Eingriffskompensation ist eine rund 5.000 m?2 grof3e Ausgleichsflache erforderlich

(vgl. Eingriffs- / Ausgleichsermittlung in Kapitel 2.1.10 / 2.1.11). Der Ausgleich wird
Uber eine entsprechende Flache aus dem Okokonto der Stadt Tornesch realisiert.

76 von 136 der Zusammenstellung



TOP 9.

Stadt Tornesch 20 Umweltbericht
im Kreis Pinneberg zur 5. Anderung des B-Planes Nr. 47

2.4

AulRerdem werden flankierende MalRnahmen fiir Fledermause und Brutvogel durchge-
fuhrt (siehe Kapitel 2.1.11 / 2.1.12).

Die Baumpflanzung (5 Stck. als Hochstamme, einheimische Laubbaume) wird im
Stadtwald, 2. Bauabschnitt realisiert (Gemarkung Esingen, Flur 4, Flurstiick 20/2).

Fazit

Die AusgleichsmaRRnahmen sind in ihrem Umfang und ihrer Qualitét geeignet, eine
ausreichende Kompensation fir die mit dem Bauvorhaben verbundenen qualitativen
und quantitativen Eingriffe zu erbringen. Durch die o.a. zuséatzlichen Malinahmen kann,
im Hinblick auf den Artenschutz, ein Verbotstatbestand nach § 44 Bundesnaturschutz-
gesetz vermieden werden.

ANDERWEITIGE PLANUNGSMOGLICHKEITEN

Fur die Erweiterung des SO-Umwelttechnik kamen kaum vergleichbare, ebenso geeig-
nete Flachen in Frage. Der geplante Standort ist aus folgenden Griinden pradestiniert:

e Die Flache der 5. B-Plananderung schlief3t sich unmittelbar an das vorhandene
SO-U-Gebiet an.

o Der Standort verfigt Uber optimale Anschliisse an das 6rtliche, regionale und tber-
regionale Stral3enverkehrsnetz

o Das Umfeld des Plangebietes ist bereits durch gewerbliche Nutzungen bzw. ausge-
wiesene Sondergebiete gepragt.

Daher wird ausschlief3lich der geplante Standort zur Realisierung des Vorhabens be-
vorzugt. In Betracht kommende anderweitige Planungsmaoglichkeiten, mit denen die
Zielsetzungen der B-Planédnderung erflillt werden kénnten, bestehen nicht.
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Stadt Tornesch 21 Umweltbericht
im Kreis Pinneberg zur 5. Anderung des B-Planes Nr. 47

3.1

3.2

3.3

3.3.1

3.3.2

ZUSATZLICHE ANGABEN

VERWENDETE TECHNISCHE VERFAHREN UND HINWEISE AUF
SCHWIERIGKEITEN

Um die Art und den Umfang der Umweltauswirkungen bestimmen und umweltfachlich
prufen zu kénnen, wurden zunachst Bestandsaufnahmen fur die Schutzgtter durchge-
fuhrt. Zudem wurde eine Auswertung relevanter Fachplanungen, -gutachten und
-gesetze vorgenommen.

Nennenswerte Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben des Umwelt-
berichtes ergaben sich nicht.

MASSNAHMEN ZUR UBERWACHUNG

Nach Realisierung der Kompensationsmaf3nahmen ist eine Erfolgskontrolle (Monito-
ring) geman § 4c BauGB vorgesehen. Im Rahmen des Monitoring Gberwacht die Stadt
Tornesch die realisierten MaRnahmen. Dabei ist nach 3 bis 5 Jahren insbesondere
festzustellen, ob die MaRnahmen dem Plan entsprechend umgesetzt wurden und die
Pflanzungen angewachsen sind.

Es ist erforderlich, die Flachen fir ,Mallnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur und Landschaft” auf Dauer flr diese Zweckbindung zu sichern.

ZUSAMMENFASSUNG

Inhalt und Ziele des Bebauungsplanes

¢ Schaffung der baurechtlichen Voraussetzungen fir die Erweiterung des SO-
Umwelttechnik fr ein bereits ansassiges Logistikunternehmen, das unmittelbar im
Anschluss an das bisher genutzte Grundstiick zusatzliche Flachen bendtigt.

Bestehende Situation

Lage im Raum

Das Gebiet der 5. B-Plandnderung umfasst rund 5 ha und liegt zwischen der A 23 und
der Lise-Meitner-Allee, die zugleich der inneren ErschlieRung des B-Plangebietes ,Bu-
sinesspark Tornesch* dient.

Landschaftsbild

Pragend fur das Landschaftsbild ist die Gehdlzflache am Nordrand. Zudem bestimmen
vorhandene Gewerbeflachen auf den benachbarten Grundstiicken sowie einzelne hoch
aufragende Werbepylone die Ausgangssituation.

Pflanzen- und Tierlebensraume

Im Hinblick auf die geplante Flachenerweiterung ist vor allem ein Mosaik aus Geholz-
und Ruderalflachen fur die Ausgangssituation bestimmend. Hinzukommen mehrere
Kleingewasser. AuRerdem pragen GroRbaumbestande im Zuge des Ohlenkamps, ei-
nes alten Redders, den Bestand.
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3.3.3

3.34

Als gesetzlich geschitzte Biotope sind der Doppelknick (Redder) sowie drei Kleinge-
wasser vorhanden. Uniiberwindbare Betroffenheiten besonders und / oder streng ge-
schitzte Arten im Sinne des § 44 BNatSchG sind im Bereich der kiinftigen Bauflachen
nicht zu erwarten.

Natlrliche Grundlagen (Boden, Wasser, Klima)

In der im Focus stehenden sudlichen Griinflache sind drei Kleingewasser und Gréaben
mit mittlerer Qualitat vorhanden. Ein Timpel wurde ehemals als Feuerléschteich ge-
nutzt, ein anderer dient als Regenriickhaltebecken fur belastetes Oberflachenwasser
der angrenzenden Gewerbeflache, wodurch qualitative Einschréankungen bedingt sind.

Die Grinflache im Suden ist mikroklimatisch als Kaltluft- bzw. Frischluftentstehungsge-
biet zu bewerten.

Entwicklung des Umweltzustandes

Eingriffe in Natur und Landschaft werden vor allem durch die Versiegelung von Boden
verursacht. Hinzu kommen die zu kompensierenden Eingriffe in Vegetationsbesténde,
in das Landschaftsbild sowie den Bodenwasserhaushalt.

MalRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich

Vermeidung und Verringerung
Es sind folgende Minimierungsmaf3nahmen vorgesehen:

¢ Minimierung der Bodenversiegelungen (Teilversiegelung im Bereich der Stellplétze)
¢ Wiederverwendung des Oberbodens

¢ Riickhaltung des Regenwassers und, soweit mdglich, Versickerung vor Ort

¢ Keine Baustelleneinrichtungsflachen im Bereich der Grinflache

¢ Optional: Eingriinung der Bauflachen an deren Auf3enrand

Ausgleich der Eingriffe

Zum Ausgleich der Eingriffe in den Naturhaushalt werden Ausgleichsmal3nahmen au-
Rerhalb des Baugebietes im Rahmen des Okokonto der Stadt Tornesch bzw. im
Stadtwald festgelegt. Zuséatzlich sind flankierende MaRRnahmen in unmittelbarer Nahe
des Baugebietes geplant, die aus artenschutzrechtlichen Griinden erforderlich sind.
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STADT | TORNESCH

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/16/193
Status: offentlich
Datum: 17.11.2016

Federfihrend: Bericht im Ausschuss: Henning Tams
Bericht im Rat: Henry Stumer

Bau- und Planungsamt Bearbeiter: Henning Tams

B-Plan 98 "westlich Kleiner Moorweg, sudlich Schaferweg"
- Abwagung zur offentlichen Auslegung, Satzungsbeschluss -

Beratungsfolge:

Datum Gremium

05.12.2016  Bau- und Planungsausschuss
13.12.2016  Ratsversammlung

Sachbericht
Stellungnahme der Verwaltung
Priifungen: 1. Umweltvertraglichkeit

2. Kinder- und Jugendbeteiligung
Finanzielle Auswirkungen
Beschlussempfehlung

mo Qowp»

Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwaltung

Am 05.09.2016 hat der Bau- und Planungsausschuss den Beschluss zur erneuten Ausle-
gung des Planentwurfes gefasst, zuvor wurde die Grundflachenzahl im Bereich der Wohn-
bauflachen erhdht. Die erneute Auslegung hat zwischenzeitlich stattgefunden, so dass die
Abwagung uber die offentliche und erneute offentliche Auslegung sowie der Satzungsbe-
schluss erfolgen kann. Anderungen am Planentwurf wurden abgesehen von redaktionellen
Anpassungen nicht erforderlich.

Zu C: Priifungen

1. Umweltvertraglichkeit
entfallt

2. Kinder- und Jugendbeteiligung
entfallt

Zu D: Finanzielle Auswirkungen / Darstellung der Folgekosten

Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen: D ja nein
Die Malinahme/Aufgabe ist: vollstandig eigenfinanziert
teilweise gegenfinanziert

Vorlage VO/16/193 der Stadt Tornesch Seite: 1/3
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|:| vollstandig gegenfinanziert

Auswirkungen auf den Stellenplan: Stellenmehrbedarf Stellenminderbedarf
hdhere Dotierung Niedrigere Dotierung
Keine Auswirkungen

Es wurde eine Wirtschaftlichkeitsprufung durchgefuhrt: \:’ ja \:’ nein

Es liegt eine Ausweitung oder eine Neuaufnahme einer

Freiwilligen Leistung vor: |:| ja |:| nein

Produkt/e:

2016 | 2017 | 2018 | 2019 | 2020 | 2021 ff.

in EUR

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrége
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand,; Sachaufwand; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstigg
Aufwendungen

Ertrage/Aufwendungen

Ertrage™:
Aufwendungen®:
Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

2016 | 2017 1 2018 2019 12020 2021 ff.

Investition/Investitionsforderung -
in EUR

Einzahlungen

Auszahlungen

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Ertrdge (z.B. Auflésung von Sonderposten)
Abschreibungsaufwand

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Verpflichtungserméchtigungen
davon noch zu veranschlagen:

Folgeeinsparungen/-kosten 2016 2017 12018 2019 2020 | 2021 ff.
(indirekte Auswirkungen, ggf. sorgféltig zu schitzen) in EUR

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrdge
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand,; Sachaufwand,; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstige
Aufwendungen

Ertrége™
Aufwendungen*:
Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Zu E: Beschlussempfehlung

1. Die wahrend der 6ffentlichen Auslegung des Entwurfs des B-Planes abgegebe-
nen Stellungnahmen der Offentlichkeit und der Behdrden und sonstigen Tréger 6ffentli-
cher Belange wurden gemaB den Vorschlagen des Planungsbtiros vom 17.08.2016 und
vom 21.11.2016 geprift. Die Zusammenstellungen vom 17.08.2016 und 21.11.2016
sind Bestandteil dieses Beschlusses. Der Blirgermeister wird beauftragt, diejenigen, die
eine Stellungnahme abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Griinde in
Kenntnis zu setzen.

2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 92 der Landesbau-
ordnung beschlie3t die Ratsversammlung den B-Plan Nr. 98 fir das Gebiet stidlich
des Schaferwegs in einer Tiefe von 350 m und westlich des Kleinen Moorwegs in ei-

Vorlage VO/16/193 der Stadt Tornesch Seite: 2/3
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ner Tiefe von bis zu 130 bis 180 m, wie aus dem anliegenden Plan ersichtlich,beste-
hend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), als Satzung.

3. Die Begrindung mit dem Umweltbericht wird gebilligt.

4. Der Beschluss des B-Planes durch die Ratsversammlung ist nach § 10 BauGB
ortsuiblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan
mit Begriindung und zusammenfassender Erklarung. wahrend der Sprechstunden
eingesehen und Uber den Inhalt Auskunft verlangt werden kann.

gez.
Roland Krugel
Blrgermeister

Anlage/n:
Teil A - Planzeichnung inkl. Legende

Teil B Textliche Festsetzungen
Begriindung

Umweltbericht
Abwagungstabelle vom 17.08.16
Abwagungstabelle vom 21.11.16

Vorlage VO/16/193 der Stadt Tornesch Seite: 3/3
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l. Festsetzungen gem. § 9 BauGB

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

Qu. 1

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVvO)

Bezeichnung der Teilgebiete, z.B. Qu.1

2. Mal} der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

GRZ 0,3

Grundflachenzahl als Dezimalzahl, z. B. GRZ 0,3

Zahl der Vollgeschosse als Hochstmal3, romische Ziffer

z.B. Il = 2 Vollgeschosse

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

/A

nur Einzelhduser zulassig

Baugrenze

4. Verkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

G/R

wwwww
vvvvvv
wwwww
vvvvvv
wwwww
vvvvvv
wwwww

Strallenverkehrsflachen

Geh- und Radweg

StraRenbegrenzungslinie

Verkehrsberuhigter Bereich

Offentliche Parkplatze
(Text I1.3.4)

Strallenbegleitgrin

Stadt Tornesch

Bebauungsplan Nr. 98
- Tornesch am See -

Zeichenerklarung
Seite 1/3
TOR16001 . gez: An . Stand: 21.11.2016

dn 5 stadtplanung

Hindenburgdamm 98 . 25421 . Pinneberg
buero@dn-stadtplanung.de . Tel. (04101) 852 15 72

o4 von 13b der Zusammenstellung




TOP 10.

5. Griinflachen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

S EARS

Offentliche Griinflache

Private Griinflache

Zweckbestimmung Parkanlage
Zweckbestimmung Regenriickhaltung

Zweckbestimmung Spielplatz

6. Planungen, Nutzungsregelungen, MalRnahmen und Flachen fur Mallnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

©

[L T T 1T T 1]

I
TTT

T T TTT

Anpflanzfestsetzung fiir Baume (Text 11.3)

Anpflanzfestsetzung flir Hecken auf privaten Grinflachen (Text 11.4)

Anpflanzfestsetzung fiir Hecken auf 6ffentlichen Griinflachen (Text 11.4)

Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fir Bepflanzungen und fir die Erhaltung
von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen auf privaten Griinflachen
(Text 11.2)

Umgrenzung von Flachen fir MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft
Hier: Knickschutz (Text 11.1)

Stadt Tornesch

Bebauungsplan Nr. 98
- Tornesch am See -

Zeichenerklarung
Seite 2/3
TOR16001 . gez: An . Stand: 21.11.2016

dn 5 stadtplanung

Hindenburgdamm 98 . 25421 . Pinneberg
buero@dn-stadtplanung.de . Tel. (04101) 852 15 72
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7. Sonstige Planzeichen

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Larmpegelbereiche
LPB Il Hier: Larmpegelbereich 3
(Text 1.7.1)

Il. Darstellungen ohne Normcharakter

Gebaudebestand

Flurstlicksgrenze

85/4 Flurstiicksnummer
% Eingemessener Baumbestand
% Eingemessene Bdschung
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Bebauungsplan Nr. 98 der Stadt Tornesch 1
Teil B - Text - Stand: 27.07.2016

Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB

1.6.1

1.6.2

Ausschluss von Nutzungen in den allgemeinen Wohngebieten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

In den allgemeinen Wohngebieten sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen Gartenbaubetriebe und Tankstellen gemal® §1 Abs. 6 Nr. 1
BauNVO ausgeschlossen.

Hochstzuldssige Zahl von Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Im allgemeinen Wohngebiet sind max. 2 Wohneinheiten je Wohngebdude zulassig.

MindestgrundstiicksgrofRe

In allen allgemeinen Wohngebieten soll die Mindestgrundsticksgrofte 500 m? betragen.

Uberschreitung von Baugrenzen (§ 31 Abs. 1 BauGB)

An- und Vorbauten dirfen die Baugrenze von max. 1/3 der Lange des Hauptbaukorpers
in einer Tiefe von max. 1,50 m Uberschreiten.

Ausnahme vom MaR der baulichen Nutzung

(§ 16 Abs. 6 BauNVO i. V. m . § 31 Abs. 1 BauGB)

Die festgesetzte Grundflachenzahl (GRZ) darf durch die Grundflache von Terrassen um
max. 20 m? Uberschritten werden.

Stellplatze, Carports und Garagen mit ihren Ein- und Ausfahrten, Nebenanlagen

(§ 12 Abs. 6 BauNVO; § 14 Abs. 1 BauGB)

Garagen, Carports sowie Nebenanlagen missen einen Abstand von mindestens 3,00 m
von Offentlichen Verkehrsflachen einhalten. Dies gilt nicht fur Einfriedungen und nicht fir
das Teilgebiet Qu. 8.

Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete durfen Grundstlcksein- und -ausfahrten eine

Breite von 5,00 m je Nutzungseinheit nicht Uberschreiten. Dies gilt nicht flr das
Teilgebiet Qu. 8.
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Bebauungsplan Nr. 98 der Stadt Tornesch 2
Teil B - Text - Stand: 27.07.2016

1.7.1

1.7.2

LarmschutzmaBnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Fir alle Aufenthaltsraume muss ein ausreichender Larmschutz durch bauliche
Malnahmen an AuRentiren, Fenstern, AuRenwanden und Déachern der Gebaude
geschaffen werden. Hierzu sind die Aulienbauteile der Gebaudekdrper entsprechend
dem nach DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau® (vom November 1989) definierten
Larmpegelbereich Il zu planen und auszufihren.

far

Larmpegelbereich

mafgeblicher
AuBenlarmpegel

Aufenthalsraume
in Wohnungen

fiir Bliroraume
und dhnliches

[erf.R'y res] [er-Rivree]

35dB 30 dB

n 61 bis 65 dB(A)

Anmerkungen: Die in der Tabelle aufgefihrten Schallddmm-Malfie gelten fir das gesamte AufRenbauteil,
das heildt fir die Kombination aus Fenster, Tiren Wand und ggf. nach auflen fiihrende
Belliftungseinrichtungen.

Die in der Tabelle genannten Anforderungen verstehen sich in Abhangigkeit der Raum- bzw. BlirogréRen
zuziglich der Korrekturwerte nach Tabelle 9 der DIN 4109.

Schlaf- und Kinderzimmer sind der larmabgewandten Gebaudeseite zuzuordnen.
Sollten nicht alle Schlaf- und Kinderzimmer der larmabgewandten Seite zugeordnet
werden konnen, sind fir Schlafraume und Kinderzimmer zur larmzugewandten Seite
(Richtung Suden zur Bahnstrecke) Luftereinrichtungen fir die Be- und Entliftung
vorzusehen. Die Schallddmmung der Liftereinrichtungen ist so zu wahlen, dass das
angegebene resultierende Schallddmm-Mal nach DIN 4109 des gesamten
Aullenbauteils des betrachteten Raumes nicht unterschritten wird.
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Bebauungsplan Nr. 98 der Stadt Tornesch 3
Teil B - Text - Stand: 27.07.2016

Grunordnerische Festsetzungen § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB

I.1.

1.2.

MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20
BauGB)

Die in der Planzeichnung festgesetzten Flachen fur Malnahmen zum Schutz, zur Pflege
und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dienen dem Erhalt der vorhandenen
- gemall § 21 LNatSchG gesetzlich geschitzten Knicks sowie der Schaffung
vorgelagerter Schutzstreifen. Die Knicks sind vor Eingriffen zu schitzen und mit
Knickwall und Gehdlzen dauerhaft zu sichern, zu pflegen und zu entwickeln. Lickige
Knickabschnitte sind mit Gehdlzen der folgenden Liste in 1 m Pflanzabstand und je nach
Ortlichen  Verhéltnissen zwei oder dreireihig zu bepflanzen. Beschadigte
Knickwallabschnitte sind mit 6rtlich gewonnenem Boden und Grassoden auszubessern.

Der Knickschutzstreifen ist der Entwicklung einer Gras-/ Krautflur zu Uberlassen und
durch regelmafige Mahd zu pflegen. Das Mahgut ist immer abzufahren.

Innerhalb der Flachen sind Bodenversiegelungen, Gelandeaufthbhungen und -
abtragungen sowie Anlagen zur Regenriuckhaltung nicht zulassig. Im gekennzeichneten
Bereich der MaRnahmenflache darf ein Geh- und Radweg angelegt werden.

Méogliche Arten:

Apfel (Malus sylvestris)

Birne (Pyrus communis)

Esche (Fraxinus excelsior)
Feldahorn (Acer campestre)
Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus)
Hasel (Corylus avellana)
Holunder (Sambucus nigra)
Hundsrose (Rosa canina)
Schlehe (Prunus spinosa)
Weilkdorn (Crataegus monogyna)

Flachen mit Erhaltungsfestsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)
Auf der in der Planzeichnung festgesetzten Flache zum Erhalt von Baumen, Strauchern
und sonstigen Anpflanzungen innerhalb der Teilflache Qu. 2 sind die dort stockenden

Geholze auf Dauer zu erhalten. Abgangige Geholze sind durch entsprechende
Neupflanzungen zu ersetzen.
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Teil B - Text - Stand: 27.07.2016

1.3.

11.3.1

11.3.2

11.3.3

Anpflanzfestsetzungen von Baumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

An den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten entlang der westlichen
Plangebietsgrenze sind Einzelbdume einer standortgerechten Art, Stammumfang
mindestens 18 - 20 cm, auf einer jeweils mindestens 12 gm groflen offenen
Vegetationsflache zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang der Gehdlze ist
gleichwertiger Ersatz zu schaffen. Von den festgesetzten Standorten darf geringfligig
abgewichen werden.

Artenvorschlage:
Eschen-Ahorn (Acer negundo)
Esche (Fraxinus excelsior)
Schwarz-Erle (Alnus glutinosa)

Auf jedem Baugrundstiick der Allgemeinen Wohngebiete ist je Grundstiick mindestens
ein kleinkroniger, heimischer und standortgerechter Laubbaum (Stammumfang mind. 14
- 16 cm) zu pflanzen. Im Wurzelbereich eines jeden Laubbaumes ist eine offene
Vegetationsflache von mindestens 12 gm vorzuhalten und dauerhaft zu begrinen.

Artenvorschlage:

bodenstandige Hochstamm-Obstsorten
Ahorn (Acer in Arten)

Rotdorn und WeilRdorn (Crataegus in Arten)
Vogelbeere (Sorbus aucuparia)

Zier-Apfel (Malus)

Zier-Kirsche (Prunus)

Im Bereich der Verkehrsgrunflachen ist 1 grof3kroniger Einzelbaum, Stammumfang
mindestens 18 - 20 cm, auf einer jeweils mindestens 12 gm grof3en offenen Vegetati-
onsflache zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten; der Baumstandort ist gegen ein
Befahren mit Fahrzeugen zu sichern.

In der Planzeichnung ist der mogliche Baumstandort unverbindlich dargestellt.

Bei Abgang des Gehdlzes ist gleichwertiger Ersatz zu schaffen. Vom dargestellten
Standort darf innerhalb der Verkehrsgrunflachen abgewichen werden.

Artenvorschlage:

Eiche (Quercus in Arten)
Bergahorn (Acer pseudoplatanus)
Hainbuche (Carpinus betulus)
Spitzahorn (Acer platanoides)
Linde (Tilia in Arten)
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Bebauungsplan Nr. 98 der Stadt Tornesch 5
Teil B - Text - Stand: 27.07.2016

[1.3.4 Auf Stellplatzanlagen ist je angefangene 5 Stellplatze ein standortgerechter Laubbaum

11.4.

IL.5.

11.6.

zu pflanzen. Im Wurzelbereich eines jeden Laubbaumes ist eine offene
Vegetationsflache mit einem durchwurzelbaren Raum von mindestens 10 gm
(Mindestbreite von 2,00 m, Mindesttiefe 1,50 m) vorzuhalten und dauerhaft zu
begriinen. Die Vegetationsflachen sind gegen ein Befahren mit Fahrzeugen zu sichern.

Artenvorschlage:
Eiche, ungarisch (Quercus frainetto ,Trump‘)
Purpur-Erle (Alnus x spaethii)

Flachen mit Anpflanzfestsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

Auf den in der Planzeichnung festgesetzten Flachen mit Anpflanzfestsetzungen fur
Hecken innerhalb der privaten Grinflachen sind landschaftsgerechte Laubgehdlzhecken
auf einem 1,50 m breiten offenen Vegetationsstreifen zu pflanzen; die Anpflanzung ist
dauerhaft zu erhalten. Abgangige Gehdlze sind durch entsprechende Neupflanzungen
Zu ersetzen.

Auf den in der Planzeichnung festgesetzten Flachen mit Anpflanzfestsetzungen fir
Hecken innerhalb der offentlichen Grunflachen (im Bereich der Parkflachen) sind
landschaftsgerechte Laubgehdlzhecken auf einem 1,00 m breiten offenen
Vegetationsstreifen zu pflanzen; die Anpflanzung ist dauerhaft zu erhalten. Abgangige
Gehdlze sind durch entsprechende Neupflanzungen zu ersetzen.

Gehdlzpflanzungen sind im Abstand von 1,00 m zueinander und mit 2x verpflanzter
Ware vorzunehmen.

Artenvorschlage:

Hainbuche (Carpinus betulus)
Liguster (Ligustrum vulgare)
WeilRdorn (Crataegus monogyna)
Feldahorn (Acer campestre)
Rotbuche (Fagus sylvatica)

Festsetzungen zur Wasserwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB; § 84 LBO)

Das im Baugebiet anfallende Niederschlagswasser ist von den Baugrundstiicken in die
offentlichen Mulden in den Grunflachen abzuleiten.

Einfriedungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB; § 84 LBO)

Als Grundstlckseinfriedungen entlang offentlicher Verkehrsflachen und &ffentlicher

Grunflachen sind nur landschaftstypische Laubhecken mit einer Mindesthéhe von 1,00
m zulassig, die dauerhaft zu erhalten sind.
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Teil B

- Text -Stand: 27.07.2016

Artenvorschlage:

Hainbuche (Carpinus betulus)
Liguster (Ligustrum vulgare)
WeilRdorn (Crataegus monogyna)
Feldahorn (Acer campestre)
Rotbuche (Fagus sylvatica)

lll. Ortliche Bauvorschriften (§ 84 Abs. 1 LBO)

1.

.1.1

n.1.2

l.2.

1.3.

Gebadudehohen
Sockelhdohe

Die Oberkante Fertigfulboden (= Sockelhéhe) darf maximal 50 cm (gemessen ab
Fahrbahnoberkante der nachstgelegenen, mit Kraftfahrzeugen befahrbarer 6ffentlichen
Verkehrsflache vor dem Baugrundstiick in Gebdude- und StralRenmitte) betragen.

Firsthohe

Die Firsthéhe darf im gesamten Plangebiet maximal 10,00 m betragen. Als Firsthéhe gilt
der senkrechte Abstand zwischen Oberkante FertigfuBboden (= Sockelhéhe) und dem
hdchsten Punkt des Firstes, gemessen in der Firstmitte.

AuBenwinde

Aulenwande der Hauptgebaude sind als Sichtmauerwerk oder als Holzverkleidung
herzustellen. Fir max. 30% der Gesamtwandflache sind andere Materialien zuldssig.
Wohngebaude und sonstige Gebaude mit einer zuldssigen Hauptnutzung, deren
AuRRenwande aus sichtbaren Rundholzern, Blockbohlen o. &. bestehen, sind nicht
zulassig.

Aufschittungen und Abgrabungen
Die Gelandelbergange zwischen den Offentlichen Grianflachen und den privaten
Grinflachen sind ohne Niveauversprung in Form einer Abbdschung herzustellen.

Abgrabungen an den Gebauden sind unzuldssig. Bezugspunkt ist die o6ffentliche
Grinflache.
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l.4.

Dacher

Dacher sind als geneigte Dachflacher mit mindestens 20 Grad Dachneigung
auszufuihren. Dacher mit einer geringeren Neigung sind als begriinte Dacher oder als
transparente Dacher (z.B. Wintergarten, Terrassenlberdachungen, Windfange)
aufzufuhren.

Dachuberstande sind bis zu einem Mal von max. 1,00 m zuldssig.

IV. Hinweise

IvV.1.

IvV.2.

IV.3.

Garagen, Carports und Stellplatze

Je Wohneinheit sollen auf den Baugrundstiicken mindestens 2 Stellplatze fur Pkw (offen
oder in Garagen/ Carports) errichtet werden.

Artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande

Die Artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdande gem. § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutz-
gesetz (BNatSchG) sind zu beachten. In diesem Fall ist eine Baufeldraumung nur
aullerhalb des Brutzeitraumes (als Brutzeitraum gilt die Zeit zwischen dem 1. Marz und
dem 30. September) zuldssig oder zu anderen Zeiten nach fachkundiger Kontrolle auf
Nester und wenn durch Malnahmen Beeintrachtigungen ausgeschlossen werden
koénnen.

Schutz von Baumen

Bei Bautatigkeiten gilt die DIN 18920 "Schutz von Baumen, Pflanzenbestanden und
Vegetationsflachen bei Baumalinahmen" und die RAS-LP 4 "Schutz von Baumen,
Vegetationsflachen und Tieren bei BaumalRnahmen" sowie die ZTV-Baumpflege (2006):
Zusatzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien fir Baumpflege. 5.
Auflage, Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau, Bonn, 71 S

Aufgestellt: Pinneberg, 27.07.2016

dn . stadtplanung

TOR16001_11005_Text.doc

93 von 136 der Zusammenstellung



TOP 10.

STADT
TORNESCH

B-PLAN 98

"Westlich Kleiner Moorweg, stidlich Schaferweg"

_ ENTWURF
BEGRUNDUNG

Stand: 43-09.21.11.2016

94 von 136 der Zusammenstellung



TOP 10.
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Stadt Tornesch
Bebauungsplan Nr. 98 "Westlich Kleiner Moorweg, siidlich Schiferweg"

fur das Gebiet westlich des Kleinen Moorwegs in einer Tiefe von ca. 140 m bis 180 m und
sudlich des Schaferwegs in einer Tiefe von bis zu 320 m
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Stadt Tornesch

- Der Blrgermeister -
Wittstocker Stralte 7
25436 Tornesch

Auftragnehmer:
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8.2 AuRere ErschlieRung

Das Plangebiet wird tUber den Kleinen Moorweg an das o6rtliche und Uberértliche Strallennetz
angebunden.

Im Rahmen der Gesamtentwicklung ,Tornesch am See” soll der Kleine Moorweg zu einer
HaupterschlieRungsstralle ausgebaut und im Norden eine neue Anbindung Uber die neue
StralRe Aalkamp an den GroRen Moorweg (K 22) erhalten. Die im Bebauungsplan festge-
setzte Verkehrsflache berlcksichtigt den geplanten Ausbau mit einem veranderten (verbrei-
terten) Querschnitt.

8.3 Innere ErschlieBung

Die ErschlieBung des Baugebietes soll vom Kleinen Moorweg aus uber zwei Stichwege mit
Mischverkehrsflachen erfolgen, die Anfahrt zum Kindergarten erfolgt iber die ndérdliche
StichstralRe auf kurzem Weg vom Kleinen Moorweg aus. Die sldlichen Grundstiicke im Teil-
gebiet Qu. 1 werden Uber die sidlich angrenzende RingerschlieBung des B-Plans 82 er-
schlossen.

Gebietslibergreifende Wegebeziehungen zwischen den Wohngebieten und dem siidlich an-
grenzenden Bebauungsplan Nr. 82 bzw. den kiinftig anschlieBenden westlichen Wohngebie-
ten stellen den fuBlaufigen Bezug zum zentralen Park der Gesamtplanung ,Tornesch am
See” und der Nachbarschaft her. Der Kindergarten wird dabei Uber direkte Wege mit der
Griinachse und dem quartiersiibergreifendem Wegenetz angebunden. Die Ful’- und Radwe-
ge innerhalb der &ffentlichen Grinflache werden nicht verbindlich festgesetzt, um der Gestal-
tungsplanung nicht vorzugreifen.

Private Stellplatze werden auf den Baugrundstiicken untergebracht. Zudem werden weitere
Parkplatzflachen bei und in den StichstraRen errichtet.

8.4 OPNV-Bedienung

Die Stadt Tornesch ist Uber die HVV-Bahnlinien RB61 Hamburg Hbf. - Elmshorn -ltzehoe
und RB71 Hamburg Altona Elmshorn - Wrist sowie die HVV-Buslinien 6661 Uetersen - Tor-
nesch, 6667 Uetersen - Heidgraben - Tornesch und 6668 Ellerhoop - Tornesch an das
OPNV-Netz der Metropolregion Hamburg angeschlossen.Die dem Plangebiet néchstgelege-
nen Haltestellen sind Tornesch, Baumschulenweg (nur 6668) und Bf. Tornesch (alle o.g.
Linien), die sich in einer Entfernung von 400 bzw. 800 m (Luftlinie bis Mitte Plangebiet) be-
finden. Damit liegt die Haltestelle Bf. Tornesch auRerhalb des nach Regionalem Nahver-
kehrsplan (RNVP) Kreis Pinneberg fir diese Raumkategorie (stédtisch strukturiert) definier-
ten Haltestelleneinzugsbereichs von 600 m (Bahn). Die Haltestelle Tornesch, Baumschulen-
weg befindet sich zwar innerhalb des nach RNVP fir Busse hier geltenden Einzugsbereichs
von 400 m, jedoch leistet die Linie 6668 ausschlieBlich schilerspezifische Versorgungsauf-
gaben und hat einen dementsprechend eingeschrankten Fahrplan, der keine Befriedigung
dariiber hinausgehender Verkehrsbediirfnisse erlaubt.

In vergleichbarer raumlicher Lage befindliche Tomescher Stadtteile weisen auch vergleich-
bare OPNV-Bedingungen auf, womit hier kein Sonderfall, sondern eine fir Tornesch normale
Situation geschaffen wird.
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Hinweis vom SVG Siidwestholstein zur Beteiligung gem. § 4 a Abs. 3 BauGB:

Mit Fahrplanwechsel zum 11.12.2016 erhélt die Buslinie 6668 Bl. Tornesch - Gewerbege-
biet Oha einen neuen Linienverlauf iber die StraBen Lindenweq und GroRer Moorweg mit
zwei Haltestellen in direkter Zuordnung zum Plangebiet. Der Fahrplan ist im 60-Min-Takt Mo-
Fr. getaktet und libernimmt nunmehr eine wichtige Anbindungsfunktion an den Bahnhof Tor-
nesch.

9 Ver-und Entsorgung

9.1 Strom-, Gas-, Trinkwasser- und Loschwasserversorgung

Die Versorgung mit Strom, Gas, Trinkwasser und Loschwasser ist durch die Stadtwerke Tor-
nesch GmbH gesichert.

9.2 Versorgung mit Telekommunikation

Telefoneinrichtungen werden an das Ortsnetz der Deutschen Telekom angeschlossen. In
allen Strallen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungs-
zone in einer Breite von ca. 0,30 m fiir die Unterbringung der Telekommunikationslinien der
Telekom vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt Giber Baumstandorte und unterir-
dische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft fur Stralen- und Ver-
kehrswesen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Es ist sicherzu-
stellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der
Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden.

Die Telekom weist zudem darauf hin, dass im B-Plan Verkehrsflachen nicht als 6ffentliche
Verkehrswege gewidmet werden, diese Flachen aber zur ErschlieBung der anliegenden
Grundstiicke mit Telekommunikationsinfrastruktur zur Verfligung stehen missen. Es werden
Flachen nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB als mit einem Leitungsrecht zu belastende Flachen
definiert. Diese Kennzeichnung alleine begriindet das Recht zur Verlegung und Unterhaltung
jedoch noch nicht. Die Versorgung der Grundstiucke mit Telekommunikationsinfrastruktur
erfordert eine rechtlich gesicherte Verbindung zum 6ffentlichen Grund. Das entsprechende
Recht muss auch bei einer eventuell spater stattfindenden Grundstiicksteilung erhalten blei-
ben. Daher sollte die Eintragung einer beschrankten personlichen Dienstbarkeit im Grund-
buch veranlasst werden.

Fur den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit
dem Stralenbau und den Baumaflinahmen der anderen Leitungstrager ist es notwendig,
dass Beginn und Ablauf der ErschlieBungsmaflinahmen im Bebauungsplangebiet der Deut-
schen Telekom Technik GmbH so friih wie mdglich, mindestens 2 Monate vor Baubeginn,
schriftlich angezeigt werden.

9.3 Schmutz- und Niederschlagswasserentsorgung

Zur Sicherstellung des schadlosen Abflusses des Oberflachenwassers aus dem Wohngebiet
B-Plan 98 wird im weiteren Verfahren vom Ingenieurbiro Lenk + Rauchfull GmbH aus Rel-
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STADT TORNESCH, BEBAUUNGSPLAN NR. 98 ,, WESTLICH KLEINER MOORWEG, SUDLICH SCHAFERWEG*
BETEILIGUNG GEM. §§ 4 ABS. 2, 3 ABS. 2 UND 2 ABS. 2 BAUGB / ABWAGUNGSVORSCHLAG

A. WEDER ANREGUNGEN NOCH HINWEISE AURERTEN FOLGENDE BETEILIGTE:

BETEILIGTER

1.

N o oA wN

Gemeinde Ellerhoop, Uber Amt Rantzau, Schreiben vom 29.06.2016

Gemeinde Prisdorf Uber Amt Pinnau, Schreiben vom 05.07.2016

Wasserverband Pinnau-Bilsbek-Gronau, Schreiben vom 04.07.2016

Landesamt fur Landwirtschaft und Iandliche Raume, untere Forstbehorde, Schreiben vom 01.07.2016

azv Sudholstein, Schreiben vom 07.07.2016

Landesamt fur Landwirtschaft und Iandliche Raume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 30.06.2016
Gemeinde Appen und Moorrege uber Amt Moorrege, Schreiben vom 17.08.2016
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Stadt Tornesch - Bebauungsplan Nr. 98 - Beteiligung der Behérden und der Offentlichkeit gem. §§ 4 (2), 2 (2) und 3 (2) BauGB: Abwéagungsvorschlag

B. FOLGENDE BETEILIGTE AURERTEN ANREGUNGEN ODER GABEN HINWEISE:

1. Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 15.07.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Untere Bodenschutzbehorde:

Fir den Plangeltungsbereich des B-Planes 98 der Stadt Tornesch "westlich
kleiner Moorweg, sldlich Schaferweg" liegen der unteren Bodenschutzbe-
hérde seit dem Scoping keine Informationen Uber schadliche Bodenveran-
derungen, Altstandorte und/ oder Altablagerungen vor.

Der Plan durchlauft das Scoping T6B 4-2.

Nach der aktuellen Planung sind "Mulden" fiir die Niederschlagswasserzwi-
schenspeicherung geplant. Die Bodenkarte weist Hortisol-Pseudogleye, d.h.
humoser Mischhorizont aus Sand Uber lehmigen Sand und sandigem Lehm
aus und somit wird mit dem vorhandenen Boden in der feuchten Jahreszeit
das Niederschlagswasser als Stauwasser oberflachennah anstehen. Damit
"Muldenstauraume" entstehen kénnen sind daher zwangsweise umfangrei-
che Gelandemodellierungen und damit Bodenbewegungen! Umlagerungen/
Abtransporte im Geltungsbereich notwendig. Sicher ist, dass Oberboden
aus bautechnischen Griinden von den 1,3 ha Verkehrsflachen beseitigt wer-
den muss (ca. 5.000 m® bis 10.000 m®) und auch fiir die Muldenherstellung
in den 2,1 ha offentlichen Grinflachen wird bei Abgrabungen Boden ( 5.000-
10.000 m® ) anfallen.

Die Bodenschutzbehoérde begriiflt die Absicht der Stadt Tornesch, den vor-
handenen Boden in Hinblick auf die Wahrung gesunder Wohn- und Arbeits-
verhaltnisse hin untersuchen zu lassen (Abschnitt 12). Geplant wird diese
u.a. mit einer Baugrunduntersuchung (Seite 43).
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Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Im Umweltbericht wird eine Aufstellung des IST-Zustandes und des nach B-
Plan mdglichen MaRes der Uberbauung d.h. der GroRe der Flache ohne
naturliche Bodenfunktionen erstellt, d.h. im Rahmen der Umweltprifung er-
folgt zum Schutzgut ,Boden® eine Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung.

Zudem werden im Rahmen der Umweltprifung Moéglichkeiten aufgezeigt,
wie eine Minimierung des Verlustes an natirlichen Bodenfunktionen er-
reicht werden kann.

Welche Moglichkeiten bestehen, den Boden, auch aulerhalb des Plangel-
tungsbereiches, wieder einer naturlichen Bodenfunktion zuzufiihren, wird
die Stadt im Rahmen ihrer Mdglichkeiten prufen. Die Stadt Tornesch hat im
Aulenbereich mehrere Flachen, die in Frage kommen wirden und benétigt
auch gelegentlich fur Knickanlagen zusatzlichen Mutterboden. Zudem wird
gepruft, ob auf dem zu errichtenden Hugel im B-Plan 78 entsprechender
Boden bendtigt wird.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen und auBerhalb des B-
Planverfahrens gepriift.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.
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1. Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 15.07.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Die Einbringung des "Bodenverlustes" fiir die Kompensationsberechnung ist
keine planerische Bewaltigung der Frage, wie der Umgang mit dem Uber-
schissigen Mutterboden geregelt werden soll. Spatestens in der Erschlie-
Rungsplanung wird diese Fragestellung wieder thematisiert.

Ansprechpartner bei der unteren Bodenschutzbehoérde: Herr Krause, Tele-
fon: 04121/4502 2286

Ich rege an, die geplante Baugrunduntersuchung so zu erweitern, dass die
Frage beantwortet werden kann, ob der Mutterboden einer landwirtschaftli-
chen Folgenutzung zugefiihrt werden kann.

Zur Feststellung der Eignung der Bdden fur eine landwirtschaftliche Folge-
nutzung sind Untersuchungen entsprechend der BBodSchV und der Voll-
zugshilfe fir § 12 BBodSchV notwendig, damit eine bodenschutzrechtliche
Prufung, eingebettet in ein naturschutzrechtliches Verfahren (Aufschittung),
erfolgen kann.

Die Empfehlung zur Mutter-Oberbodenuntersuchung ist eine Mallnahme zur
Beurteilung, ob eine sinnvolle Wiederverwendung von wertvollen Humusbo-
den erfolgen kann.

Ein Untersuchungserfordernis zur Gefahrenabwehr wird von Seiten der un-
teren Bodenschutzbehdrde auf dem gegenwartigen Kenntnisstand nicht ge-
sehen.

Ansprechpartner bei der unteren Bodenschutzbehoérde: Herr Krause, Tele-
fon: 04121/4502 2286

Untere Wasserbehorde:

Der B-Plans Nr. 98 kann aus Sicht der unteren Wasserbehdrde plangeman
verwirklicht werden.

Ansprechpartner ist Hartwig Neugebauer, Tel-Nr. 041214502-2301.
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Zum genauen Vorgehen und zur Wiedernutzung des Mutterbodens wird
zum Zeitpunkt der ErschlieBung genaueres gesagt. Die geplante Bau-
grunduntersuchung wird so erweitert, dass die Frage beantwortet werden
kann, ob der Mutterboden einer landwirtschaftlichen Folgenutzung zuge-
fuhrt werden kann.

Die AuBerung wird beriicksichtigt.

Die AuRerungen werden zur Kenntnis genommen.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.
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1. Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 15.07.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Untere Wasserbehorde * Grundwasser:

Der Hinweis auf den Beregnungsbrunnen im Plangebiet wurde im Kapitel 9
der Begrindung aufgenommen. Der Brunnenriickbau sollte vor den Er-
schlieBungsarbeiten erfolgt sein.

Ansprechpartner: Herr Klimann, Tel.: 04121/4502 2283

Untere Naturschutzbehorde:

Der Ubersichtsplan zu den Biotoptypen fehlt. Um eine abschlieRende Prii-
fung vornehmen zu kénnen, ist diese Anlage noch nachzuliefern.

Soweit mdglich wird wie folgt Stellung genommen:

Die Gemeinde sollte priifen, ob es sich bei den Gehdélzsukzessionsflachen
um Wald handeln konnte. Daher sollte die Gemeinde Tornesch die untere
Forstbehoérde beteiligen.

Fir die Beseitigung der gesetzlich geschitzten Knickanteile ist ein geson-
derter Antrag auf Knickbeseitigung bei der UNB zu stellen. Der Antrag muss
auch eine verbindliche Aussage zum Knickersatz im Verhaltnis 1:2 treffen.

Gemaly Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung ist ein Kompensationserfordernis
von 26.195m? Flache erforderlich, die zu einem naturnahen Biotop zu entwi-
ckeln ist.
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Der Brunnen wird fachgerecht vor den ErschlieBungsarbeiten zurlickge-
baut.

Die AuBerung wird im Rahmen der Ausbauplanung beriicksichtigt.

Der Bestandsplan zu den Biotop- und Nutzungstypen ist der Unteren Natur-
schutzbehoérde erganzend zur Verfugung gestellt worden. Eine vorlaufige
Fassung des Bestandsplanes wurde bereits mit den Unterlagen zur frihzei-
tigen Beteiligung verschickt. Die Biotop- und Nutzungstypenkartierung wird
der Begriindung ergdnzend angehangt.

Die AuBerung wird beriicksichtigt.

Die Untere Forstbehorde ist im Rahmen des vorliegenden Verfahrens betei-
ligt worden. Gem. Stellungnahme des Landesamt fir Landwirtschaft und
landliche Raume, untere Forstbehorde mit Schreiben vom 01.07.2016 sind
keine Anregungen und Hinweise eingegangen. Die angesprochene Flache
wird daher wie im Umweltbericht dargestellt als Brache mit Gehoélzaufwuchs
eingestuft.

Die AuBerung wurde bereits beriicksichtigt.
Dem Hinweis wird gefolgt und im weiteren Verfahren ein gesonderter An-

trag auf Knickbeseitigung einschlief3lich des Nachweises der erforderlichen
Ersatzpflanzungen bei der UNB-untere Naturschutzbehérde gestellt.

Die AuBerung wird beriicksichtigt.

Das Kompensationserfordernis wurde zur erneuten Beteiligung gem § 4 a
(3) BauGB angepasst. Es umfasst nun 26.813 m2.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.
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1. Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 15.07.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Dieser Ausgleich muss von der Gemeinde erbracht werden bevor der Be-
bauungsplan einen Entwicklungsstand nach § 33 Bau-Gesetzbuch erlangt.

Fir Knicks, die einen beidseitigen Entwicklungssaum von mindestens 5 m
nicht erhalten konnen, ist ein Ersatz im Verhaltnis 1:1 vorzusehen. Der ver-
bleibende Knick ist dann im Bebauungsplan als zu erhalten festzusetzen.

Fir die AuRenbeleuchtung ist insektenfreundliches Licht vorzusehen.
Auskunft erteilt Andreas Hoffmann Tel: 04121 4502 2267

Gesundheitlicher Umweltschutz:
Ich habe keine Anregungen.
Auskunft erteilt: Herr Wiese, Tel.: 04121/4502-2275

ABWAGUNGSVORSCHLAG

Die errechnete Ausgleichsflaiche wird Uber das Okokonto der Stadt Tor-
nesch abgerechnet. Ein- und Abbuchungen des Okokontos erfolgen lber
die UNB, ausreichend Flachen sind der UNB durch die Stadt zur Aufnahme
in das Okokonto gemeldet worden

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.
Der AuRerung wird gefolgt. Fir den Knick am Kleinen Moorweg ohne beid-

seitigen Entwicklungssaum wird erganzend ein Ausgleichsverhaltnis von 1 :
1 in die Bilanzierung eingestellt.

Die AuBerung wird beriicksichtigt.
Eine genaue Festschreibung vom Lampentypen/ bzw. Leuchtmitteln ist
nicht vorgesehen, da eine Weiterentwicklung der Technik nicht vorherseh-

bar ist und der Einsatz mdglichst effizienter Leuchtmittel auch in Zukunft
nicht eingeschrankt werden soll (ggf. Einsatz von LED Leuchten).

Der Empfehlung wird im Rahmen der Bauleitplanung nicht gefolgt.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

2. Kreis Pinneberg, Fachdienst StraBenbau und Verkehrssicherheit, Schreiben vom 29.06.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Zum vorgelegten B-Plan 98 der Stadt Tornesch werden, nach Abstimmung
mit der Polizeidirektion Bad Segeberg SG 1.3, folgende Bedenken oder An-
regungen erhoben:

1, die erforderlichen Sichtdreiecke an den geplanten Zu- und Abfahrten sind
dauerhaft herzustellen und freizuhalten, Zaun/Heckenh6he maximal 70 cm.
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Die AuBerung wird im Rahmen der Ausbauplanung beriicksichtigt.
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2. Kreis Pinneberg, Fachdienst StraBenbau und Verkehrssicherheit, Schreiben vom 29.06.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

2. pro Wohneinheit sind mindestens 2 Stellplatze, fir Besucher zusatzliche,
vorzuhalten.

3. auf die Herstellung ausreichender Schleppkurven fir Ver- und Entsor-
gungsfahrzeuge wird hingewiesen,

4. die Anbindung der ErschlieRungsstraflte an den Kl. Moorweg ist so zu ge-
stalten, dass eine rechts- vor links Verkehrsregelung eindeutig erkennbar ist.

5. Bei der Umsetzung des geplanten Geh- und Radweges am KI. Moorweg
ist auf ausreichende Breiten fur die gemeinsame Nutzung zu achten.

Stellungnahme vom 29.04.2016

1. die erforderlichen Sichtdreiecke und Schleppkurven an den geplanten Zu-
und Abfahrten sind dauerhaft herzustellen und freizuhalten, die Einmdin-
dungsbereiche in den kleinen Moorweg sind baulich so herzustellen, dass
die klassische "rechts- vor links" Vorfahrtsregelung ohne zusétzliche Be-
schilderung gilt (kein durchgezogenes Tiefbord)

2. auf den im bisherigen Verfahren mehrfach hingewiesenen, notwendigen
Ausbau des kleinen Moorwegs wird ausdriicklich hingewiesen.

3. Anwohner und deren Besucher sind ausreichend Stellpldtze, mindestens
2 pro WE zuziiglich Besucherparkplétze, vorzuhalten!
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Im Rahmen der Baugenehmigung muissen auf den Baugrundstlicken, eine
ausreichende Anzahl an Stellplatzen nachgewiesen werden. Zusatzlich sind
in den verkehrsberuhigten Bereichen und auf den in der Planzeichnung
ausgewiesenen Flachen offentliche Parkplatze vorgesehen.

Die AuRerung wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Aus-
bauplanung beriicksichtigt.

Die AuBerung wird im Rahmen der Ausbauplanung weitergehend ge-
priift und beriicksichtigt.

Die AuBerung wird im Rahmen der Ausbauplanung weitergehend ge-
priift und bericksichtigt.

Die AuBerung wird im Rahmen der Ausbauplanung weitergehend ge-
priift und beriicksichtigt.

Die AuBerung wird im Rahmen der Ausbauplanung beriicksichtigt.

Die Absicht, den Kleinen Moorweg auszubauen, besteht weiterhin. Die ent-
sprechende Stral3enbreite wurde in der Planzeichnung aufgenommen.

Die AuBerung wird beriicksichtigt.
Im Bebauungsplan kann die Mindestanzahl von privaten Stellpldtzen nicht
festgesetzt werden, da es hierflir keine Rechtsgrundlage gibt.

Im Rahmen der Baugenehmigung miissen jedoch auf den Baugrundsti-
cken eine ausreichende Anzahl an Stellpldtzen nachgewiesen werden. Zu-
sétzlich sind in den verkehrsberuhigten Bereichen und auf den in der Plan-
zeichnung ausgewiesenen Flédchen &ffentliche Parkplétze vorgesehen.

Die AuBerung ist im Rahmen der gesetzlichen Méglichkeiten beriick-
sichtigt.
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3. LBV, Niederlassung Itzehoe. Schleswig-Holstein, Schreiben vom 13.04.2016/ 28.06.1016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Mit Schreiben vom 30.03.2016 / 28.07.2016 legen Sie mir die oben genann-
te Bauleitplanung der Stadt Tornesch vor und erbitten hierzu meine Stel-
lungnahme bis zum 04.05.2016 / 22.07.2016.

Gegen den vorgelegten Plan und die gleichzeitige 6ffentliche Auslegung ha-
be ich in stralBenbaulicher und verkehrlicher Sicht keine Bedenken. Von mir
verwaltete Strallen des Uberortlichen Verkehrs werden durch die Bauleitpla-
nung nicht betroffen.

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Strallen des Uberértlichen
Verkehrs mit Ausnahme der Kreisstralen. Eine zusatzliche Stellungnahme
in stralenbaulicher und -verkehrlicher Hinsicht durch das Ministerium fur
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie erfolgt nicht.

ABWAGUNGSVORSCHLAG

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

4. Kreis Pinneberg, Fachdienst Burgerservice, Schreiben vom 22.06.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Die Abfallentsorgung muss sichergestellt sein. Bitte § 16 der UW Miillbesei-
tigung beachten. Bitte Rast 06 (EAE 85/95) beachten. Achtung wichtiger
Hinweis: Ein Miillfahrzeug hat folgende Mafte 10,90 m lang, 3,60 m hoch,
2,50 m breit.

Uberbauungen, die die StraRen breite im Nachhinein verengen, wie Frie-
senwalle, Hecken, Carports oder ahnliches, sind auszuschlief3en.

Entsorgung muss auch wahrend der Bauphase sichergestellt sein.
Fachdienst Blrgerservice
Ihre Ansprechpartnerin: Martina Klie
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Der entsprechende Hinweis ist in die Begrindung aufgenommen worden.
Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Ein entsprechender Hinweis ist bereits in der Begrindung enthalten.
Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Die AuBerung wird im Rahmen der Ausbauplanung beriicksichtigt.
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5. Stadt Uetersen, Schreiben vom 21.07.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Die Belange der Stadt Uetersen sind durch den Bebauungsplan Nr. 98 der
Stadt Tornesch im Bereich der Verkehrsentwicklung berihrt, denn im Be-
reich der Ortsdurchfahrt (Ahrenloher Straf3e) Richtung Autobahn wird sich
die Verkehrssituation verschlechtern. Die Stadt Uetersen hat erhebliche Be-
denken hinsichtlich der Auswirkungen auf den gesamten Verkehr in diesem
Bereich und fordert die Stadt Tornesch auf, die Auswirkungen des Ver-
kehrsaufkommens auf die Region zu untersuchen und Ldsungen zu erarbei-
ten. "

Ich bitte um Berlcksichtigung und sachgerechte Abwagung dieser Stellung-
nahme.

ABWAGUNGSVORSCHLAG

Es wurde eine verkehrstechnische Untersuchung' im Rahmen der 30. Fl&-
chennutzungsplananderung sowie eine erganzende Untersuchung vorge-
nommen. Als Ergebnis der Untersuchungen ist einerseits festzuhalten, dass
die geplanten Wohngebiete "Tornesch Am See" (auch der B-Plan 98) Uber
die vorhandenen und geplanten Knotenpunkte an die Ahrenloher Stralle
bzw. den Grof3en Moorweg angebunden werden kénnen. Andererseits soll-
te der Aus- bzw. Neubau der K 22 zur Verbesserung der Verkehrssituation
im Stadtzentrum realisiert werden.

Allerdings liegt zum einen die K22 nicht im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes Nr. 98, zum anderen fallt die Durchfiihrung dieser Baumal}-
nahme nicht in den Zustandigkeitsbereich der Stadt Tornesch.

Auf Grundlage der vorgenannten Untersuchungen hat der Bau- und Pla-
nungsausschuss am 04.02.2013 die Auftragsvergabe zur Erstellung des
integrierten Verkehrskonzeptes beschlossen. Dies ist allerdings nicht Ge-
genstand des Bebauungsplanes.

Aulerdem werden hinsichtlich der klinftigen Belastungswerte aus Sicht der
Stadt Tornesch die Belange der Stadt Uetersen nicht mafigeblich berlhrt,
weil die zusatzlichen Verkehre gemaf der Verkehrsuntersuchung vom vor-
handenen Strallennetz noch aufgenommen werden kénnen.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

! Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert; Verkehrsuntersuchung Tornesch Am See; Stand: August 2011; lberarbeitet im Juni 2012.
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Stadt Uetersen, Schreiben vom 21.07.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG
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ABWAGUNGSVORSCHLAG

Nachfolgend werden die mafigeblichen Aussagen aus der Verkehrsunter-
suchung beschrieben.

Situation: Die Ortsdurchfahrt Tornesch (Jurgen-Siemsenstr./Ahrenloher
Str. zwischen Unterfiihrung und Kreisverkehrsplatz) stéf3t zu den Hauptver-
kehrszeiten an den Rand ihrer Kapazitatsgrenze. Dadurch ist auch im Be-
reich der Ahrenloher StralRe Ostlich des Kreisverkehrsplatzes in Richtung
Ortsdurchfahrt zeitweilig ein Rickstau zu beobachten. Da Siedlungserwei-
terungen i.d.R. mit zusatzlichem Verkehrsaufkommen verbunden sind, wur-
de im Vorfeld der Planung eine Verkehrsuntersuchung beauftragt. Diese
weist nach, dass die zusatzliche Belastung vom vorhandenen Strallennetz
noch aufgenommen werden kann.

Vorhandene Verkehrsuntersuchungen: Die fir die nachsten Jahre beab-
sichtigte umfangreiche Siedlungsflachenentwicklung wurde im Rahmen der
Bauleitplanung von Verkehrsuntersuchungen anerkannter Fachbliros be-
gleitet, um die verkehrliche Vertraglichkeit der Projekte nachzuweisen. Im
Zusammenhang mit der beabsichtigten Siedlungsentwicklung ,Tornesch am
See” und der Planung einer neuen Sportanlage am GrofRen Moorweg wur-
den bereits Verkehrsuntersuchungen durchgefuhrt. Aufbauend auf aktuellen
Zahlergebnissen im Untersuchungsbereich ist das Analyseverkehrsmodell
der Stadt Tornesch aktualisiert worden. Im Rahmen der Prognoseerstellung
wurde das zusétzliche Verkehrsaufkommen der geplanten Strukturentwick-
lungen abgeschatzt und in das Verkehrsmodell eingearbeitet. Im Rahmen
der Prognose wurde aulierdem eine weitere Verkehrs- und Strukturentwick-
lung im Tornescher Umland berlcksichtigt.
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Stadt Uetersen, Schreiben vom 21.07.2016
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ABWAGUNGSVORSCHLAG

Das Verkehrsaufkommen der Strukturerweiterungen fihrt prognostisch im
angrenzenden Strallennetz und an den Knotenpunkten im Zuge der
Ahrenloher Stralle zu einer entsprechenden Mehrbelastung. Durch den be-
reits erfolgten Ausbau der Knotenpunkte am GrolRen Moorweg und am
Thujaweg / Ohlenhoff kann der Verkehr dort vertraglich abgewickelt wer-
den. An den Knotenpunkten im Zentrum von Tornesch werden sich jedoch
die bereits heute vorhandenen Defizite in der Verkehrsqualitat verscharfen.
Die Belastungswerte im Planfall 1 (ohne Neubau der K 22) belegen noch-
mals die Notwendigkeit fir den geplanten Aus- bzw. Neubau der K 22, der
zu einer spurbaren Entlastung des Straflenzugs L 110 / K 20 und der kriti-
schen Knotenpunkte flihren wird.

Als Ergebnis der Untersuchungen ist daher festzuhalten, dass das geplan-
ten Wohngebiet Tornesch Am See uber die vorhandenen und geplanten
Knotenpunkte an die Ahrenloher Strale und den Groften Moorweg ange-
bunden werden koénnen. Das Gutachten weist also nach, dass die zusatzli-
chen Verkehre vom vorhandenen Stral3ennetz noch aufgenommen werden
kdénnen, so dass die Belange der Stadt Uetersen hinsichtlich der kinftigen
Belastungswerte aus Sicht der Stadt Tornesch zur Zeit nicht maf3geblich
beeintrachtigt werden

Unabhangig davon sollte der Aus- bzw. Neubau der K 22 zur Verbesserung
der Verkehrssituation im Stadtzentrum kurzfristig realisiert werden. Die
Durchfiihrung dieser Baumafnahme fallt allerdings nicht in den Zustandig-
keitsbereich der Stadt Tornesch. Da es sich bei der K 22 um eine Kreis-
stral’e handelt, ist Baulasttrager der Kreis Pinneberg

Um die Verkehrssituation moglichst vollstandig abbilden zu kdnnen, soll das
vorhandene Verkehrsgutachten um die Auswirkungen der aktuellen Erwei-
terungsplanungen der beiden grofen, am Grolien Moorweg ansassigen
Unternehmen erganzt werden.
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Stadt Uetersen, Schreiben vom 21.07.2016
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Integriertes Verkehrskonzept: Um langfristig eine befriedigende verkehrli-
che Situation herzustellen, ist Giber die vorhandenen Verkehrsuntersuchun-
gen hinaus ein integriertes Verkehrskonzept beauftragt, um systematisch
Optionen der Vermeidung, der Verlagerung und der vertraglichen Abwick-
lung des Verkehrs darzustellen. Hierbei wird die Entlastung der Ortsdurch-
fahrt durch ein optimiertes Angebot im Offentlichen Nahverkehr zwischen
Uetersen und dem Bahnhof Tornesch bzw. Hamburg im Fokus der Betrach-
tung stehen. Der Verkehrsentwicklungsplan Tornesch wir voraussichtlich
Anfang 2017 vorliegen.

Die Stadt Uetersen hat bereits ein Verkehrskonzept erstellen lassen, des-
sen Datengrundlage fir ein von der Stadt Tornesch beauftragtes integrier-
tes Verkehrskonzept genutzt werden kann. Parallel dazu sind Fachgespra-
che mit den Gemeinden Heidgraben und Moorrege vorgesehen, um friihzei-
tig Verbesserungen im gemeinsamen OPNV zu erdrtern.

Strategien: Die Stadt Tornesch verfolgt im Rahmen ihrer Méglichkeiten be-
reits heute folgende Strategien zur Losung der Verkehrsprobleme:

Die weitere Siedlungsflachenentwicklung soll weitgehend in bahnhofsnahen
Bereichen &stlich des Zentrums erfolgen, so dass zusatzliche Verkehre
Uber das bereits ausgebaute Teilstuck der K 22 in Richtung Nordwesten
abflieRen kdnnen.

Durch die Bahnhofsnahe der weiteren Siedlungsflachenentwicklung in Tor-
nesch kann eine starkere Nutzung des OPNV erreicht werden.

Gemeinsam mit der Stadt Uetersen wird angestrebt, die Attraktivitat des
offentlichen Nahverkehrs und des Fahrradverkehrs zwischen Uetersen und
Tornesch wesentlich zu verbessern, um in Verbindung mit weiteren Zughal-
ten am Bahnhof Tornesch einen hdéheren Anteil des OPNV zu erreichen
und die StralRe damit zu entlasten. Ansatze hierflir sind die Einrichtung ei-
nes vertakteten Expressbusses Tornesch-Uetersen oder die Reaktivierung
der Bahnstrecke Tornesch - Uetersen fiir den Personenverkehr.

Der Ausbau der K 22 wird gefordert, um eine Entlastung der Ortsdurchfahrt
zu erreichen.
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5. Stadt Uetersen, Schreiben vom 21.07.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

6. BUND, Schreiben vom 21.07.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Begriindung zum B-Plan 98
6.2 MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung

Die Durchgriinung eines Baugebietes dient nicht nur den Aspekten des Na-
turschutzes, sondern auch des Klimaschutzes und der Luftreinhaltung. Auf
den immer kleiner werdenden Grundstiicken ist es kaum machbar, groliere
Laubbaume zu pflanzen. Es ist auch gesellschaftlich nicht mehr opportun,
Baume werden mehr und mehr als "Dreckschleuder" und als Geféahrdungs-
potential angesehen. Die Erhaltung der festgesetzten Baume auf Privat-
grundstlicken ist schwer zu kontrollieren und bei Verstdfien auch kaum zu
ahnden. Daher kommt auf die Stadt eine gréRere Verantwortung zu, auf
stadtischen Flachen Baume zu pflanzen und zu erhalten. Es sollte daher an
Stelle der geforderten Baume auf den Privatgrundstiicken an jedem zweiten
offentlichen Stellplatz ein Laubbaum festgesetzt werden.
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ABWAGUNGSVORSCHLAG

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen und als bereits hinrei-
chend beriicksichtigt angesehen.

ABWAGUNGSVORSCHLAG

Die Stadt halt die folgenden Festsetzungen zur Grinordnung, Erhalt und
Sicherung des vorhandenen Baumbestandes sowie Neuanpflanzungen ent-
lang der westlichen Plangebietsgrenze fir sinnvoll und ausreichend.

Laut textlichen Festsetzungen ist auf ,Stellplatzanlagen je angefangene 5
Stellplatze ein standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. Im Wurzelbereich
eines jeden Laubbaumes ist eine offene Vegetationsflache mit einem
durchwurzelbaren Raum von mindestens 10 gm (Mindestbreite von 2,00 m,
Mindesttiefe 1,50 m) vorzuhalten und dauerhaft zu begriinen. Die Vegetati-
onsflachen sind gegen ein Befahren mit Fahrzeugen zu sichern.”

Zusatzlich sollen auf jedem Baugrundstiick der Allgemeinen Wohngebiete
je Grundstick mindestens ein kleinkroniger, heimischer und standortge-
rechter Laubbaum (Stammumfang mind. 14 - 16 cm) gepflanzt werden.

Diese Festsetzungen dienen nach Auffassung der Stadt der Durchgriinung
des Baugebietes und berlicksichtigen die Aspekte des Naturschutzes und
auch des Klimaschutzes und der Luftreinhaltung.

Der Empfehlung wird nicht gefolgt.
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6. BUND, Schreiben vom 21.07.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Knicks sind sowohl kulturhistorisch als auch aus naturschutzfachlichen
Grinden zu schiitzen und zu erhalten. Knicks in Bebauungsplanen sind je-
doch kurz- bis mittelfristig in ihrem Bestand besonders geféhrdet.

Erfahrungen aus anderen Wohngebieten zeigen, dass der Schutz der
Knicks in bebauten Gebieten nur sehr schwer aufrecht erhalten werden
kann. Sie werden gerne als erweiterte Gartenflache mit genutzt, mit unpas-
senden Geholzen (Koniferen, Exoten etc.) bepflanzt und durch spielende
Kinder kommt es zur Erosion am Knickful® und zum Niedertreten der Be-
pflanzung, der Knick kann nicht mehr seiner Naturschutzfunktion gerecht
werden und verliert seinen Status als landschaftspragendes Element und
Biotop. Daher muss der Knick ausgeglichen werden im Verhaltnis von min-
desten 1:1.

Knickschutzstreifen

Fir die Bepflanzungen und Ansaat von Landschaftsrasen sollten zur Ent-
wicklung heimischer Flora nur Pflanzen und Saatgut aus regionaler Herkunft
(Naturraum) verwendet werden.

Grunordnerische Festsetzungen

Zur Festsetzungen von Einzelbdumen sollte zum Schutz der Badume folgen-
der Hinweis mit aufgenommen werden:

* Im Kronenbereich sind Nebenanlagen, Garagen und Stellplatze unzulds-
sig.
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Die in der Planzeichnung festgesetzten Flachen fir Malnahmen zum
Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft die-
nen dem Erhalt der vorhandenen - gemal § 21 LNatSchG gesetzlich ge-
schitzten Knicks sowie der Schaffung vorgelagerter Schutzstreifen. Die
Knicks sind vor Eingriffen zu schiitzen und mit Knickwall und Geholzen
dauerhaft zu sichern, zu pflegen und zu entwickeln. Mit dieser Festsetzung
soll vermieden werden, dass die Knicks nicht als erweiterte Gartenflache
mit genutzt, mit unpassenden Gehdlzen (Koniferen, Exoten etc.) bepflanzt
werden, usw. Der Knickschutzstreifen von 5 m ist eine offentliche Grinfla-
che und darf von den Eigentiimern nicht genutzt werden.

Der Knickausgleich erfolgt nach den gesetzlichen Vorgaben und in Abstim-
mung mit der unteren Naturschutzbehorde.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Auf der Ebene des Bebauungsplanes kann zur Auswahl des Saatgutes kei-
ne Aussage getroffen werden.

Der Hinweis wird ggf. im Rahmen der Ausbauplanung beriicksichtigt.

Im Geltungsbereich des B-Planes sind keine Festsetzungen von Einzel-
baumen vorgesehen. Die Uberhélter in den zu erhaltenden Knicks werden
im Zusammenhang mit den festgesetzten Knickschutzstreifen gesichert.
Innerhalb dieser Griunflachen sind Bodenversiegelungen, Gelandeaufhé-
hungen und -abtragungen sowie Anlagen flr die Regenrickhaltung nicht
zulassig. Nebenanlagen, Garagen und Stellplatze sind in den Griunflachen
nicht ausgewiesen.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.
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6. BUND, Schreiben vom 21.07.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Es zeigt sich ofter, dass im Anschluss der Festsetzungen zum Schutz von
Flora und Fauna doch wichtig ist, folgende Hinweise mit aufzunehmen:

» Die Artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdande gem. §42 Abs. 1 Bundes-
naturschutzgesetz (BNatSchG) sind zu beachten. In diesem Fall ist eine
Baufeldraumung nur auRerhalb des Brutzeitraumes (als Brutzeitraum gilt die
Zeit zwischen dem 1. Marz und dem 30. September) zulassig oder zu ande-
ren Zeiten nach fachkundiger Kontrolle auf Nester und wenn durch Mal3-
nahmen Beeintrachtigungen ausgeschlossen werden kénnen.

» Bei Bautatigkeiten gilt die DIN 18920 "Schutz von Baumen, Pflanzenbe-
stdnden und Vegetationsflachen bei Baumalnahmen" und die RAS-LP 4
"Schutz von Baumen, Vegetationsflachen und Tieren bei BaumalRinahmen"
sowie die ZTV-Baumpflege (2006): Zusatzliche Technische Vertragsbedin-
gungen und Richtlinien fur Baumpflege. 5. Auflage, Forschungsgesellschaft
Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau, Bonn, 71 S

Ausgleich

Die Zuordnung der Ausgleichsflachen (Gré3e, Lage und Entwicklungsziele)
sollte nachgetragen werden, ebenso die Verfligbarkeit der Flachen.
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Im Umweltbericht wird bereits auf die erforderliche Bauzeitenregelung fir
Brutvdgel im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prifung hingewiesen. Zur
Verdeutlichung wird der Hinweis erganzend redaktionell in die Zusammen-
stellung der MaRnahmen zur Vermeidung und Minimierung und in die textli-
chen Festsetzungen (als Hinweis) mit aufgenommen.

Die AuBerung wird beriicksichtigt.

Die DIN 18920 muss bei Bautatigkeiten beachtet werden.

Der Hinweis wird in die Zusammenstellung der Ma3nahmen zur Vermei-
dung und Minimierung im Umweltbericht und in die textlichen Festsetzun-
gen (als Hinweis) aufgenommen.

Die AuBerung wird beriicksichtigt.

Die errechnete Ausgleichsflache wird tber das Okokonto der Stadt Tor-
nesch abgerechnet. Ein- und Abbuchungen des Okokontos erfolgen liber
die UNB, ausreichend Flachen sind der UNB durch die Stadt zur Aufnahme
in das Okokonto gemeldet worden. Eine Anderung der Begriindung erfolgt
nicht.

Die AuBerung wird in Teilen beriicksichtigt.
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7. Deutsche Telekom, Schreiben vom 14.07.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Wir danken flr die Zusendung der Unterlagen.

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) — als
Netzeigentiimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmachtigt, alle Rech-
te und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfah-
ren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-
lung:

Wir verweisen in dieser Angelegenheit auf unser Schreiben vom 19.04.2016

Stellungnahme vom 19.04.2016

Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzuneh-
men:

In allen StralBen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen
mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,30 m fiir die Unterbringung
der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt Bdume und un-
terirdische Leitungen und Kanéle", Gemeinschaftsausgabe der Deutschen
Vereinigung fiir Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall und dem Deutscher
Verein des Gas- und Wasserfaches, Ausgabe 2013; siehe insbesondere
Abschnitt 6.3, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die
Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und- Erweiterung der Tele-
kommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden.

Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die
Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom
nicht behindert werden.
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Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Entsprechende Hinweise sind in die Begriindung aufgenommen worden.
Die AuBerung wird in der Ausbauplanung beriicksichtigt.

Entsprechende Hinweise werden in die Begriindung aufgenommen.
Die AuBerung wird in der Ausbauplanung beriicksichtigt.
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7. Deutsche Telekom, Schreiben vom 14.07.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Fir den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die
Koordinierung mit dem Strallenbau und den Baumalinahmen der anderen
Leitungstrdger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschlie-
Bungsmalinahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Tech-
nik GmbH unter der im Briefkopf genannten Adresse so friih wie méglich,
mindestens 2 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.

ABWAGUNGSVORSCHLAG

8. Gemeinde Heidgraben, iuber Amt Moorrege, Schreiben vom 27.07.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Die Gemeinde Heidgraben hat keine grundséatzlichen Bedenken zu dem
Bauleitplanverfahren der Stadt Tornesch, regt jedoch an, wie sie es bereits
bei vorangegangenen Bauleitplanverfahren der Stadt Tornesch getan hat,
ein begleitendes Verkehrskonzept im Rahmen der Neuausweisung von
Wohn- und Gewerbeflachen zu erstellen. Die Gemeinde Heidgraben ist hin-
sichtlich der Anbindung an die Bundesautobahn 23 abhangig von einer funk-
tionstlichtigen Verkehrsfiihrung durch die Stadt Tornesch und dementspre-
chend sollte die Stadt bei der Neuausweisung von Wohn- und Gewerbefla-
chen, die zusatzliche Verkehre fir diese Anbindung bedeuten, dies berlick-
sichtigen.

ABWAGUNGSVORSCHLAG

Es wurde eine verkehrstechnische Untersuchung? im Rahmen der 30. Fl&-
chennutzungsplananderung sowie eine erganzende Untersuchung vorge-
nommen. Als Ergebnis der Untersuchungen ist einerseits festzuhalten, dass
die geplanten Wohngebiete "Tornesch Am See" (auch der B-Plan 98) Uber
die vorhandenen und geplanten Knotenpunkte an die Ahrenloher Stralle
bzw. den Grolien Moorweg angebunden werden kénnen. Andererseits soll-
te der Aus- bzw. Neubau der K 22 zur Verbesserung der Verkehrssituation
im Stadtzentrum realisiert werden.

Allerdings liegt zum einen die K22 nicht im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes Nr. 98, zum anderen fallt die Durchfiihrung dieser Baumal}-
nahme nicht in den Zustandigkeitsbereich der Stadt Tornesch.

2 Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert; Verkehrsuntersuchung Tornesch Am See; Stand: August 2011; lberarbeitet im Juni 2012.
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Gemeinde Heidgraben, iiber Amt Moorrege, Schreiben vom 27.07.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG
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ABWAGUNGSVORSCHLAG

Auf Grundlage der vorgenannten Untersuchungen hat der Bau- und Pla-
nungsausschuss am 04.02.2013 die Auftragsvergabe zur Erstellung des
integrierten Verkehrskonzeptes beschlossen. Dies ist allerdings nicht Ge-
genstand des Bebauungsplanes.

AulRerdem werden hinsichtlich der kinftigen Belastungswerte aus Sicht der
Stadt Tornesch die Belange der Gemeinde Heidgraben nicht mafigeblich
berthrt, weil die zusatzlichen Verkehre gemal der Verkehrsuntersuchung
vom vorhandenen Stral3ennetz noch aufgenommen werden kénnen.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Nachfolgend werden die mal3geblichen Aussagen aus der Verkehrsunter-
suchung beschrieben.

Situation: Die Ortsdurchfahrt Tornesch (Jlirgen-Siemsenstr./Ahrenloher
Str. zwischen Unterflihrung und Kreisverkehrsplatz) stof3t zu den Hauptver-
kehrszeiten an den Rand ihrer Kapazitatsgrenze. Dadurch ist auch im Be-
reich der Ahrenloher StralRe Ostlich des Kreisverkehrsplatzes in Richtung
Ortsdurchfahrt zeitweilig ein Riickstau zu beobachten. Da Siedlungserwei-
terungen i.d.R. mit zusatzlichem Verkehrsaufkommen verbunden sind, wur-
de im Vorfeld der Planung eine Verkehrsuntersuchung beauftragt. Diese
weist nach, dass die zusatzliche Belastung vom vorhandenen Straltennetz
noch aufgenommen werden kann.
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Gemeinde Heidgraben, iiber Amt Moorrege, Schreiben vom 27.07.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG
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ABWAGUNGSVORSCHLAG

Vorhandene Verkehrsuntersuchungen: Die fir die nachsten Jahre beab-
sichtigte umfangreiche Siedlungsflachenentwicklung wurde im Rahmen der
Bauleitplanung von Verkehrsuntersuchungen anerkannter Fachblros be-
gleitet, um die verkehrliche Vertraglichkeit der Projekte nachzuweisen. Im
Zusammenhang mit der beabsichtigten Siedlungsentwicklung ,Tornesch am
See” und der Planung einer neuen Sportanlage am Grofden Moorweg wur-
den bereits Verkehrsuntersuchungen durchgefuhrt. Aufbauend auf aktuellen
Zahlergebnissen im Untersuchungsbereich ist das Analyseverkehrsmodell
der Stadt Tornesch aktualisiert worden. Im Rahmen der Prognoseerstellung
wurde das zusétzliche Verkehrsaufkommen der geplanten Strukturentwick-
lungen abgeschatzt und in das Verkehrsmodell eingearbeitet. Im Rahmen
der Prognose wurde aulierdem eine weitere Verkehrs- und Strukturentwick-
lung im Tornescher Umland berlcksichtigt.

Das Verkehrsaufkommen der Strukturerweiterungen fihrt prognostisch im
angrenzenden Strallennetz und an den Knotenpunkten im Zuge der
Ahrenloher Stralle zu einer entsprechenden Mehrbelastung. Durch den be-
reits erfolgten Ausbau der Knotenpunkte am Groflen Moorweg und am
Thujaweg / Ohlenhoff kann der Verkehr dort vertraglich abgewickelt wer-
den. An den Knotenpunkten im Zentrum von Tornesch werden sich jedoch
die bereits heute vorhandenen Defizite in der Verkehrsqualitat verscharfen.
Die Belastungswerte im Planfall 1 (ohne Neubau der K 22) belegen noch-
mals die Notwendigkeit flir den geplanten Aus- bzw. Neubau der K 22, der
zu einer spurbaren Entlastung des Straflenzugs L 110 / K 20 und der kriti-
schen Knotenpunkte fihren wird.

Als Ergebnis der Untersuchungen ist daher festzuhalten, dass das geplan-
ten Wohngebiet Tornesch Am See Uber die vorhandenen und geplanten
Knotenpunkte an die Ahrenloher Strale und den Grolten Moorweg ange-
bunden werden kénnen. Das Gutachten weist also nach, dass die zusatzli-
chen Verkehre vom vorhandenen Stralennetz noch aufgenommen werden
kénnen, so dass die Belange der Gemeinde Heidgraben hinsichtlich der
kinftigen Belastungswerte aus Sicht der Stadt Tornesch zur Zeit nicht
mafgeblich beeintrachtigt werden
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Gemeinde Heidgraben, iiber Amt Moorrege, Schreiben vom 27.07.2016
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Unabhangig davon sollte der Aus- bzw. Neubau der K 22 zur Verbesserung
der Verkehrssituation im Stadtzentrum kurzfristig realisiert werden. Die
Durchflhrung dieser BaumafRnahme fallt allerdings nicht in den Zustandig-
keitsbereich der Stadt Tornesch. Da es sich bei der K 22 um eine Kreis-
strale handelt, ist Baulasttrager der Kreis Pinneberg

Um die Verkehrssituation moglichst vollstandig abbilden zu kénnen, soll das
vorhandene Verkehrsgutachten um die Auswirkungen der aktuellen Erwei-
terungsplanungen der beiden groRen, am Gro3en Moorweg ansassigen
Unternehmen erganzt werden.

Integriertes Verkehrskonzept: Um langfristig eine befriedigende verkehrli-
che Situation herzustellen, ist Gber die vorhandenen Verkehrsuntersuchun-
gen hinaus ein integriertes Verkehrskonzept beauftragt, um systematisch
Optionen der Vermeidung, der Verlagerung und der vertraglichen Abwick-
lung des Verkehrs darzustellen. Hierbei wird die Entlastung der Ortsdurch-
fahrt durch ein optimiertes Angebot im offentlichen Nahverkehr im Fokus
der Betrachtung stehen. Der Verkehrsentwicklungsplan Tornesch wir vo-
raussichtlich Anfang 2017 vorliegen.

Strategien: Die Stadt Tornesch verfolgt im Rahmen ihrer Mdglichkeiten be-
reits heute folgende Strategien zur Losung der Verkehrsprobleme:

Die weitere Siedlungsflachenentwicklung soll weitgehend in bahnhofsnahen
Bereichen 0stlich des Zentrums erfolgen, so dass zusatzliche Verkehre
Uber das bereits ausgebaute Teilstlick der K 22 in Richtung Nordwesten
abflieRen kdnnen.

Durch die Bahnhofsnahe der weiteren Siedlungsflachenentwicklung in Tor-
nesch kann eine starkere Nutzung des OPNV erreicht werden.

Gemeinsam soll angestrebt werden, die Attraktivitat des offentlichen Nah-
verkehrs und des Fahrradverkehrs wesentlich zu verbessern, um in Verbin-
dung mit weiteren Zughalten am Bahnhof Tornesch einen héheren Anteil
des OPNV zu erreichen und die StralRe damit zu entlasten.

Der Ausbau der K 22 wird gefordert, um eine Entlastung der Ortsdurchfahrt
zu erreichen.
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8. Gemeinde Heidgraben, liber Amt Moorrege, Schreiben vom 27.07.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG ABWAGUNGSVORSCHLAG

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen und als bereits hinrei-
chend beriicksichtigt angesehen.

C. VoON DER OFFENTLICHKEIT WURDEN KEINE ABWAGUNGSRELEVANTEN STELLUNGNAHMEN ABGEGEBEN

Aufgestellt: 17.08.2016, aktualisiert am 21.11.2016
Hindenburgdamm 98 . 25421 Pinneberg
Tel.: (04101) 852 15 72

dn Stadtplanung Fax: (04101) 852 15 73

E-Mail: buero@dn-stadtplanung.de
beraten . planen . entwickeln . gestalten Internet: www.dn-stadtplanung.de

gez.
Dipl. Ing. Dorle Danne
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STADT TORNESCH, BEBAUUNGSPLAN NR. 98 ,, WESTLICH KLEINER MOORWEG, SUDLICH SCHAFERWEG*
BETEILIGUNG GEM. § 4 A ABS. 3 NR. 1 UND § 2 ABS. 2 BAUGB / ABWAGUNGSVORSCHLAG

A. WEDER ANREGUNGEN NOCH HINWEISE AURERTEN FOLGENDE BETEILIGTE:

BETEILIGTER

—

. Gemeinde Ellerhoop, Uber Amt Rantzau, Schreiben vom 12.10.2016

Gemeinde Prisdorf Uber Amt Pinnau, Schreiben vom 05.10.2016

Gemeinde Kummerfeld Uber Amt Pinnau, Schreiben vom 07.10.2016

Landesamt fur Landwirtschaft und landliche Raume, untere Forstbehorde, Schreiben vom 10.10.2016

azv Sudholstein, Schreiben vom 10.10.2016

Landesamt fur Landwirtschaft und landliche Raume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 27.10.2016
Gemeinde Heidgraben und Moorrege uber Amt Moorrege, Schreiben vom 12.10.2016

Gemeinde Klein Nordende uber Amt EImshorn Land, Schreiben vom 08.11.2016

Gemeinde Seeth-Ekholt Uber Amt EiImshorn Land, Schreiben vom 08.11.2016

© ® N O OB DN
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B. FOLGENDE BETEILIGTE AURERTEN ANREGUNGEN ODER GABEN HINWEISE:

1. Archaologisches Landesamt Schleswig-Holstein, obere Denkmalschutzbehorde, Schreiben vom 07.10.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Unsere Stellungnahme vom 12.04.2016 wurde richtig in die Begriindung des
Bebauungsplanes Nr. 98 der Stadt Tornesch tGbernommen. Sie ist weiterhin

gultig.
Stellungnahme 12.04.2016

Wir kénnen zurzeit keine Auswirkungen auf archédologische Kulturdenkmale gem. §
2 (2) DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der vorlie-
genden Planung feststellen. Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den
vorliegenden Planunterlagen zu.

Dartiber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG; Wer Kulturdenkmale entdeckt oder
findet, hat dies unverziiglich unmittelbar oder (iber die Gemeinde der oberen Denk-
malschutzbehérde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner fiir die Eigentlimerin
oder den Eigentiimer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstiicks oder
des Gewadssers, auf oder in dem der Fundort liegt, und fiir die Leiterin oder den Lei-
ter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund gefiihrt haben. Die Mittei-
lung einer oder eines der Verpflichteten befreit die lbrigen. Die nach Satz 2 Ver-
pflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstétte in unverdndertem Zustand
zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen Von Kosten
geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spétestens nach Ablauf von vier Wo-
chen se.it der Mitteilung.

Archéologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse wie Verdnderungen und Verfdrbungen in der natlirlichen Bodenbeschaf-
fenheit.
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ABWAGUNGSVORSCHLAG
Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

In die Begriindung werden entsprechende Hinweise aufgenommen.
Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Es wurden keine neuen Gesichtspunkte vorgetragen. Die Abwagung wird
beibehalten
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2. Wasserverband Pinnau Bilsbek Gronau, Schreiben vom 05.10.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG ABWAGUNGSVORSCHLAG

Aus Sicht des Verbandes ist ein Regenrtickhaltebecken erforderlich. Gemal § 4 a Abs. 3 Satz 2 BauGB konnten Stellungnahmen nur zu den
geanderten Teilen abgegeben werden. Die entsprechenden Bereiche wur-
den in den Auslegungs- und Beteiligungsunterlagen mit einem gestrichelten
Kasten umrandet. Die hier angesprochenen Punkte gehdrten nicht zu den
gekennzeichneten Teilen. Eine Abwéagung entféllt daher.

Das wasserwirtschaftliche Konzept sieht jedoch zur Regenriickhaltung Re-
tentionsraume vor.

Abb. Ausschnitt Retentionsraume’

Il
B-Plan Nr. 98 ﬁ\_\__{.l‘ I‘l

! Entwasserungsplan Lenk und Rauchful3, April 2014, Rellingen
TOR16001_13012_4(A).docx
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3. HWK, Libeck, Schreiben vom 14.10.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Nach Durchsicht der uns Ubersandten Unterlagen teilen wir lhnen mit, dass
in obiger Angelegenheit aus der Sicht der Handwerkskammer Libeck keine
Bedenken vorgebracht werden.

Sollten durch die Flachenfestsetzungen Handwerksbetriebe beeintrachtigt
werden, wird sachgerechter Wertausgleich und friihzeitige Benachrichtigung
betroffener Betriebe erwartet.

4. SVG Sudwestholstein, Norderstedt, Schreiben vom 14.10.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

B-Plan Nr. 98, Kap. 8.4

Hier ergibt sich mit der Inbetriebnahme der grundlegend Uberplanten Busli-
nie 6668 Fahrplanwechsel am 11.12.2016 eine vollig veranderte OPNV-
ErschlieBungssituation. So erhalt die 6668 Bl. Tornesch - Gewerbegebiet
Oha (veranlasst und finanziert von Tornesch) einen neuen Linienverlauf
Uber die Stralen Lindenweg und Grolter Moorweg mit zwei Haltestellen in
direkter Zuordnung zum Plangebiet sowie einen neuen Fahrplan im 60-Min-
Takt Mo-Fr, so dass die in diesem Kapitel genannten Einschrankungen nicht
mehr gelten und das Kapitel entsprechend aktualisiert werden sollte.
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ABWAGUNGSVORSCHLAG

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Die AuBerung wird ggf. beriicksichtigt.

ABWAGUNGSVORSCHLAG

Gemal § 4 a Abs. 3 Satz 2 BauGB konnten Stellungnahmen nur zu den
geanderten Teilen abgegeben werden. Die entsprechenden Bereiche wur-
den in den Auslegungs- und Beteiligungsunterlagen mit einem gestrichelten
Kasten umrandet. Die hier angesprochenen Punkte gehdrten nicht zu den
gekennzeichneten Teilen. Eine Abwéagung entféllt daher.

In die Begrindung wird jedoch ein entsprechender Hinweis aufgenommen.

TOR16001_13012_4(A).docx



Stadt Tornesch - Bebauungsplan Nr. 98 - Beteiligung der Behérden und der Offentlichkeit gem. §§ 4 a (3), 2 (2) und 3 (2) BauGB: Abwégungsvorschlag

5. Deutsche Telekom, Schreiben vom 28.09.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AUBERUNG

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) — als
Netzeigentimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollméachtigt, alle Rech-
te und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfah-
ren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-
lung:

Gegen die o.a. Planung haben wir keine Bedenken und verweisen auf unse-
re Schreiben.

Stellungnahme vom 14.07.2016
Wir danken fiir die Zusendung der Unterlagen.

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) — als Netzeigen-
timerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und bevollméchtigt, alle Rechte und Pflichten der
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen
und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g.
Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Wir verweisen in dieser Angelegenheit auf unser Schreiben vom 19.04.2016

Stellungnahme vom 19.04.2016
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen:

In allen Strallen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit ei-
ner Leitungszone in einer Breite von ca. 0,30 m fiir die Unterbringung der Telekom-
munikationslinien der Telekom vorzusehen.
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ABWAGUNGSVORSCHLAG

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen.

Entsprechende Hinweise sind in die Begriindung aufgenommen worden.
Die AuBerung wird in der Ausbauplanung beriicksichtigt.

Entsprechende Hinweise werden in die Begriindung aufgenommen.
Die AuBerung wird in der Ausbauplanung beriicksichtigt.
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5. Deutsche Telekom, Schreiben vom 28.09.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AUBERUNG

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt Bdume und unterirdische
Leitungen und Kanéle", Gemeinschaftsausgabe der Deutschen Vereinigung fiir
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall und dem Deutscher Verein des Gas- und
Wasserfaches, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6.3, zu beachten. Wir
bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung
und- Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert wer-
den.

Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhal-

tung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert
werden.

Fiir den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinie-
rung mit dem Strallenbau und den BaumalBnahmen der anderen Leitungstrager ist
es notwendig, dass Beginn und Ablauf der ErschlieBungsmalBnahmen im Be-
bauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der im Briefkopf
genannten Adresse so frith wie méglich, mindestens 2 Monate vor Baubeginn,
schriftlich angezeigt werden.

6. NABU - SH, Neumiinster, Schreiben vom 01.11.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Die zwischenzeitlich erfolgten Anpassungen bzw. Anderungen der urspriing-
lichen Planung und die Einbringung in die jetzt vorliegende Fassung finden
die Zustimmung des NABU.

Dies gilt besonders fiir die Anderungen hinsichtlich des MaRes der bauli-
chen Nutzung und der daraus folgenden Korrektur der Eingriffs Ausgleichs-
bilanzierung, ebenso die Erganzungen im Umweltbericht mit den daraus
sich ergebenden in den B-Plan ibernommenen Hinweisen auf artenschutz-
rechtliche Verbotstatbestande und den Schutz von Baumen (IV. Hinweise,
IvV.2.,IV.3.).
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ABWAGUNGSVORSCHLAG

Es wurden keine neuen Gesichtspunkte vorgetragen. Die Abwagung wird
beibehalten.

ABWAGUNGSVORSCHLAG

Die AuBerungen werden zur Kenntnis genommen.
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6. NABU - SH, Neumiinster, Schreiben vom 01.11.2016
ZUSAMMENFASSUNG DER AURERUNG

Im Umweltbericht wird unter "Festsetzungen zur Griinordnung" unter 5. da-
rauf verwiesen dass Gehdlzschnitt und Gehdlzbeseitigungen nur aufRerhalb
der Brutzeit, d.h. nur vom 01.10 bis 01.03. des Folgejahres durchzufiihren
sind.

Zur Mahd der Gras-/ Krautflur auf den Knickschutzstreifen wird in den Fest-
setzungen zur Griinordnung nur auf eine regelmaflige Mahd und Abfuhr des
Mahguts verwiesen. - Der NABU schlagt vor, hierzu Erganzungen vorzu-
nehmen und umzusetzen, wie z.B. "ein- (zwei-) malige Mahd jedoch nicht
vor dem 15.07.", um Eingriffe und somit Artenverluste in der Brut und
Setzzeit zu vermeiden. Dies gilt gerade auch fiur die zunehmend gefahrde-
ten Bestande von Insekten. Zu deren Schutz ware auch eine abschnittswei-
se, Jahr um Jahr wechselnde Mahd angebracht und winschenswert.

Der NABU behalt sich Erganzungen seiner Stellungnahme vor. Der NABU
bittet um RuckauRerung, wie Uber seine Stellungnahme befunden wurde
sowie um weitere Beteiligung am Verfahren.

ABWAGUNGSVORSCHLAG

Gemal § 4 a Abs. 3 Satz 2 BauGB konnten Stellungnahmen nur zu den
geanderten Teilen abgegeben werden. Die entsprechenden Bereiche wur-
den in den Auslegungs- und Beteiligungsunterlagen mit einem gestrichelten
Kasten umrandet. Die hier angesprochenen Punkte gehdrten nicht zu den
gekennzeichneten Teilen. Eine Abwéagung entféllt daher.

Dennoch wird die Stadt Tornesch die gesetzlich vorgeschriebenen Zeiten
einhalten.

Die AuBerung wird zur Kenntnis genommen und beriicksichtigt.

7. Kreis Pinneberg, Fachdienst StraBenbau und Verkehrssicherheit, Schreiben vom 14.10.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AUBERUNG

Zum vorgelegten B-Plan 98 der Stadt Tornesch werden, nach Abstim-
mung mit der Polizeidirektion Bad Segeberg SG 1.3, keine Bedenken
und folgende Hinweise gegeben:

1. es werden mindestens 2 Stellplatze pro Wohneinheit zuziglich Besu-
cherparkplatzen empfohlen.
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ABWAGUNGSVORSCHLAG

Gemal § 4 a Abs. 3 Satz 2 BauGB konnten Stellungnahmen nur zu den
geanderten Teilen abgegeben werden. Die entsprechenden Bereiche wur-
den in den Auslegungs- und Beteiligungsunterlagen mit einem gestrichelten
Kasten umrandet. Die hier angesprochenen Punkte gehdrten nicht zu den
gekennzeichneten Teilen. Eine Abwéagung entféllt daher.

Die AuRerungen werden jedoch zur Kenntnis genommen und im Rahmen
der Ausbauplanung weitergehend gepruft
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7. Kreis Pinneberg, Fachdienst StraBenbau und Verkehrssicherheit, Schreiben vom 14.10.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AUBERUNG

2, es ist auf ausreichende Schleppkurven fur Ver- und Entsorgungsfahr-
zeuge zu achten,

3. bei der Pflasterung in den Einmiundungsbereichen zu den Haupter-
schlieBungsstralden ist auf darauf zu achten, dass die Rechts- vor Links-
regelung nicht beeintrachtigt wird (Pflasterung zurickgezogen, kein
Tiefbord),

4. Beschilderungen sowie Markierungen sind frihzeitig mit der Ver-
kehrsbehorde abzustimmen.

ABWAGUNGSVORSCHLAG

8. LBV, Niederlassung Itzehoe. Schleswig-Holstein, Schreiben vom 13.10.2016

ZUSAMMENFASSUNG DER AUBERUNG

Mit Schreiben vom 28.09.2016 legen Sie mir die oben genannte Bauleitpla-
nung der Stadt Tornesch erneut vor und erbitten hierzu meine Stellungnah-
me bis zum 04.11.2016.

Gegen den erneut vorgelegten Plan und die gleichzeitige 6ffentliche Ausle-
gung habe ich in strallenbaulicher und verkehrlicher Sicht keine Bedenken.
Von mir verwaltete Stralen des Uberértlichen Verkehrs werden durch die
Bauleitplanung nicht betroffen.

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Strallen des Uberértlichen
Verkehrs mit Ausnahme der Kreisstralen. Eine zusatzliche Stellungnahme
in straenbaulicher und -verkehrlicher Hinsicht durch das Ministerium fir
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie erfolgt nicht.

ABWAGUNGSVORSCHLAG

Die AuBerungen werden zur Kenntnis genommen.

C. VoON DER OFFENTLICHKEIT WURDEN KEINE ABWAGUNGSRELEVANTEN STELLUNGNAHMEN ABGEGEBEN
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Aufgestellt: 21.11.2016
Hindenburgdamm 98 . 25421 Pinneberg
Tel.: (04101) 852 15 72

C|I"I Stadtplanung Fax: (04101) 852 15 73

E-Mail: buero@dn-stadtplanung.de
beraten . planen . entwickeln . gestalten Internet: www.dn-stadtplanung.de

gez.
Dipl. Ing. Dorle Danne
Dipl. Ing. Anne Nachtmann
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STADT | TORNESCH

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/16/191
Status: offentlich
Datum: 15.11.2016

Federfihrend: Bericht im Ausschuss: Henning Tams
Bericht im Rat:

Bau- und Planungsamt Bearbeiter: Henning Tams

(vorhabenbezogener) B-Plan 101 "sudlich Uetersener StraBe, westlich
Willy-Meyer-StraBe” (B-Plan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB)

- Aufstellungsbeschluss

Beratungsfolge:

Datum Gremium

05.12.2016  Bau- und Planungsausschuss

Sachbericht
Stellungnahme der Verwaltung
Prifungen: 1. Umweltvertraglichkeit

2. Kinder- und Jugendbeteiligung
Finanzielle Auswirkungen
Beschlussempfehlung

mo Qowp

Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwaltung

Uber die Aufstellung des vorhabenbezogenen B-Plans 101 wurde im Bau- und Planungsaus-
schuss bereits am 05.09.2016 (VO/16/106), uber das gemeindliche Einvernehmen zum Neu-
bau eines Arztehauses an diesem Standort am 07.11.2016 (VO/16/164) beraten, Beschliisse
wurden nicht gefasst, das Thema auf den Beirat zur Ortskernplanung verwiesen.

Im Rahmen der Beratung im Beirat zur Ortskernplanung am 09.11.2016 wurde der Weg fur
eine Entscheidung zum Thema ,vorhabenbezogener B-Plan 101 bereitet:

Der Ortskernbeirat ist gemeinsam mit dem mit dem Ortskernentwicklungskonzept beauftrag-
tem Planungsbiiro (AC Planergruppe) und der Verwaltung der Ansicht, dass ein Arztehaus
mit bis zu vier Geschossen im Eckbereich Willy-Meyer-Str./Uetersener Str. stadtebaulich
eine Bereicherung fur den Ortskern darstellt, auch wenn ein Teil der Besucherparkplatze
nicht auf dem Grundstiick nachgewiesen werden kann und im 6ffentlichen Strallenraum be-
reitgestellt werden muss. Des Weiteren wird empfohlen, dass das oberste Geschoss als
Staffelgeschoss errichtet wird und der Eckbereich eine gréllere Gebaudehdhe aufweisen
soll, um die stadtebauliche Bedeutung als Abschluss des gegenuberliegenden Platzberei-
ches (Vorplatz des ehemaligen Pennymarktes) zu betonen. Zudem soll die kiinftige Fassa-
dengestaltung des bestehenden ehemaligen Sparkassengebaudes gestalterisch an die des
kinftigen Neubaus auf dem Grundstick der friheren Postamtes angeglichen werden.

Es wird als wichtig erachtet, dass planungsrechtlich gesichert wird, dass die inhaltlichen und
zeitlichen Vorgaben der Stadt umgesetzt werden. Geeignetes Instrument hierfir ist der vor-
habenbezogene Bebauungsplan. In diesem Fall verpflichtet sich der Vorhabentrager in ei-
nem Durchflihrungsvertrag (stadtebaulicher Vertrag zwischen Vorhabentrager und Stadt),

Vorlage VO/16/191 der Stadt Tornesch Seite: 1/3
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einen mit der Stadt abgestimmten Plan (Vorhaben- und ErschlieBungsplan) innerhalb einer
angemessenen Frist umzusetzen. Parallel dazu wird ein Bebauungsplan (vorhabenbezoge-
ner Bebauungsplan) aufgestellt, wobei der Satzungsbeschluss zum B-Plan erst nach Unter-
zeichnung des Durchflhrungsvertrags erfolgen darf. Ein Durchfihrungsvertrag kann auch,
wie in diesem Fall, mit mehreren Vorhabentradgern, abgeschlossenen werden, wenn sich die
Vorhabentrager zu einer GbR zusammenschliel3en.

Diese Vorlage beinhaltet nur den Aufstellungsbeschluss fiir den vorhabenbezogenen B-Plan.
Auf dieser Basis kann der Vorhabentrager in detaillierte Planungen einsteigen. Diese werden
dem Ortskernbeirat und dem Bau- und Planungsausschuss vorgelegt, bevor vsl. im Februar
2017 der Beschluss zur Freigabe der friihzeitigen Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung
gefasst werden kann.

(Anmerkung zur Geltungsbereichsdarstellung: Der Geltungsbereich des B-Plans ist etwas
groler als die Flachen, die dem Vorhabentrager zur Verfigung stehen werden; konkret geht
es um die westlich an das Grundstiick der ehemaligen Postfiliale angrenzende Flache, auf
der Abstellflachen bzw. eine Stellplatzanlage vorhanden ist, die voraussichtlich zu einem Teil
fur das Vorhaben des Arztehauses genutzt werden kann; im B-Plan kénnte diese Flache
bestandsorientiert als Stellplatzanlage ausgewiesen werden, der Vorhaben- und Erschlie-
Rungsplan dagegen stellt ausschliellich Flachen dar, die dem Vorhabentrager zur Verfliigung
stehen!)

Zu C: Priifungen

1. Umweltvertraglichkeit
entfallt

2. Kinder- und Jugendbeteiligung

entfallt

Zu D: Finanzielle Auswirkungen / Darstellung der Folgekosten
Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen: |:| ja nein

Die MalRnahme/Aufgabe ist: | vollstandig eigenfinanziert
teilweise gegenfinanziert
vollstandig gegenfinanziert

Auswirkungen auf den Stellenplan: : Stellenmehrbedarf Stellenminderbedarf
héhere Dotierung Niedrigere Dotierung
Keine Auswirkungen

Es wurde eine Wirtschaftlichkeitspriufung durchgefuhrt: \:’ ja \:’ nein

Es liegt eine Ausweitung oder eine Neuaufnahme einer

Freiwilligen Leistung vor: |:| ja |:| nein

Produkt/e:

2016 | 2017 | 2018 | 2019 | 2020 | 2021 ff.

in EUR

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge,; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrédge
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand,; Sachaufwand; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstigg
Aufwendungen

Ertrage/Aufwendungen

Ertrage™:
Aufwendungen*:
Saldo (E-A)

Vorlage VO/16/191 der Stadt Tornesch Seite: 2/3
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davon noch zu veranschlagen: ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ |

2016 | 2017 | 2018 | 2019 2020 2021 ff.
in EUR

Investition/Investitionsférderung

Einzahlungen
Auszahlungen

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Ertrage (z.B. Auflésung von Sonderposten)
Abschreibungsaufwand

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Verpflichtungsermachtigungen
davon noch zu veranschlagen:

Folgeeinsparungen/-kosten 2016 2017 12018 2019 | 2020 @ 2021 ff.

(indirekte Auswirkungen, ggf. sorgfaltig zu schatzen) in EUR

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrédge
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand,; Sachaufwand; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstigg
Aufwendungen

Ertrage™:
Aufwendungen™:
Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Zu E: Beschlussempfehlung

1. Fur das Gebiet sudlich der Uetersener Strale in einer Tiefe von ca. 55 m und westlich
der Willy-Meyer-Str. in einer Tiefe von ca. 40 m wird, wie aus dem beiliegenden Lageplan
ersichtlich, der B-Plan 101 aufgestellt. Planungsziel ist das Schaffen der planungsrechtli-
chen Voraussetzungen fiir den Bau eines 3-4 geschossigen Arztehauses im Ortskern
Tornesch. Der Bebauungsplan soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung im be-
schleunigten Verfahren (gem. § 13a BauGB) aufgestellt werden.

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortstiblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB);
es ist ortstiblich bekannt zu machen, dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfah-
ren ohne Durchflhrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden
soll.

3. Der Bebauungsplan soll als vorhabenbezogener Bebauungsplan aufgestellt werden

gez.
Roland Krugel
Burgermeister

Anlage/n:
Geltungsbereich des B-Plans 101

Vorlage VO/16/191 der Stadt Tornesch Seite: 3/3
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STADT | TORNESCH

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/16/190
Status: offentlich
Datum: 15.11.2016

Federfihrend: Bericht im Ausschuss: Henning Tams
Bericht im Rat: Henry Stimer

Bau- und Planungsamt Bearbeiter: Henning Tams

Satzung der Stadt Tornesch uber die auBere Gestaltung von Werbe-
anlagen (Werbesatzung)

- Satzungsbeschluss -

Beratungsfolge:

Datum Gremium

05.12.2016  Bau- und Planungsausschuss
13.12.2016  Ratsversammlung

Sachbericht
Stellungnahme der Verwaltung
Priifungen: 1. Umweltvertraglichkeit

2. Kinder- und Jugendbeteiligung
Finanzielle Auswirkungen
Beschlussempfehlung

mo Qwp»

Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwaltung

In der Sitzung vom 07.11.2016 hat der Bau- und Planungsausschuss die Verwaltung beauf-
tragt, eine Werbesatzung vorzubereiten (Vgl. VO/16/153). Bestimmte Arten aus stadtebauli-
cher Sicht unerwlnschter Aulenwerbung soll auf diese Weise, soweit rechtlich mdglich, ver-
hindert werden. Ein Entwurf der Satzung liegt nun vor.

Die Satzung dient dazu, die Aufstellung bestimmter Werbeanlagen entlang der fir die Auf-
stellung von Werbeanlagen bedeutsame Bereiche, dies sind die wichtigen Strallenztge und
der Bereich um den Bahnhof, zu regulieren.

Werbeanlagen sollen zum einen bestimmte allgemeine Anforderungen erfullen, z.B. sollen
sie im Stadtbild nicht stérend wirken oder ihre Beleuchtung soll blendfrei ausgefiihrt werden.
Zum anderen sollen bestimmte Werbeanlagen in bezeichneten Bereichen ausgeschlos-
sen werden; dies gilt fur Werbeanlagen mit Fremdwerbung, die auf Grund ihrer Grofie (z.B.
grof¥flachige Plakatwande) oder Dynamik (z.B. Bildschirme mit wechselnden Werbeinhalten)
den o6ffentlichen Raum dominieren. Fiir Werbung an der Statte der Leistung, hierzu geho-
ren Einzelhandelsgeschafte und Dienstleistungsunternehmen, setzt die Satzung ausschliel3-
lich die o.g. allgemeinen Anforderungen fest, Werbung an der Statte der Leistung ist von
dem Ausschluss bestimmter Werbeanlagen nicht betroffen, um Wettbewerbsnachteile zu
vermeiden .

Vorlage VO/16/190 der Stadt Tornesch Seite: 1/3
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Zu C: Priifungen

1. Umweltvertraglichkeit

entfallt

2. Kinder- und Jugendbeteiligung

Entfallt

Zu D: Finanzielle Auswirkungen / Darstellung der Folgekosten

Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen: I:I ja nein
Die Maltinahme/Aufgabe ist: : vollstandig eigenfinanziert
teilweise gegenfinanziert

vollstandig gegenfinanziert

Auswirkungen auf den Stellenplan: | | Stellenmehrbedarf Stellenminderbedarf
héhere Dotierung Niedrigere Dotierung
Keine Auswirkungen

Es wurde eine Wirtschaftlichkeitsprifung durchgefuhrt: \:’ ja \:’ nein
Es liegt eine Ausweitung oder eine Neuaufnahme einer

Freiwilligen Leistung vor: |:| ja |:| nein
Produkt/e:

2016 | 2017 1 2018 2019 12020 2021 ff.

Ertrage/Aufwendungen s

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrédge
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand; Sachaufwand; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstigg
Aufwendungen

Ertrage™:

Aufwendungen*:

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

2016 | 2017 | 2018 | 2019 2020 2021 ff.

Investition/Investitionsférderung CEUR

Einzahlungen

Auszahlungen

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Ertrage (z.B. Auflssung von Sonderposten)

Abschreibungsaufwand

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Verpflichtungserméchtigungen

davon noch zu veranschlagen:

Folgeeinsparungen/-kosten 2016 2017 12018 2019 2020 @ 2021 ff.

(indirekte Auswirkungen, ggf. sorgfaltig zu schatzen) in EUR

* Anzugeben bei Ertrdgen, ob Zuschiisse/Zuweisungen; Transferertrdge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Ertrége
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand,; Sachaufwand; Zuschiisse/Zuweisungen oder sonstigg
Aufwendungen

Ertrage™:

Aufwendungen™:

Saldo (E-A)

davon noch zu veranschlagen:

Vorlage VO/16/190 der Stadt Tornesch Seite: 2/3
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Zu E: Beschlussempfehlung

1. Die der Vorlage anliegende ,Satzung der Stadt Tornesch uber die dufere Gestaltung
von Werbeanlagen (Werbesatzung)“ vom 15.11.16 wird beschlossen.

2. Der Burgermeister wird beauftragt, die Satzung auszufertigen und 6ffentlich bekannt
zu machen.

gez.
Roland Krugel
Blrgermeister

Anlage/n:
Entwurf einer ,Satzung der Stadt Tornesch Uber die aullere Gestaltung von Werbeanlagen

(Werbesatzung)“ vom 15.11.16

Vorlage VO/16/190 der Stadt Tornesch Seite: 3/3
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Satzung der Stadt Tornesch tber die dulSere Gestaltung
von Werbeanlagen (Werbesatzung)

Entwurf 15.11.16

Die Ratsversammlung der Stadt Tornesch hat in ihrer Sitzung am ... gemaR §4 der Gemeindeordnung
flr Schleswig-Holstein (GO) in der zurzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit §84 Abs.1 Nr.1 und 2
der Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO SH) in der zurzeit geltenden Fassung, folgende
Satzung beschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

Diese Satzung gilt fir Werbeanlagen an folgenden StraRenziigen innerhalb des bebauten
Stadtgebietes der Stadt Tornesch:

e  Wittstocker Str.

e Jurgen-Siemsen-Str.
e Uetersener Str.

e Ahrenloher Str.

e  Friedrichstr.

e Esinger Str.

e Pinneberger Str.

e Alte Ahrenloher Str.
e Hamburger Str.

e Bahnhofsplatz

e Heimstattenstr.

o  Wilhelmstr.

e Lindenweg

e Groller Moorweg

Damit werden sowohl Bereiche erfasst, die innerhalb des Geltungsbereiches von Bebauungspléanen,
als auch der im Zusammenhang bebauten Ortsteile liegen, der planungsrechtliche AuRenbereich ist
nicht Teil des Geltungsbereiches. Weitergehende Regelungen in Bebauungsplanen oder
Ortsgestaltungssatzungen bleiben unberuhrt.

§ 2 Begriffe

(1) Anlagen der AuRenwerbung (Werbeanlagen) im Sinne dieser Satzung sind alle ortfesten
Einrichtungen, die der Ankilindigung oder Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe und Beruf
dienen. Hierzu zahlen insbesondere Lichtwerbungen, elektronische Wechselwerbeanlagen, Bilder,
Beschriftungen, Bemalungen, Werbefahnen, plastische Darstellungen und fiir Plakate bestimmte
Saulen, Tafeln, Flachen und Transparente.
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,Grol¥flachentafeln” im Sinne dieser Satzung sind beleuchtete und unbeleuchtete Werbeanlagen, die
Abmessungen von mehr als 1,20 x 1,75 m haben.

,Elektronische Wechselwerbeanlagen” im Sinne dieser Satzung sind Werbeanlagen, bei denen
Werbeinhalte durch die Verwendung von Bildschirmen, LED-Anzeigen oder das automatisierte
Verschieben oder Abrollen von Plakaten in kurzen Abstdnden gewechselt werden kénnen.

(2) Nicht als Werbeanlagen im Sinne dieser Satzung gelten befristet aufgestellte Hinweisschilder an
Baustellen auf Projekte, Bauherren und an der Planung Beteiligte sowie fiir Betriebsverlagerungen
oder Neuerdéffnungen.

§ 3 Allgemeine Anforderungen

(1) Werbeanlagen sind so zu errichten, anzuordnen, zu gestalten und zu unterhalten, dass sie nach
Form, Malstab, Werkstoff, Farbe, Lichtwirkung und Gliederung das Erscheinungsbild der
Grundsticke und baulichen Anlagen sowie das Erscheinungsbild der sie umgebenden baulichen
Anlagen, das Orts- und StraBenbild oder den stadtebaulichen Charakter nicht storen.

(2) Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist blendfrei auszufiihren. Die Lichtquelle darf vom
offentlichen Verkehrsraum aus nicht sichtbar sein. Blink-, Wechsel- oder Reflexbeleuchtung sowie
Lichtprojektionen auf AuRenwanden und auf den Stadtboden, auerdem in den Luftraum
abstrahlende Licht- und Laserstrahlen, sind unzulassig.

§ 4 Zulassigkeit von Werbeanlagen
(1) GroRflachentafeln und elektronische Wechselwerbeanlagen sind in

e reinen Wohngebieten (§ 3 BauNVO),

e allgemeinen Wohngebieten (§ 4 BauNVO),

e besonderen Wohngebieten (§ 4a BauNVO),

e Dorfgebieten (§ 5 BauNVO),

e  Mischgebieten (§ 6 BauNVO), die Gberwiegend durch Wohnen gepragt sind

und in Gebieten, die nach der vorhandenen Bebauung solchen Baugebieten entsprechen,
unzuldssig.

(2) Abweichend von § 3 Nr.1 sind GroRflachentafeln und elektronische Wechselwerbeanlagen am Ort
der Leistung zuldssig. Werbung an der Statte der Leistung befindet sich unmittelbar am Ort der
Leistung, fir die geworben wird. Hierzu gehdren Einzelhandelsgeschéafte und
Dienstleistungsunternehmen verschiedener Art.

(3) GroRflachentafeln oder elektronische Wechselwerbeanlagen, die vor die straRenseitige Bauflucht
hervortreten und nicht parallel zur Stralle errichtet werden, sind unzulassig. Dartiber hinaus sind
mehr als 2 nebeneinander stehende GroRflachentafeln bzw. elektronische Wechselwerbeanlagen
unzuldssig.
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§ 5 Abweichungen

(1) Von den Vorschriften dieser Satzung kann auf schriftlichen und begriindeten Antrag hin eine
Abweichung zugelassen werden, wenn die Durchfiihrung der Vorschrift im Einzelfall zu einer offenbar
nicht beabsichtigten Harte fiihren wiirde und die Abweichung mit den 6ffentlichen Belangen und den
allgemeinen Zielsetzungen dieser Satzung vereinbar ist.

(2) Uber die Zulissigkeit von Abweichungen entscheidet die Bauaufsichtsbehérde im Einvernehmen
mit der Stadt Tornesch einzelfallbezogen. Uber das Einvernehmen der Stadt entscheidet der Bau-
und Planungsausschuss durch einfachen Beschluss.

§ 6 Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach §82 Abs. 1 LBO SH handelt ordnungswidrig, wer vorsatzlich oder fahrladssig entgegen §3
unzuldssige Werbeanlagen errichtet oder verandert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRBe bis zu 500.000,-- Euro geahndet werden.

§ 7 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
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	I.  Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB
	I.1. Ausschluss von Nutzungen in den allgemeinen Wohngebieten  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
	In den allgemeinen Wohngebieten sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Gartenbaubetriebe und Tankstellen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO ausgeschlossen.
	In den allgemeinen Wohngebieten sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Gartenbaubetriebe und Tankstellen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO ausgeschlossen.

	I.2. Höchstzulässige Zahl von Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
	Im allgemeinen Wohngebiet sind max. 2 Wohneinheiten je Wohngebäude zulässig.
	Im allgemeinen Wohngebiet sind max. 2 Wohneinheiten je Wohngebäude zulässig.

	I.3. Mindestgrundstücksgröße
	In allen allgemeinen Wohngebieten soll die Mindestgrundstücksgröße 500 m² betragen.
	In allen allgemeinen Wohngebieten soll die Mindestgrundstücksgröße 500 m² betragen.

	I.4. Überschreitung von Baugrenzen (§ 31 Abs. 1 BauGB)
	An- und Vorbauten dürfen die Baugrenze von max. 1/3 der Länge des Hauptbaukörpers in einer Tiefe von max. 1,50 m überschreiten.
	An- und Vorbauten dürfen die Baugrenze von max. 1/3 der Länge des Hauptbaukörpers in einer Tiefe von max. 1,50 m überschreiten.

	I.5.  Ausnahme vom Maß der baulichen Nutzung
	(§ 16 Abs. 6 BauNVO i. V. m . § 31 Abs. 1 BauGB)
	Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) darf durch die Grundfläche von Terrassen um max. 20 m² überschritten werden.
	Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) darf durch die Grundfläche von Terrassen um max. 20 m² überschritten werden.

	I.6. Stellplätze, Carports und Garagen mit ihren Ein- und Ausfahrten, Nebenanlagen  (§ 12 Abs. 6 BauNVO; § 14 Abs. 1 BauGB)
	I.6.1 Garagen, Carports sowie Nebenanlagen müssen einen Abstand von mindestens 3,00 m von öffentlichen Verkehrsflächen einhalten. Dies gilt nicht für Einfriedungen und nicht für das Teilgebiet Qu. 8.
	I.6.2 Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete dürfen Grundstücksein- und -ausfahrten eine Breite von 5,00 m je Nutzungseinheit nicht überschreiten. Dies gilt nicht für das Teilgebiet Qu. 8.
	I.6.1 Garagen, Carports sowie Nebenanlagen müssen einen Abstand von mindestens 3,00 m von öffentlichen Verkehrsflächen einhalten. Dies gilt nicht für Einfriedungen und nicht für das Teilgebiet Qu. 8.
	I.6.2 Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete dürfen Grundstücksein- und -ausfahrten eine Breite von 5,00 m je Nutzungseinheit nicht überschreiten. Dies gilt nicht für das Teilgebiet Qu. 8.

	I.7.  Lärmschutzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
	I.7.1 Für alle Aufenthaltsräume muss ein ausreichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude geschaffen werden. Hierzu sind die Außenbauteile der Gebäudekörper entsprechend dem nach DIN 4109 „...
	Anmerkungen: Die in der Tabelle aufgeführten Schalldämm-Maße gelten für das gesamte Außenbauteil, das heißt für die Kombination aus Fenster, Türen Wand und ggf. nach außen führende Belüftungseinrichtungen.
	Die in der Tabelle genannten Anforderungen verstehen sich in Abhängigkeit der Raum- bzw. Bürogrößen zuzüglich der Korrekturwerte nach Tabelle 9 der DIN 4109.
	Anmerkungen: Die in der Tabelle aufgeführten Schalldämm-Maße gelten für das gesamte Außenbauteil, das heißt für die Kombination aus Fenster, Türen Wand und ggf. nach außen führende Belüftungseinrichtungen.
	Die in der Tabelle genannten Anforderungen verstehen sich in Abhängigkeit der Raum- bzw. Bürogrößen zuzüglich der Korrekturwerte nach Tabelle 9 der DIN 4109.

	I.7.2 Schlaf- und Kinderzimmer sind der lärmabgewandten Gebäudeseite zuzuordnen. Sollten nicht alle Schlaf- und Kinderzimmer der lärmabgewandten Seite zugeordnet werden können, sind für Schlafräume und Kinderzimmer zur lärmzugewandten Seite (Richtung ...
	I.7.1 Für alle Aufenthaltsräume muss ein ausreichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude geschaffen werden. Hierzu sind die Außenbauteile der Gebäudekörper entsprechend dem nach DIN 4109 „...
	Anmerkungen: Die in der Tabelle aufgeführten Schalldämm-Maße gelten für das gesamte Außenbauteil, das heißt für die Kombination aus Fenster, Türen Wand und ggf. nach außen führende Belüftungseinrichtungen.
	Die in der Tabelle genannten Anforderungen verstehen sich in Abhängigkeit der Raum- bzw. Bürogrößen zuzüglich der Korrekturwerte nach Tabelle 9 der DIN 4109.
	Anmerkungen: Die in der Tabelle aufgeführten Schalldämm-Maße gelten für das gesamte Außenbauteil, das heißt für die Kombination aus Fenster, Türen Wand und ggf. nach außen führende Belüftungseinrichtungen.
	Die in der Tabelle genannten Anforderungen verstehen sich in Abhängigkeit der Raum- bzw. Bürogrößen zuzüglich der Korrekturwerte nach Tabelle 9 der DIN 4109.

	I.7.2 Schlaf- und Kinderzimmer sind der lärmabgewandten Gebäudeseite zuzuordnen. Sollten nicht alle Schlaf- und Kinderzimmer der lärmabgewandten Seite zugeordnet werden können, sind für Schlafräume und Kinderzimmer zur lärmzugewandten Seite (Richtung ...


	II.  Grünordnerische Festsetzungen  § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB
	II.1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
	Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dienen dem Erhalt der vorhandenen - gemäß § 21 LNatSchG gesetzlich geschützten Knicks sowie der Schaffung vorgelagerter...
	Der Knickschutzstreifen ist der Entwicklung einer Gras-/ Krautflur zu überlassen und durch regelmäßige Mahd zu pflegen. Das Mähgut ist immer abzufahren.
	Innerhalb der Flächen sind Bodenversiegelungen, Geländeaufhöhungen und -abtragungen sowie Anlagen zur Regenrückhaltung nicht zulässig. Im gekennzeichneten Bereich der Maßnahmenfläche darf ein Geh- und Radweg angelegt werden.
	Mögliche Arten:
	Apfel (Malus sylvestris)
	Birne (Pyrus communis)
	Esche (Fraxinus excelsior)
	Feldahorn (Acer campestre)
	Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus)
	Hasel (Corylus avellana)
	Holunder (Sambucus nigra)
	Hundsrose (Rosa canina)
	Schlehe (Prunus spinosa)
	Weißdorn (Crataegus monogyna)
	Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dienen dem Erhalt der vorhandenen - gemäß § 21 LNatSchG gesetzlich geschützten Knicks sowie der Schaffung vorgelagerter...
	Der Knickschutzstreifen ist der Entwicklung einer Gras-/ Krautflur zu überlassen und durch regelmäßige Mahd zu pflegen. Das Mähgut ist immer abzufahren.
	Innerhalb der Flächen sind Bodenversiegelungen, Geländeaufhöhungen und -abtragungen sowie Anlagen zur Regenrückhaltung nicht zulässig. Im gekennzeichneten Bereich der Maßnahmenfläche darf ein Geh- und Radweg angelegt werden.
	Mögliche Arten:
	Apfel (Malus sylvestris)
	Birne (Pyrus communis)
	Esche (Fraxinus excelsior)
	Feldahorn (Acer campestre)
	Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus)
	Hasel (Corylus avellana)
	Holunder (Sambucus nigra)
	Hundsrose (Rosa canina)
	Schlehe (Prunus spinosa)
	Weißdorn (Crataegus monogyna)

	II.2. Flächen mit Erhaltungsfestsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)
	Auf der in der Planzeichnung festgesetzten Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Anpflanzungen innerhalb der Teilfläche Qu. 2 sind die dort stockenden Gehölze auf Dauer zu erhalten. Abgängige Gehölze sind durch entsprechende Neupflanz...
	Auf der in der Planzeichnung festgesetzten Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Anpflanzungen innerhalb der Teilfläche Qu. 2 sind die dort stockenden Gehölze auf Dauer zu erhalten. Abgängige Gehölze sind durch entsprechende Neupflanz...

	II.3. Anpflanzfestsetzungen von Bäumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)
	II.3.1 An den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten entlang der westlichen Plangebietsgrenze sind Einzelbäume einer standortgerechten Art, Stammumfang mindestens 18 - 20 cm, auf einer jeweils mindestens 12 qm großen offenen Vegetationsfläche z...
	Artenvorschläge:
	Eschen-Ahorn (Acer negundo)
	Esche (Fraxinus excelsior)
	Schwarz-Erle (Alnus glutinosa)
	Artenvorschläge:
	Eschen-Ahorn (Acer negundo)
	Esche (Fraxinus excelsior)
	Schwarz-Erle (Alnus glutinosa)

	II.3.2 Auf jedem Baugrundstück der Allgemeinen Wohngebiete ist je Grundstück mindestens ein kleinkroniger, heimischer und standortgerechter Laubbaum (Stammumfang mind. 14 - 16 cm) zu pflanzen. Im Wurzelbereich eines jeden Laubbaumes ist eine offene V...
	Artenvorschläge:
	bodenständige Hochstamm-Obstsorten
	Ahorn (Acer in Arten)
	Rotdorn und Weißdorn (Crataegus in Arten)
	Vogelbeere (Sorbus aucuparia)
	Zier-Apfel (Malus)
	Zier-Kirsche (Prunus)
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	II.3.3 Im Bereich der Verkehrsgrünflächen ist 1 großkroniger Einzelbaum, Stammumfang mindestens 18 - 20 cm, auf einer jeweils mindestens 12 qm großen offenen Vegetationsfläche zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten; der Baumstandort ist gegen ein Befa...
	In der Planzeichnung ist der mögliche Baumstandort unverbindlich dargestellt.
	Bei Abgang des Gehölzes ist gleichwertiger Ersatz zu schaffen. Vom dargestellten Standort darf innerhalb der Verkehrsgrünflächen abgewichen werden.
	Artenvorschläge:
	Eiche (Quercus in Arten)
	Bergahorn (Acer pseudoplatanus)
	Hainbuche (Carpinus betulus)
	Spitzahorn (Acer platanoides)
	Linde (Tilia in Arten)
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	II.3.4 Auf Stellplatzanlagen ist je angefangene 5 Stellplätze ein standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. Im Wurzelbereich eines jeden Laubbaumes ist eine offene Vegetationsfläche mit einem durchwurzelbaren Raum von mindestens 10 qm (Mindestbreite vo...
	Artenvorschläge:
	Eiche, ungarisch (Quercus frainetto ‚Trump‘)
	Purpur-Erle (Alnus x spaethii)
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	II.3.1 An den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten entlang der westlichen Plangebietsgrenze sind Einzelbäume einer standortgerechten Art, Stammumfang mindestens 18 - 20 cm, auf einer jeweils mindestens 12 qm großen offenen Vegetationsfläche z...
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	II.4. Flächen mit Anpflanzfestsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)
	Auf den in der Planzeichnung festgesetzten Flächen mit Anpflanzfestsetzungen für Hecken innerhalb der privaten Grünflächen sind landschaftsgerechte Laubgehölzhecken auf einem 1,50 m breiten offenen Vegetationsstreifen zu pflanzen; die Anpflanzung ist...
	Auf den in der Planzeichnung festgesetzten Flächen mit Anpflanzfestsetzungen für Hecken innerhalb der öffentlichen Grünflächen (im Bereich der Parkflächen) sind landschaftsgerechte Laubgehölzhecken auf einem 1,00 m breiten offenen Vegetationsstreifen...
	Gehölzpflanzungen sind im Abstand von 1,00 m zueinander und mit 2x verpflanzter Ware vorzunehmen.
	Artenvorschläge:
	Hainbuche (Carpinus betulus)
	Liguster (Ligustrum vulgare)
	Weißdorn (Crataegus monogyna)
	Feldahorn (Acer campestre)
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	II.5. Festsetzungen zur Wasserwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB; § 84 LBO)
	Das im Baugebiet anfallende Niederschlagswasser ist von den Baugrundstücken in die öffentlichen Mulden in den Grünflächen abzuleiten.
	Das im Baugebiet anfallende Niederschlagswasser ist von den Baugrundstücken in die öffentlichen Mulden in den Grünflächen abzuleiten.

	II.6. Einfriedungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB; § 84 LBO)
	Als Grundstückseinfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen und öffentlicher Grünflächen sind nur landschaftstypische Laubhecken mit einer Mindesthöhe von 1,00 m zulässig, die dauerhaft zu erhalten sind.
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	III.  Örtliche Bauvorschriften (§ 84 Abs. 1 LBO)
	III.1. Gebäudehöhen
	III.1.1 Sockelhöhe
	Die Oberkante Fertigfußboden (= Sockelhöhe) darf maximal 50 cm (gemessen ab Fahrbahnoberkante der nächstgelegenen, mit Kraftfahrzeugen befahrbarer öffentlichen Verkehrsfläche vor dem Baugrundstück in Gebäude- und Straßenmitte) betragen.
	Die Oberkante Fertigfußboden (= Sockelhöhe) darf maximal 50 cm (gemessen ab Fahrbahnoberkante der nächstgelegenen, mit Kraftfahrzeugen befahrbarer öffentlichen Verkehrsfläche vor dem Baugrundstück in Gebäude- und Straßenmitte) betragen.

	III.1.2 Firsthöhe
	Die Firsthöhe darf im gesamten Plangebiet maximal 10,00 m betragen. Als Firsthöhe gilt der senkrechte Abstand zwischen Oberkante Fertigfußboden (= Sockelhöhe) und dem höchsten Punkt des Firstes, gemessen in der Firstmitte.
	Die Firsthöhe darf im gesamten Plangebiet maximal 10,00 m betragen. Als Firsthöhe gilt der senkrechte Abstand zwischen Oberkante Fertigfußboden (= Sockelhöhe) und dem höchsten Punkt des Firstes, gemessen in der Firstmitte.
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	Die Oberkante Fertigfußboden (= Sockelhöhe) darf maximal 50 cm (gemessen ab Fahrbahnoberkante der nächstgelegenen, mit Kraftfahrzeugen befahrbarer öffentlichen Verkehrsfläche vor dem Baugrundstück in Gebäude- und Straßenmitte) betragen.

	III.1.2 Firsthöhe
	Die Firsthöhe darf im gesamten Plangebiet maximal 10,00 m betragen. Als Firsthöhe gilt der senkrechte Abstand zwischen Oberkante Fertigfußboden (= Sockelhöhe) und dem höchsten Punkt des Firstes, gemessen in der Firstmitte.
	Die Firsthöhe darf im gesamten Plangebiet maximal 10,00 m betragen. Als Firsthöhe gilt der senkrechte Abstand zwischen Oberkante Fertigfußboden (= Sockelhöhe) und dem höchsten Punkt des Firstes, gemessen in der Firstmitte.


	III.2. Außenwände
	Außenwände der Hauptgebäude sind als Sichtmauerwerk oder als Holzverkleidung herzustellen. Für max. 30% der Gesamtwandfläche sind andere Materialien zulässig. Wohngebäude und sonstige Gebäude mit einer zulässigen Hauptnutzung, deren Außenwände aus sic...
	Außenwände der Hauptgebäude sind als Sichtmauerwerk oder als Holzverkleidung herzustellen. Für max. 30% der Gesamtwandfläche sind andere Materialien zulässig. Wohngebäude und sonstige Gebäude mit einer zulässigen Hauptnutzung, deren Außenwände aus sic...

	III.3.  Aufschüttungen und Abgrabungen
	Die Geländeübergänge zwischen den öffentlichen Grünflächen und den privaten  Grünflächen sind ohne Niveauversprung in Form einer Abböschung herzustellen. Abgrabungen an den Gebäuden sind unzulässig. Bezugspunkt ist die öffentliche Grünfläche.
	Die Geländeübergänge zwischen den öffentlichen Grünflächen und den privaten  Grünflächen sind ohne Niveauversprung in Form einer Abböschung herzustellen. Abgrabungen an den Gebäuden sind unzulässig. Bezugspunkt ist die öffentliche Grünfläche.

	III.4.  Dächer
	Dächer sind als geneigte Dachflächer mit mindestens 20 Grad Dachneigung auszuführen. Dächer mit einer geringeren Neigung sind als begrünte Dächer oder als transparente Dächer (z.B. Wintergärten, Terrassenüberdachungen, Windfänge) aufzuführen.
	Dachüberstände sind bis zu einem Maß von max. 1,00 m zulässig.
	Dächer sind als geneigte Dachflächer mit mindestens 20 Grad Dachneigung auszuführen. Dächer mit einer geringeren Neigung sind als begrünte Dächer oder als transparente Dächer (z.B. Wintergärten, Terrassenüberdachungen, Windfänge) aufzuführen.
	Dachüberstände sind bis zu einem Maß von max. 1,00 m zulässig.


	IV.  Hinweise
	IV.1. Garagen, Carports und Stellplätze
	Je Wohneinheit sollen auf den Baugrundstücken mindestens 2 Stellplätze für Pkw (offen oder in Garagen/ Carports) errichtet werden.
	Je Wohneinheit sollen auf den Baugrundstücken mindestens 2 Stellplätze für Pkw (offen oder in Garagen/ Carports) errichtet werden.

	IV.2. Artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände
	IV.3. Schutz von Bäumen

	Aufgestellt: Pinneberg, 27.07.2016
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	Stadt Tornesch, Bebauungsplan Nr. 98 „Westlich Kleiner Moorweg, südlich Schäferweg“
	A. Weder Anregungen noch Hinweise äußerten folgende Beteiligte:
	1. Gemeinde Ellerhoop, über Amt Rantzau, Schreiben vom 29.06.2016
	2. Gemeinde Prisdorf über Amt Pinnau, Schreiben vom 05.07.2016
	3. Wasserverband Pinnau-Bilsbek-Gronau, Schreiben vom 04.07.2016
	4. Landesamt für Landwirtschaft und ländliche Räume, untere Forstbehörde, Schreiben vom 01.07.2016
	5. azv Südholstein, Schreiben vom 07.07.2016
	6. Landesamt für Landwirtschaft und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 30.06.2016
	7. Gemeinde Appen und Moorrege über Amt Moorrege, Schreiben vom 17.08.2016
	B. Folgende Beteiligte äußerten Anregungen oder gaben Hinweise:
	1. Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 15.07.2016
	2. Kreis Pinneberg, Fachdienst Straßenbau und Verkehrssicherheit,  Schreiben vom 29.06.2016
	3. LBV, Niederlassung Itzehoe. Schleswig-Holstein, Schreiben vom 13.04.2016/ 28.06.1016
	4. Kreis Pinneberg, Fachdienst  Bürgerservice, Schreiben vom 22.06.2016
	5. Stadt Uetersen,  Schreiben vom 21.07.2016
	6. BUND, Schreiben vom 21.07.2016
	7. Deutsche Telekom, Schreiben vom 14.07.2016
	8. Gemeinde Heidgraben, über Amt Moorrege, Schreiben vom 27.07.2016
	C. Von der Öffentlichkeit wurden keine abwägungsrelevanten Stellungnahmen abgegeben
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	Stadt Tornesch, Bebauungsplan Nr. 98 „Westlich Kleiner Moorweg, südlich Schäferweg“
	A. Weder Anregungen noch Hinweise äußerten folgende Beteiligte:
	1. Gemeinde Ellerhoop, über Amt Rantzau, Schreiben vom 12.10.2016
	2. Gemeinde Prisdorf über Amt Pinnau, Schreiben vom 05.10.2016
	3. Gemeinde Kummerfeld über Amt Pinnau, Schreiben vom 07.10.2016
	4. Landesamt für Landwirtschaft und ländliche Räume, untere Forstbehörde, Schreiben vom 10.10.2016
	5. azv Südholstein, Schreiben vom 10.10.2016
	6. Landesamt für Landwirtschaft und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 27.10.2016
	7. Gemeinde Heidgraben und Moorrege über Amt Moorrege, Schreiben vom 12.10.2016
	8. Gemeinde Klein Nordende über Amt Elmshorn Land, Schreiben vom 08.11.2016
	9. Gemeinde Seeth-Ekholt über Amt Elmshorn Land, Schreiben vom 08.11.2016
	B. Folgende Beteiligte äußerten Anregungen oder gaben Hinweise:
	1. Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein, obere Denkmalschutzbehörde,  Schreiben vom 07.10.2016
	2. Wasserverband Pinnau Bilsbek Gronau, Schreiben vom 05.10.2016
	3. HWK, Lübeck, Schreiben vom 14.10.2016
	4. SVG Südwestholstein, Norderstedt, Schreiben vom 14.10.2016
	5. Deutsche Telekom, Schreiben vom 28.09.2016
	6. NABU - SH, Neumünster, Schreiben vom 01.11.2016
	7. Kreis Pinneberg, Fachdienst Straßenbau und Verkehrssicherheit,  Schreiben vom 14.10.2016
	8. LBV, Niederlassung Itzehoe. Schleswig-Holstein, Schreiben vom 13.10.2016
	C. Von der Öffentlichkeit wurden keine abwägungsrelevanten Stellungnahmen abgegeben
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